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Über 30 Jahre Erfahrung
bei der Beratung von Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen

Neben betriebswirtschaftlichen Beratungen bieten wir als DATEV-Mitglied  unter anderem 
auch folgende Leistungen an:

·  Lohnbuchhaltungen
·  Finanzbuchhaltungen
·  Jahresabschlusserstellungen
·  Erstellung  von Steuererklärungen

Kanzlei Bremen: Argonnenstr. 9 · 28211 Bremen · Telefon (0421) 3 48 99-0 · Fax (0421) 3 48 99-50 · E-mail: mail@blp-bremen.de
Kanzlei Verden: Zollstr. 15 · 27283 Verden · Telefon (04231) 92 20-0 · Fax (04231) 92 20 32 · E-mail:mail@blp-bremen.de

Geschäftsführer: vBP StB Erich H. J. Wolf · WP StB Dipl.-Kfm. Jochen R. Kundel · WPin StBin Dipl.-K�r. Anja Otersen · RA Christian Müller

Unsere bundesweit tätige Kanzlei hat mittlerweile über 30 Jahre Erfahrung bei der Beratung von 
Einrichtungen, die sich der Kinder- und Jugendhilfe verschrieben haben. Deshalb können wir Sie 
auch gezielt bei Themen wie:

·  Existenzgründung
·  Rechtsformberatung
·  Gesprächen mit Banken
·  Verhandlungen mit Jugendämtern
·  Entgeltermittlungen
·  Betriebswirtschaftliche Beratungen / Unternehmensberatungen
·  Nachfolgeregelungen   

begleiten und kompetent unterstützen.
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„Jeder Mensch trägt einen 
Zauber im Gesicht 
und irgendeinem gefällt er.“ 

Friedrich Hebbel, 
deutscher Schriftsteller und
Dichter (1813 – 1863)
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Blickpunkt Jugendhilfe 1/20162

in der Kinder- und Jugendhilfe ist
wieder enorm viel in Bewegung: 
Unbegleitete wie auch begleitete
minderjährige Flüchtlinge sind in
den Mittelpunkt der Wahrnehmung
gerückt; selbst bei den Trägern, die
vor einigen Monaten noch glaubten,
dass diese Personengruppe für sie
keine Rolle spielen würde. Damit
sind gewaltige Heraus forderungen
für die Kinder- und Jugendhilfe 
insgesamt wie auch zusätzliche 
Be lastungen für Träger und für 
Mit arbeiter*innen verbunden.
Die unerwartet große Zahl von
Flüchtlingen stellt Deutschland vor
die größte Herausforderung seit dem
Mauerfall. Die Zuwanderung wird
erhebliche Auswirkungen auf den in
Deutschland bestehenden Werte -
kanon haben, zumal der Strom von
Menschen nicht kleiner wird, so
lange Krieg, Tod, Zerstörung und
Unfreiheit in den Ursprungsländern
herrscht. Die freie Weltgemeinschaft
hat eine ganz besondere Verantwor-
tung und muss sich entscheiden, ob
sie Grenzen oder Menschen schützen
will. Grenzschließungen sind nicht
ohne ernst liche Konsequenzen für
die europäische Wertegemeinschaft
möglich, nach der die Würde jedes
einzelnen Menschen hohe Priorität
hat. Wenn dies so bleiben soll, hat
die Botschaft der Bundeskanzlerin
eine herausragende Bedeutung und
auch Strahlkraft, sie ist ermutigend,
zukunftsgerichtet und menschen-
freundlich. Es ist eine Haltung, 
die zur Gestaltung von Zukunft 
unerlässlich ist und sich von tiefkon -

servativer Modernekritik angenehm
abhebt.    
Die Kinder- und Jugendhilfe ist (mal
wieder) mittendrin in einer Debatte
um die Weiterentwicklung und
Steuerung der HZE in Verbindung
mit der Umsetzung der Ergebnisse
aus der Evaluation des Bundes -
kinderschutzgesetzes. Für Mai dieses
Jahres ist nach derzeitigem Kenntnis-
stand die Vorlage eines ersten Refe-
rentenentwurfs aus dem BMFSFJ an-
gekündigt, der Vorschläge zur Weiter-
entwicklung incl. einer Umsetzung
der sog. inklusiven Lösung (große
Lösung) beinhalten soll. Man wird
sehen, ob – und wenn ja wie – diese
Herausforderungen gelingen können
und ob es in der verbleibenden Zeit
der Legislaturperiode überhaupt
noch möglich sein wird, dieses um-
fangreiche Gesetzesvorhaben zu rea-
lisieren. Es sind überaus komplexe
Fragestellungen zu klären, die von
Bund, Ländern und Gemeinden
enorm viel Kompromissbereitschaft
erfordern.  
Der VPK-Bundesverband hat im 
Januar eine Vereinbarung mit dem
Unabhängigen Beauftragten, Herrn
Johannes-Wilhelm Rörig, unterzeich-
net, die im Inneren dieser Ausgabe
nachzulesen ist. Der VPK macht da-
rin deutlich, dass es ihm ein ganz 
besonderes Anliegen ist, dass Kinder
und Jugendliche in Einrichtungen
bestmöglich vor jedweder Form von
Gewalt im allgemeinen – wie auch
vor sexualisierter Gewalt im beson-
deren Sinne – geschützt sind. Körper-
liche, seelische wie auch sexualisierte

Gewalterfahrungen sind mit dem
Auftrag der Kinder- und Jugendhilfe
in keiner Weise vereinbar. Der VPK
wird private Träger im VPK bei der
Entwicklung individueller Schutz-
konzepte im Rahmen all gemeiner
Qualitätsentwicklung unterstützen,
damit bis Ende 2018 Schutzkonzepte
flächendeckend in allen Einrich -
tungen, die Mitglied im VPK sind,
um gesetzt werden können. 
Es freut uns sehr, dass Johannes-
Wilhelm Rörig zum diesjährigen
PODIUM des VPK mit dem Thema:
„Moral – Macht – Missbrauch –
Schutzkonzepte in der Kinder- und
Jugendhilfe“  nach Mainz kommen
wird. Ebenso freut es uns sehr, dass
Irene Alt, Ministerin für Integration,
Familie, Kinder, Jugend und Frauen
von Rheinland-Pfalz ein persönliches
Grußwort sprechen wird. Da weitere
Expert*innen zum Thema gewonnen
werden konnten, freuen wir uns auf
eine interessante Veranstaltung in
Mainz. 
Den Flyer mit dem Programmablauf
finden Sie in dieser Ausgabe. 

Mit den besten Grüßen

Werner Schipmann
VPK-Bundesverband e.V. 

Liebe Leserinnen und Leser,

Editorial
von Werner 
Schipmann
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Holger Ziegler                                                                      Wirkfaktoren und Wirkungen der Heimerziehung

Wirkfaktoren und Wirkungen 
der Heimerziehung1

Holger Ziegler

Während in der internatio nalen
Debatte Wirkungsforschungen
zur Sozialen Arbeit zu Beginn
der 1970er Jahre teilweise ent-
mutigende Ergebnisse hervorge-
bracht hatten (vgl. Fischer 1973),
kamen – methodisch ausgereifte
– Studien bereits in den späten
1970er und 1980er Jahren zu
deutlich optimistischeren 
Ergebnissen  (siehe z.B.
Reid/Hanrahan 1982, Rubin
1985). Im Gegensatz zu den
nachgerade vernichtenden Er-
gebnissen des bis dahin wenig
bekannten Joel Fischer, wurden
diese Studien verhältnismäßig
wenig rezipiert. Der „nothing
works“-Skeptizismus war (pro-
fessions-)politisch in der Sozia-
len Arbeit – aber auch in der
Kriminologie, der Psychothera-
pie und der Medizin – zu weit ver-
breitet (im Überblick Ziegler 2016).
Dies dürfte auch damit zusammen-
hängen, dass es (daran hat sich we-
nig geändert) im Diskurs der Sozia-
len Arbeit de facto ausschließlich Re-
formerInnen gab (bzw. gibt). Sehr
grob einteilend war das Ergebnis für
‚linke‘ ReformerInnen willkommen,
weil es (vermeintlich) ein Funda-
ment für die berechtigte Kritik an
stigmatisierenden Zu griffen und dia-
log- und partizipationsfeindlichen
Kompetenzan maßungen bot. Für
neo-konservative ReformerInnen lie-
ferten die pessimistischen Befunde
ein argumenta tives Fundament, um
professionelle Handlungs- und Ent-

scheidungsspielräume in Frage zu
stellen und jene managerialistischen
Reformen unter dem Label der Ef-
fektivitäts- und Effizienzsteigerung
in Angriff zu nehmen, mit denen die
Soziale Arbeit seit nunmehr gut 20
Jahren sichtbar konfrontiert wird. 

Nach wie vor werden Wirkungsdefi-
zite in der Sozialen Arbeit konsta-
tiert. Insbesondere verbreitete Maß-
nahmen, wie die SPFH oder teure
Maßnahmen, wie etwa die Heimer-
ziehung, stehen im Verdacht der Wir-
kungslosigkeit. Während sich dieser
Verdacht nur bedingt aus empiri-
schen Studien speist, ist fraglos, dass
die Frage, ob und inwiefern die Kin-
der- und Jugendhilfe in der Lage ist,
Angebote bereit zu stellen, die die
Bedarfe in optimaler Weise versorgen
und die insofern wirksam sind, wie

sie die Handlungs-, Daseins-
und Entwicklungsmöglichkei-
ten junger Menschen und ihrer 
Familien verbessern und die
AdressatInnen bei der Bewäl -
tigung ihrer Lebensführungs-
problematiken unterstützen,
von kardinaler Bedeutung ist
für die Beurteilung der Qua lität
der sozialarbeiterischen Praxis. 

Wenn zurzeit darüber diskutiert
wird, wie Fallzahlen – d.h. im
Wesentlichen auch die Zahl der
in Anspruch genommen Hilfen
– reduziert werden können, 
ist dies aus einer Wirkungs -
perspektive verwunderlich.
Dass eine nicht in Anspruch 
genommene Maßnahme in der
Regel keine effektive Unterstüt-
zung darstellt, liegt auf der

Hand. Es kann davon ausgegangen
werden, dass die die Nicht-In -
anspruchnahme bzw. das Nicht-
Zur-Verfügung-Stellen von Hilfen
bezogen auf den Auftrag der Kinder-
und Jugendhilfe, nämlich Bedarfe in
fallspezifisch angemessener Weise zu
versorgen, das mit großem Abstand
wichtigste Wirksamkeitshindernis
darstellt. Das zweite große Wirksam-
keitshindernis dürften jene vorzei -
tigen, fachlich nicht indizierten Be-
endigungen von Maßnahmen dar-
stellen, die gemeinhin als ‚Abbrüche‘
beschrieben werden (vgl. Tornow 
et al. 2012). Das Problem von Abbrü-
chen ist gerade in der Heimerzie-
hung ein bekanntes und bedeutsa-
mes Problem. Wie bereits die Auto-
ren der JES-Studie feststellen, „leidet
die Effektivität […der Heimerzie-
hung] an der hohen Abbrecherrate.

Holger Ziegler                            Foto: Privat

1 Erstmalig erschienen in: jugendhilfe,
Heft 5/2015
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Wirkfaktoren und Wirkungen der Heimerziehung                                                                                               Holger Ziegler

Betrachtet man nur die beendeten
Verläufe, dann handelt es sich [bei
der Heimerziehung] um die leis-
tungsstärkste Hilfeform“ (BMFSFJ
2002: 545).

Sieht man von den komplexen Pro-
blematiken der Nicht-Inanspruch-
nahme und der Abbrüche  ab, sind
die Befunde der Wirkungsforschung
insgesamt eindeutig: Die Maßnah-
men der Kinder- und Jugendhilfe
leisten einen mess- und bedeutsa-
men Beitrag, um die Lebenssituation
von jungen Menschen und ihren Fa-
milien zu verbessern. Nach den
Maßnahmen der Kinder- und Ju-
gendhilfe haben sich bei einer statis-
tisch überwältigenden Mehrheit der
Fälle, die – in den Wirkungsfor-
schungen je gemessenen Dimensio-
nen der – Lebenssituationen nicht
(weiter) verschlechtert und in der
großen Mehrheit der Fälle (teilweise
deutlich) verbessert. Insgesamt kann
– hier korrespondieren deutsche mit
internationalen Studien – bei Maß-
nahmen der Jugendhilfe von einer
Quote von 60 bis 90 Prozent positi-
ver Entwicklungsverläufe bei mittle-
ren bis hohen Effektraten ausgegan-
gen werden (vgl. Esser/Macsenaere
2012, siehe auch Albus et al. 2010,
Gorey 1996, Forrester 2009, Macdon-
ald et al. 1992). Die Effektraten der
Heimerziehung sind dabei über-
durchschnittlich hoch. Selbst mit
Blick auf vergleichsweise stark indi-
vidualisierte psychologische bzw. in
Psychopathologiekriterien
beschriebe Problemlagen, schneiden
Maßnahmen der Sozialen Arbeit ins-
gesamt nicht schlechter ab, als von
Psychologen durchgeführte Psy-
chotherapien (dazu eindrücklich
Seeligman 1995). 

Während der Sozialen Arbeit von ei-
ner unkritischen Selbstbeweihräu-
cherung dennoch abzuraten ist, gibt
es zu einer Selbstverzwergung kei-
nen Anlass. Die Soziale Arbeit ver-

richtet ihre Aufgaben – trotz bedeut-
samer Ausnahmen im Einzelnen und
erheblicher Probleme im Detail –
insgesamt durchaus erfolgreich und
es hat noch keine andere Profession
gehaltvoll nachgewiesen, dass sie
diese Aufgaben besser oder wirksa-
mer erfüllt.

Das bisher gesagte steht jedoch unter
einem gewichtigen Vorbehalt: Um
zur Wirksamkeit Gehaltvolles zu be-
richten, muss festgelegt werden in
welcher Hinsicht eine Maßnahme
wirksam sein soll. Was als Wirkung
gilt, ist in der Regel keine ‚rein wis-
senschaftliche‘, sondern vor allem
eine normativ-politische Frage. Dem
steht aber nicht entgegen, dass es
mehr oder weniger gute fachliche Ar-
gumente für oder gegen bestimmte
Wirkungskriterien gibt. Das Errei-
chen von Hilfeplanzielen per se ist
z.B. ein bestenfalls mäßiger Wir-
kungsindikator. Dies liegt zum einen
daran, dass anspruchslose Hilfeplan-
ziele einfacher zu erreichen sind als
anspruchsvolle, zum andern können
unterschiedliche Zielformulierungen
bei unterschiedlichen Fällen kaum
sinnvoll miteinander verglichen wer-
den. Die Reduktion von Verhaltens-
auffälligkeiten ist ein anderer, häufig
herangezogener Wirkungsindikator.
Allerdings ist auch dessen Tauglich-
keit beschränkt. Der Grund für
Maßnahmen der Kinder- und Ju-
gendhilfe besteht eben nicht immer
in Verhaltensauffälligkeiten. Folgt
man den Daten des Statistischen
Bundesamtes sind z.B. im Falle der
Heimerziehung Auffälligkeiten im
sozialen Verhalten, Entwicklungs-
auffälligkeiten, seelische Probleme
sowie schulische und berufliche 
Probleme des jungen Menschen bei
deutlich weniger als einem Viertel
der jungen Menschen der Haupt-
grund für die Heimerziehung. Damit
ist nicht gesagt, dass diese Aspekte
keine Rolle spielen. Wenn es aber in
der Heimerziehung nicht primär um

die Bearbeitungen von Verhaltens-
auffälligkeiten geht, führt auch eine
Wirkungsmessung, die die Leistun-
gen der Heimerziehung generell auf
Basis von Verhaltensindikatoren be-
misst, tendenziell in die Irre. Um die
Wirksamkeit (oder Unwirksamkeit)
von Heimerziehung zu erfassen,
könnte es angemessener sein, danach
zu fragen,  ob es ihr gelingt, Soziali-
sationsbedingungen in einer Quali-
tät sicherzustellen, die z.B. gesell-
schaftlich erwartbaren familiären
Sozialisationsbedingungen entspre-
chen. Ein Wirkungsindikator wäre
dann, ob, in welchem Ausmaß und
in welcher Qualität Heimerziehung
„verlässliche und sichere Orte, 
stabile Rahmenbedingungen und
Kontinuität in Beziehungen für jene
Kinder und Jugendlichen […]
biete[t], deren Entwicklungschancen
und Teilhabemöglichkeiten massiv
bedroht sind2“ (Hamberger 2014:
243).

Was an der mehr oder weniger 
wissenschaftlichen Wirkungsdebatte
zunehmend enervierende Wirkun-
gen hat, ist die Darstellung kleiner
Studien, oft zu verhaltenstherapeu -
tischen Maßnahmen, die mit bemer-
kenswert hohen Effektraten auf -

2 Häufig macht es ferner nur bedingt
Sinn, die Wirkungen von intensiven
Maßnahmen mit denen von weniger in-
tensiven zu vergleichen. Zum einen va-
riieren zwischen diesen Maßnahmen
nicht nur die Intensitätsgrade, sondern
auch die Ziele der Maßnahmen, sowie
die individuellen und sozialen Situatio-
nen der Adressatinnen. Darüber hinaus
ist insbesondere die sog. Effektstärke 
einer Maßnahme abhängig von der
Ausgangslage der Problemdichte der
MaßnahmeteilnehmerInnen. Gerade im
Fall von vergleichsweise wenig belaste-
ten Kindern und Familien finden sich
sog. Deckeneffekte: Wenn der Spiel-
raum für positive Veränderungen eher
gering ist, ist auch die Wahrscheinlich-
keit hoher Effekte reduziert.
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warten und sich selbst als ‚Leucht-
türme‘ oder ‚Blue-Prints‘ für eine
flächendeckende Implementierung
stilisieren. Die Nebenprobleme 
solcher Studien bestehen darin, dass
1. eine geringe methodische Qualität
von Studien häufig mit hohen
Effekt raten einhergeht, 2. kleine
Stichproben häufig mit hoher Effek-
tivität einhergehen, 3. ein Verzicht
auf die systematische Berücksichti-
gung von Moderatoren- und Media-
torenvariablen häufig mit einer 
überproportionalen Wirkungszu-
schreibung an die Maßnahme ein-
hergeht (Typ I Error) und 4. gerade
bei solchen ‚kleinen‘ Wirkungs -
evaluationen Follow-Up-Messungen
häufig andere, in der Regel deutlich
geringere, Effektraten aufzeigen. Das
enervierende Hauptproblem ist je-
doch die Proximität der evaluativen
Endpunkte zu den Maßnahme -
inhalten. Dabei geht es um Evaluati-
onskriterien, die sich direkt auf die
in den Maßnahmen thematisierten
Inhalte beziehen. Das Evaluations -
ergebnis besteht dann fast schon
zwingend in hohen Effektstärken. 
Zur Illustration ein pointiertes Bei-
spiel: Stellen Sie sich zwei Gruppen
von SchülerInnen vor. Gruppe 1 soll
‚Spanisch lernen‘, Gruppe 2 soll 30
Spanischvokabeln auswendig lernen.
Eine Evaluation prüft welche Me-
thode effektiver ist. Wenn das Krite-
rium hierfür ist, ob Gruppe 1 oder
Gruppe 2 genau diese 30 Spanisch-
vokabeln besser kann, liegt das Er-
gebnis auf der Hand. 

Aus diesem und einer Reihe weiterer
Gründe werde ich die Ergebnisse
solcher Studien ebenso wie Ver -
gleiche zwischen den Effekten der
Heimerziehung und z.B. den Effek-
ten von Verhaltenstrainings mit 
jungen Menschen mit Verhaltensauf-
fälligkeiten, bemessen an den Verhal-
tensindikatoren, die durch Trainings
bearbeitet werden, nicht in meine
Darstellung einbeziehen. 

Es ist noch einmal zu betonen, dass
Wirkungsforschungen nicht einfach
messen, ob Kinder- und Jugendhilfe
‚wirkt‘. Effekte im Sinne der Wir-
kungsforschung beschreiben das
Ausmaß, indem Maßnahmen das er-
reichen, was Wirkungsmessungen
messen. Was Wirkungsmessungen
erfassen und was Maßnahmen alles
an Gedeihlichem oder Schädlichem
bei den Betroffenen anrichten, kön-
nen sehr unterschiedliche Dinge
sein. Das spricht nicht gegen die
Wirkungsforschung. Ganz im Ge-
genteil bin ich ein energischer Vertre-
ter davon, Wirkungsforschung syste-
matisch für die Praxis ernst zu neh-
men. Nur: Wer behauptet, die Wir-
kungsforschung habe gezeigt, dass
die Kinder- und Jugendhilfe wirkt
(oder nicht wirkt), hat die Wirkungs-
forschung nicht wirklich verstanden
(und die Kinder- und Jugendhilfe
vermutlich ebenfalls nicht). Es wäre
ein Gewinn, wenn es zumindest für
Team- und Einrichtungsleitungen
sowie für JugendamtsmitarbeiterIn-
nen verbindlich wäre, regelmäßig
Weiterbildungen zur methoden -

kritischen Lektüre von Forschungs-
ergebnissen zu besuchen. Sie sollten
zumindest in der Lage sein, die Ope-
rationalisierung von evaluativen
Endpunkten (oder Evaluationskrite-
rien) nachzuvollziehen und entschei-
den zu können, ob, inwiefern und
warum diese Kriterien mit Blick auf
die eigenen Fälle relevant sind oder
eben nicht. Solange dies nicht der
Fall ist, kann der praktische Wert der
Wirkungsdebatte mit ihren ideologi-

schen Wirkungen nicht mithalten
und die Wirkungsdebatte richtet
mehr Schaden als Nutzen an.

Mit Blick auf die Bestimmung von
Wirkungskriterien war die Evalua-
tion des Projekts ‚Wirkungsorien-
tierte Jugendhilfe‘ (vgl. Albus et al.
2010) einigermaßen überzeugend.
Diese Evaluation hat weniger nach
dem Ausmaß von Symptomreduzie-
rungen in vermeintlich oder tatsäch-
lich wesentlichen Problembereichen
gefragt, sondern versucht, Wirkun-
gen im Sinne der Erweiterung des
Ausmaßes und Spektrums effektiv
realisierbarer und hinreichend vonei-
nander unterscheidbarer Möglich-
keiten und Handlungsbefähigungen
zu erfassen, die als relevant betrach-
tet werden, um es jungen Menschen
zu erlauben ein Leben in einer Weise
zu führen, die sie vor dem Hinter-
grund ihrer eigenen Lebensziele
wertschätzen können. Zentrale Di-
mensionen waren dann z.B. Gesund-
heit, Wohnen und Leben, körperli-
che Integrität, Bildung, Fähigkeit zu
Emotionen, Vernunft und Reflexion,
Zugehörigkeit, Zusammenleben,
Kreativität und Kontrolle über die ei-
gene Umgebung. Der überzeugende
Gedanke dabei war, dass Maßnah-
men, wie z.B. die Heimerziehung,
aber auch die SPFH, nicht nur vor-
handene Defizite an einem Indivi-
duum bearbeiten, sondern auch So-
zialisationsbedingungen so gestalten
sollen, dass ein ‚gutes Aufwachsen‘
möglich wird. Eine solche, theore-
tisch anspruchsvolle Modellierung
von Wirkungen, hat eine gewisse
Aussicht darauf, professionsprak-
tisch relevante Einsichten zu liefern.
Allerdings ist es offensichtlich, dass
die Ergebnisse einer solcher Wir-
kungsforschung nicht unbedingt mit
Ergebnissen von Forschungen ver -
glichen werden können, die den Er-
folg einer Maßnahme etwa an der
Reduktion von individuellen Verhal-
tensauffälligkeiten festmachen, wie

Weiterbildungen
zur methoden -
kritischen Lektüre
von Forschungs -
ergebnissen sind
empfehlenswert
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sie sich z.B. durch die Child Beha-
viour Checklist (CBCL) oder andere
aus der Entwicklungspsychopatho-
logie entlehnte Instrumente erfasst
werden. 

Die Heterogenität der ‚Informations-
basis‘ der Wirkungsbemessung
macht eine bilanzierende Zusam-
menfassung der Wirkungen und
Wirkungseinflüsse schwierig. Im
Einzelnen ist auch der Erkenntnisge-
winn einer solchen Zusammenfas-
sung beschränkt. Bemerkenswerter-
weise finden sich aber einige Be-
funde, die vergleichsweise unabhän-
gig von der Wirkungsbestimmung
zu gelten scheinen. Diese werden im
Folgenden knapp skizziert. 

Wie ausgeführt, fällt die Wirkungs-
bilanz der Kinder- und Jugendhilfe
insgesamt positiv aus. Wo Effektra-
ten beschrieben worden sind, sind
diese im mittleren bis hohen, teil-
weise auch im sehr hohen Bereich. In
dieser Globalität gilt dies praktisch
unabhängig davon, wie Effekte er-
fasst worden sind. 

Interessant dürfte sein, dass die Ef-
fekte in aller Regel nicht von einer
spezifischen Handlungsmethode ab-
hängen. Selbst bei vergleichsweise
individualzentrierten Psychothera-
pien, klären spezifische Therapiever-
fahren in der Regel ceteris paribus
zwischen maximal 15% und 1% der
Varianz der Ergebnisse auf (vgl.
Lambert/Ogles 2004, Wampold
2001, Tschuschke et al. 1994). Wie es
Martin Seeligman (2005) formuliert:
Keine spezifische (bona fide) Thera-
pieform kann generell oder auch nur
mit Hinblick auf bestimmte Pro-
blemlagen eine höhere Wirkung als
andere nachweisen. Angesichts der
vergleichsweise starken Einbettung
in intersubjektive und lebensweltli-
che Bedingungskonstellationen und
aufgrund ihrer hohen Abhängigkeit
von Fallverstehen und kontextadä-

quaten Vorgehensweisen ist kaum zu
erwarten, dass der (geringe) Effekt
spezifischer Verfahren im Kontext der
Kinder- und Jugendhilfe stärker aus-
fallen wird als in der Psychotherapie.
In aller Regel zeigen Analysen, dass
professionalitätsbezogene Aspekte
wie z.B. die Qualifikation der Fach-
kräfte, das Ausmaß ihrer Arbeitsau-
tonomie, die Mitbestimmung der
Fachkräfte in den Organisationen,
die Qualität des Teamklimas, das
Vorhandensein von fachlich-reflexiv
begründeten und zugleich verbindli-
chen Ziel- und Handlungskonzeptio-
nen, die Organisationsverbunden-
heit der Fachkräfte aber auch das
Ausmaß an Fallbearbeitungszeit und
Ausgewogenheit von Aufgaben- und
Ressourcen-Planungen Einfluss auf
die Wirksamkeit der Maßnahmen
haben. Darüber hinaus erklären
klare, aber als sinnvoll akzeptierbare
und (auch in normativer Hinsicht)
Orientierung gebende Regeln und
Strukturen, partizipative Kontexte,
die Beziehungsgestaltungen und die
Qualität der Arbeitsbündnisse die
Wirkungsvarianzen von Maßnah-
men (vgl. Albus et al. 2010). Dass, wie
Hoops und Permien (2008: 106) am
Beispiel freiheitsentziehender Maß-
nahmen zeigen, junge Menschen
„die Erfahrung von Wertschätzung,
Unterstützung, Fairness, Verständnis,
Verlässlichkeit sowie Vertrauenswür-
digkeit seitens der Betreuenden als
positiv und wichtig für ihre eigene
Entwicklung ein[schätzen]“
(Hoops/Permien 2008: 106) ist hoch
plausibel und gilt nicht nur für frei-
heitsentziehende Maßnahmen und
nicht nur hinsichtlich der Selbstein-
schätzung junger Menschen, son-
dern kann generell als Wirkfaktor in
den HzE gelten (vgl. Albus et al.
2010, ISA/Uni Bielefeld 2009). 

Befunde aus den EVAS-Studien spre-
chen darüber hinaus dafür, dass Hil-
feplanungen und Jugendhilfemaß-
nahmen, die über einen rein auf

Symptomreduktionen von Defiziten
und Problematiken gerichteten Fo-
kus hinausgehen, sondern darüber
hinaus die Förderungen von Res-
sourcen und Stärken betonen, in der
Regel günstigere Wirkungen errei-
chen (vgl. Macsenaere/Esser 2012). 

Der wohl wesentliche Befund na-
hezu sämtlicher deutscher wie inter-
nationaler Studien lautet, dass die
Wirkung bzw. der Erfolg einer Maß-
nahme in einem hohen Maße mit
der Dauer der Maßnahme korreliert.

Dies ist insgesamt der wohl am bes-
ten abgesicherte Befund. Er gilt ins-
besondere auch in der Heimerzie-
hung, in der Erziehungshilfen von
unter einem Jahr in der Regel keine
oder nur sehr geringe Effekte zeiti-
gen. In der Heimerziehung finden
sich die höchsten Wirkungsraten
nach drei Jahren (vgl.
Macsenaere/Esser 2012). Allerdings
wurde die durchschnittliche Heim-
dauer in den letzten Jahren deutlich
verkürzt. 2012 hatten mehr als die
Hälfte der Heimerziehungen (51,3%)
eine maximale Verweildauer von we-
niger als 12 Monaten. Sollte der Ver-
dacht zutreffen, dass die Dauer der
Heimerziehung aus Kostengründen
reduziert wird, wäre dies auch aus
einer Wirkungsperspektive an der
Grenze zu einem Skandal. Man
würde nachgerade absichtlich ver-
hindern, dass die Heimerziehung
wirksam sein kann. 

Ein Einwand gegen diese Deutung
lautet, dass die im Medianwert kur-
zen Hinunterbringungen ein statisti-
scher Effekt hoher Abbruchraten
sind. Es trifft durchaus zu, dass die
Verweildauer im Falle von Maßnah-
meabbrüchen deutlich kürzer sind,

Blickpunkt Jugendhilfe 1/20166
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Erfolg einer 
Maßnahme korreliert 
mit seiner Dauer
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als bei den planmäßig beendeten
Hilfen. Es trifft auch zu, dass die Ef-
fekte von vorzeitig beendeten Maß-
nahmen deutlich geringer sind als
die von planmäßig beendeten Hilfen
und eine Vermeidung ‚unnötiger‘
Abbrüche als wichtige Möglichkeit
einer signifikanten Effektivitätsstei-
gerung der HzE betrachtet werden
kann. Allerdings kann die Verkür-
zung der Verweildauer in der Heim-
erziehung im letzten Jahrzehnt nicht
hierauf zurückgeführt werden, denn
die Abbruchraten sind in diesem
Zeitraum nicht gestiegen, sondern
gesunken. Darüber hinaus gilt der
enge statistische Zusammenhang
von Dauer und Wirksamkeit der
Hilfe auch unabhängig von der
Frage, ob die Hilfe abgebrochen
wurde oder nicht. 

Die Einflüsse, die einen Abbruch
von Hilfen wahrscheinlich machen,
sind häufig seitenverkehrte Entspre-
chungen jener Einflüsse, die als 
Prädiktoren für die Effektivität von
Maßnahmen gelten können. Das 
Alter der jungen Menschen und die
Problemdichte mit denen sie kon-

frontiert sind, haben einen messba-
ren Einfluss auf die Abbruchwahr-
scheinlichkeit. Neben diesen Ein-
flüssen, die zunächst eher eine Aus-
gangslage als ein Qualitätsmerkmal
von Einrichtungen oder Maßnah-
men darstellen, spielen z.B. auf Ein-
richtungsebene gestaltbare Dimen-
sionen wie u.a. die Qualifikation
aber auch Fluktuation und die Ein-
richtungsbindung des Personals eine
Rolle. Auch Aspekte der Einrich-
tungskultur, wie beispielsweise das

Ausmaß an sachlich orientierter und
demokratisch-professionelle Ent-
scheidungsfindung in den Einrich-
tungen, die Arbeitsautonomie, die
Unterstützung MitarbeiterInnen
durch die Teamleitung, die zielfüh-
rende Organisation von Arbeitsab-
läufen sowie insgesamt die Einschät-
zung der Qualität der Arbeitsbedin-
gungen durch die MitarbeiterInnen
etc. spielen eine kaum zu unterschät-
zende Rolle mit Blick auf die unter-
schiedlichen Abbruchquoten von
Einrichtungen sowie die Wirkungs-
wahrscheinlichkeit der pädagogi-
schen Praxis in diesen Einrichtun-
gen. 

Dass insbesondere die ‚Passung‘ der
Einrichtung für den jungen Men-
schen (aus MitarbeiterInnensicht)
und die Qualität der fachlichen Be-
ziehungsgestaltung (Arbeitsbünd-
nis) die Abbruchquote in einem ho-
hen Maße beeinflusst, ist ebenfalls
wenig überraschend. Auch Einrich-
tungen, die ihren Fokus weniger da-
rauf legen, dass die jungen Men-
schen vorgegebenen Erwartungen
entsprechen, sondern darauf, sie zu
unterstützen, eine eigene Vorstellung
von einem guten Leben zu entwi-
ckeln und umzusetzen, weisen ver-
hältnismäßig geringe Abbruchraten
auf. In Konstellationen, wo eine rela-
tiv hohe Rigidität der Institution auf
ein starkes Autonomiebedürfnis der
jungen Menschen trifft, scheinen
Abbruchraten indes verhältnismäßig
hoch zu sein (dies gilt für Jugendli-
che stärker als bei jüngeren Kin-
dern). Dem steht nicht entgegen,
dass Einrichtungen mit klaren,
gleichwohl aber verlässlichen Regeln
und Einrichtungen, die Sicherheit
vermitteln und sich durch ein hohes
Ausmaß an Zuverlässigkeit auszeich-
nen, insgesamt geringere Abbruchra-
ten aufweisen. 

Sieht man von den a-typischen sehr
kurzen Heimunterbringungen von

(jungen) Kindern etwa im Zuge von
Inobhutnahmen oder den quantita-
tiv seltenen Fällen, in denen Perso-
nensorgeberechtigte unvorsehbar
und kurzfristig vollständig ausfallen,
ab, kann davon ausgegangen werden,
dass junge Menschen in der Heimer-
ziehung praktisch ausnahmslos eine
oder mehrere vorangegangene Hilfen
in Anspruch genommen haben. 

Diese Hilfen scheinen sich (im Nach-
hinein) als unzureichend erwiesen
oder zumindest nicht den erhofften
Effekt gezeigt zu haben. Heimerzie-
hung ist oft die Folge eines solchen
Hilfeverlaufs. Der Verdacht, dass sich
hier eine Tendenz niederschlägt,
prinzipiell ambulante Hilfen zu ver-
suchen, bevor eine (teure) stationäre
Hilfe eingesetzt wird, drängt sich zu-
mindest auf. Sofern dieser Verdacht
zutreffen sollte, wäre dies aus fach -
licher Sicht wie auch aus der Wir-
kungsperspektive problematisch: 
Sofern stationäre Maßnahmen in -
diziert sind, ist es nicht zielführend,
wenn junge Menschen und ihre Fa-
milien erst an ambulanten Maß -
nahmen scheitern müssen, bevor sie
die indizierte Maßnahme erhalten.
Generell ist die Prämisse ‚Hilfeform
x vor Hilfeform y‘ nicht zielführend.
Es kann nur darum gehen, die fach-
lich je angemessene Hilfe und nicht die
fachlich weniger angemessene Hilfe zu
erbringen. Vor diesem Hintergrund
hat etwa der 3. Landesjugendbericht
des Landes Rheinland-Pfalz hervor-
gehoben, dass „Vorgaben einer be-
stimmten Hilfeabfolge (z.B. erst am-
bulant, dann…) jenseits der indivi-
duellen Bedarfslage […] letztlich zur
Produktion von Hilfekarrieren [füh-
ren], die fachlich und ökonomisch
wenig effizient sind und die Heim -
erziehung zur ultima ratio werden
lassen“ (MfASGFF 2010: 12). 
Auch internationale Forschungen
machen darauf aufmerksam, dass
das verbreitete Ziel durch ambulante
Maßnahmen (indizierte) Fremd -

Alter und Problem-
dichte beeinflussen
die Abbruch -
wahrscheinlichkeit
von Hilfen
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unterbringungen zu vermeiden, ge-
rade „bei Klientengruppen mit lang
anhaltenden und umfangreichen
Problemen häufig nicht erreicht
[wird] und die Hilfen unzureichend
wirksam sind“ (Knorth et al. 2009:
333). Zugleich verweisen Wirkungs-
forschungen darauf, dass eine rasche
Beendigung von Fremdunterbrin-
gung massive Problemverschärfung
nach sich ziehen kann. Empfohlen
wird stattdessen, neben einer fach-
lich angemessenen Dauer der Heim-
unterbringung, ein Fokus auf sorg-
same und adäquat implementierte
Nachsorgepläne (vgl. Biehal 2006)
sowie eine zeitgleiche weitere ambu-
lante Unterstützung für die Familie
in einem möglichst nicht reduzierten
Umfang (BMFSFJ 2002). Sofern 
solche Maßnahmen nicht getroffen
werden, besteht die Gefahr, dass be-
reits nach einem kurzen Zeitraum
„die durch die Hilfe erreichten 
Verbesserungen verschwunden und
die Belastungen, die durch das nä-
here soziale Umfeld eines Kindes
hervorgerufen werden, […] ähnlich
hoch [sind] wie zum Zeitpunkt des
Beginns der Hilfe“ (BMFSFJ 2002:
515). 

Damit ist ein durchaus fundamenta-
les Problem angesprochen. Während
Kinder und Jugendliche in der
Heimerziehung typischerweise (in
der Regel mehrere) HzE vor der
Heimerziehung erhalten haben, fin-
det sich eine bemerkenswert große
Zahl von Kindern und Jugendlichen,
die (unmittelbar) nach der Heimer-
ziehung keine weitere HzE bzw.
keine weitere sozialarbeiterische
oder gesundheitsbezogene Maß-
nahme (im weitesten Sinne) erhält
bzw. in Anspruch nimmt. Dieser Be-
fund ist altersabhängig. Während
die Mehrheit junger Menschen, die
zum Zeitpunkt der Beendigung der
Heimerziehung bis 12 Jahre alt wa-
ren, unmittelbar nach der Heimer-
ziehung eine HzE in Anspruch neh-
men, trifft dies bei den jungen Men-
schen ab 12 Jahren nur noch für eine
Minderheit und bei den 15- bis 18-
Jährigen nur noch für ein Drittel zu.

Was immer der Grund für diese ge-
ringe Inanspruchnahme gerade für
die altersspezifisch typische Klientel
der Heimerziehung sein mag: Es ist
nicht anzunehmen, dass die Bedarfs-
und Problemfreiheit der jungen

Menschen hierfür ausschlaggebend
ist. Es ist zwar richtig, dass die
Heimerziehung (insbesondere bei ei-
ner Dauer von deutlich über einem
Jahr) eine insgesamt effektive Maß-
nahme ist, dass mit der Beendigung
der Heimerziehung allerdings ein
Zustand von Bedarf- und Problem-
freiheit erreicht wird, ist jedoch em-
pirisch eher die Ausnahme als die
Regel (im Überblick: Forrester et al.
2009). Darüber hinaus sind Maß-
nahmen der Heimerziehung bei jün-
geren Kindern tendenziell erfolgrei-
cher als bei älteren Jugendlichen. Mit
Blick auf eine Bedarf- und Problem-
freiheit wäre insofern eher von einer
stärkeren Betreuung von älteren als
von jüngeren Menschen nach der
Heimerziehung auszugehen – in den
Daten zeigt sich aber das genaue Ge-
genteil. 

Bezüglich der Nachhaltigkeit der Ef-
fekte der Heimerziehung sprechen
praktisch alle Studien dafür, dass
(ambulante) Betreuungen, Begleitun-
gen oder zumindest Beratungen von
hoher Bedeutung für die Stabilisie-
rung der Wirkungen sind. Empirisch
findet sich diesbezüglich aber ein

Blickpunkt Jugendhilfe 1/2016
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Abb. 1: Unmittelbar nachfolgende HzE gemäß 27ff & 41 SGB VIII und keine weitere Maßnahme nach Heimerziehung
in Prozent (nach: Statistisches Bundesamt 2012)

Alter HzE gemäß 27ff Keine weitere Maßnahme Keine weitere Maßnahme 
& 41 SGB VIII (im Sinne von HzE oder anderen (ohne Zuständigkeitswechsel 

öffentlichen Maßnahmen von sozialen als Bedingungsgrund)
oder gesundheitsbezogenen Diensten)

Insgesamt 39,4 % 42,7% 45,8%

3– 6 61,6 % 17,7 % 24,0 %

6– 9 56,9 % 16,8 % 20,0 %

9–12 51,0 % 22,6 % 26,3 %

12–15 44,2 % 31,7 % 34,9 %

15–18 33,4 % 45,9 % 49,4 %

18–21 36,4 % 55,8 % 56,7 %
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eklatanter Mangel. Um es in der ge-
bührenden Schärfe zu formulieren:
Es drängt sich der Eindruck auf,
dass man bereit ist, auf indizierte
stationäre Maßnahmen zugunsten
weniger geeigneter aber billigerer
ambulanter Maßnahmen zu verzich-
ten und dass man zugleich bereit ist,
auf die ansonsten favorisierten am-
bulanten Maßnahmen zu verzichten,
um die Wirkungen der Heimerzie-
hung zu stabilisieren. Anders formu-
liert verhindert man die Wirkungs-
potentiale der – aus teils mehr, teils
weniger überzeugenden Gründen –
offenbar wenig geliebten Heimerzie-
hung. Es ist nicht ersichtlich welche
fachlichen Gründe es für diese Situa-
tion geben man – die Ergebnisse der
Wirkungsforschung kann man je-
denfalls hierfür nicht strapazieren. 

Der Eindruck fachlich nicht begrün-
deter Vermeidungen intensiver bzw.
stationärer Hilfen wird auch durch
die Ergebnisse der Evaluation von
Macsenaere et al. (2009) zu den
‚Sozialpädagogischen Diagnose-
Tabellen‘ verstärkt. Aufgrund der im
Einzelnen sehr geringen Fallzahl in
dieser Evaluation wird man wohl
eher von einer Tendenz als von
einem statistisch tatsächlich validen
Befund sprechen müssen. Dennoch
wird in dieser Forschung sichtbar,
dass wenig intensive Hilfen insge-
samt häufiger in dem Sinne kontra-
indiziert sind, dass intensivere Hil-
fen angemessen wären, als umge-
kehrt. Es mag den Kämmerern nicht
gefallen, aber würde man ernsthaft
häufiger als bisher versuchen, die
nach jeweils  fallspezifischem Wis-
sensstand zum Zeitpunkt der Fall-
entscheidung geeignetste Hilfen zu
implementieren, würde dies statis-
tisch zu einem Anwachsen der inten-
siveren und teureren Hilfen führen.

Bislang findet sich ferner ein Wis-
sensdefizit über die Einflüsse von
Steuerungskontexten und Einrich-

tungskulturen auf die Wirkungen
von HzE. Einige Einsichten sind aus
Ergebnissen des Projekts Wirkungs-
orientierte Jugendhilfe (vgl. Albus et
al. 2010) zu entnehmen, andere ent-
stammen aus einer eigenen Berech-
nung der Daten aus dem Projekt
‚ABIE‘ (Abbrüche in Erziehungshil-
fen). Bei der Berechnung der ABIE-
Daten ist der ‚Wirkindikator‘ die –
mit Vorsicht zu geniesende – Ein-
schätzung der Zielerreichung seitens
der Fachkräfte sowie die Differenz
der fachlichen Diagnosen über die
Problemintensität der betreffenden
jungen Menschen und ihrer Fami-
lien zu Beginn und im Verlauf bzw.
zum Ende der Hilfe. Akzeptiert man
diese Wirkungskriterien (in Erman-
gelung einer besser fundierten Infor-
mationsbasis), gibt es – auf der
Ebene des Vergleichs zwischen Ein-
richtungen – wenig Zweifel daran,
dass Einrichtungen bessere Ergeb-
nisse erzielen, wenn: sie davon be-
richten, dass Zielvereinbarungen mit
dem öffentlichen Träger in der Regel
realistisch formuliert und praktisch
erreichbar sind; sie dem öffentlichen
Träger ein hohes Interesse an Quali-
tätsfragen zuschreiben; sie dem öf-
fentlichen Träger ein hohes Interesse
an einem Nachweis der Wirksamkeit
der Maßnahme zuschreiben; sie dem
öffentlichen Träger zuschreiben, an
einer gemeinsamen Verhandlungs-
strategie interessiert zu sein; sie dem
öffentlichen Träger transparente Ver-
handlungsinteressen zuschreiben;
die MitarbeiterInnen angeben, dass
die Gründe und Ziele der jeweiligen
Maßnahmen für die MitarbeiterIn-
nen von Anfang an eindeutig und
klar sind; die MitarbeiterInnen ange-
ben, in der  Einrichtung zu kriti-
schen Meinungsäußerungen ange-
halten zu sein; die MitarbeiterInnen
angeben, dass Entscheidungen nicht
von Vorgesetzen ohne Rücksprache
gefällt werden; die MitarbeiterInnen
angeben, dass Entscheidungen vor
allem auf Basis sachlicher und fach-

licher Argumente getroffen werden.
Demgegenüber sprechen die Daten
recht eindeutig dafür dass z.B. hoher
Druck bei Entgeltverhandlungen
durch öffentliche Träger, das gegenei-
nander Ausspielen von Einrichtun-
gen bei Verhandlungen, intranspa-
rente Verhandlungsinteressen des öf-
fentlichen Trägers, sowie ein Fokus
auf möglichst billige Hilfen die Ef-
fektivität der pädagogischen Arbeit
in Heimerziehung in einer messba-
ren und bedeutsamen Weise redu-
ziert. 

Insgesamt spricht die Wirkungsfor-
schung dafür, dass die Wirkungsaus-
sichten von Einrichtungen insbeson-
dere dann hoch sind, wenn die päda-
gogische Arbeit hohen fachlich-pro-
fessionellen Standards gerecht wird
und wenn Einrichtungen dem ent-
sprechen, was in der Literatur als
professionelle Organisationen be-
schrieben wird. Nun man einwen-
den, dass dies alles irgendwie selbst-
verständlich oder gar banal sei. Das
mag ja sein. Es sei aber die Frage ge-
stattet, warum man dann – einge-
hüllt eine Wirkungssemantik – nach
wie vor einen manageriellen Umbau
in der Gestaltung und Steuerung der
Kinder- und Jugendhilfe betreibt.
Die Frage der Wirkung als eine Frage
der professionellen Erbringungsqua-
lität von Leistungen der Kinder- und
Jugendhilfe zu verstehen, bei der es
im hohen Maße um fachlich begrün-
dete Ermessensentscheidungen mit
Blick auf den jeweils einzelnen Fall
geht, verträgt sich auch kaum mit
Versuchen einer Steuerung über sub-
sumptionslogisch standardisierte, 
so genannte ‚Wirkungsindikatoren‘.
Jenseits des Problems, dass pragma-
tisch erhebbare Indikatoren zur
Steuerung (nicht zur Forschung) 
mit Bezug auf den Einzelfall häufig
eine eher schlechte als rechte Infor-
mations- und Bewertungsgrundlage
darstellen, ist die wirkungsindikato-
renbezogene Steuerung nicht das,
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was die Ergebnisse der Wirkungsfor-
schung nahe legen. Nach einem der
Pioniere der Wirkungsforschung,
nämlich Stanley Campbell, ist das
sogenannte ‘Campbell’s Law’-Pro-
blem benannt. Campbell ist techno-
kratischen Steuerungen keinesfalls
abgeneigt. Dennoch wiesen seine
Forschungen (vgl. Campbell 1976),
sowie die Ergebnisse einer sehr brei-
ten Reihe von weiteren Forschungen
(im Überblick Rothstein 2008) 
darauf hin, dass AkteurInnen die 
einem spezifischen Leistungsbemes-
sungssystem unterworfen werden,
dazu tendieren ihr Verhalten diesem
System anzupassen. Dies stellt den
Wert der Leistungs- und Ergeb -
nismessung in Frage. AkteurInnen
unternehmen Maßnahmen und Ak-
tivitäten, die die Statistiken ver -
bessern, dies bedeutet aber nicht,
dass sie jene Bedingungen und Pro-
zesse verändern, die die Statistiken
zu erfassen versuchen. Campbell’s
Law’ verweist darauf, dass es einen
Unterschied macht, ob Wirkungsori-
entierung das Erfüllen managerieller
Steuerungskriterien oder eine Ver-
besserung der professionellen Qua -
lität der Praxis meint. Wenn es um
letztgenanntes geht, ist die manage-
rielle Wirkungsorientierung nicht
Teil der Lösung, sondern ein zu
überwindender Teil des Wirkungs-
problems in der Sozialen Arbeit. 
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Die Kinderschutzdebatte der letzten
Jahre ist geprägt durch ein öffentli-
ches und fachliches Nachdenken
über Tötungsdelikte aufgrund von
Vernachlässigung und Misshand-
lung und hat zu maßgeblichen Ge-
setzesänderungen und Praxisent-
wicklungen geführt. In den jeweili-
gen Diskursen wird in der Regel aus-
gespart und unterschätzt, dass ein
nicht unerhebliches Risiko für Kin-
der und Jugendliche besteht, im

Kontext von Partnerschaftskonflik-
ten, Trennung und Scheidung durch
einen Elternteil – meist den Vater –
getötet zu werden oder aufgrund ei-
nes Tötungsdeliktes Mutter, Vater,
Geschwister und / oder der Familie
Nahestehende zu verlieren. Ein Teil
dieser Familien ist der Jugendhilfe
im Rahmen von Beratung, Unter-
stützung (insb. §§ 17, 18), Hilfe zur
Erziehung (§ 27 ff), aufgrund eines
Einsatzes der Polizei bei häuslicher

Gewalt oder im Rahmen eines fami-
liengerichtlichen Verfahrens bereits
bekannt. Zu anderen Familien be-
kommt die Jugendhilfe erst als Folge
des Tötungsdeliktes Kontakt, weil
überlebende Kinder in Obhut ge-
nommen werden, ein Vormund be-
stellt wird und Hilfen zur Erziehung
benötigt werden.

Von 585 getöteten Personen im Jahr
2013 wurden in mehr als zwei Drittel
der Fälle Verwandte oder nähere Be-
kannte1 dieser Straftaten verdächtigt.
Bei über einem Viertel der Opfer war
es der eigene Partner, der als Tatver-
dächtigter ermittelt wurde (Bundes-
kriminalamt 2013, S. 29). Diese Kon-
stellation betrifft vor allem weibliche
Opfer. Über die Zahl der direkt und
indirekt betroffenen Kinder ist
nichts bekannt. Barbara Parker und
Richard Steeves von der University
of Virginia gehen für die Vereinigten
Staaten davon aus, dass von der Tö-
tung eines Elternteils durch den an-
deren jährlich 3.000 Kinder betroffen
sind, und zwar mit einer höheren
Wahrscheinlichkeit, als an Leukämie
zu erkranken (zitiert in Liepold,
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Praxisforschungsprojekt zum Hilfebedarf
von Kindern und Jugendlichen als 

Überlebende innerfamiliärer Tötungsdelikte
im Zusammenhang mit 

Partnerschaftskonflikten, Trennung bzw.
Scheidung

Susanne Heynen

Regelmäßig berichtet die Presse über innerfamiliäre Tötungsdelikte,
meistens unter dem Schlagwort „Familientragödie“. Als Auslöser dieser
Taten werden häufig Eifersucht, Trennung oder Sorgerechtsstreitigkeiten
genannt.  Die Stiftung Deutsche Jugendmarke e. V. unterstützt für zwei
Jahre (01.08.2014–31.07.2016) ein Forschungsprojekt des Jugendamts
Karlsruhe, welches die Lebenssituation sowie die Bewältigungsprozesse
von Kindern und Jugendlichen, die die Gewalteskalation überlebt haben,
sowie die professionellen Hilfsangebote untersucht.

Durch diese explorative Interview-Studie, bei dem das Erleben der in der
Regel mittlerweile volljährigen Kinder im Zentrum steht, sollen folgende
Fragen beantwortet werden:

• Wie stellte sich die Situation in der Familie vor der Tat dar?
• Was hat den überlebenden Kindern und Jugendlichen geholfen?
• Welche Bedarfe bestehen? 
• Was sind die Konsequenzen für die Jugendhilfe und andere Institutionen? 

Auf der Basis der Ergebnisse der Studie sollen Strategien zur Abwehr von
Gefährdungen von Kindern und Jugendlichen entwickelt und die vor-
handenen Hilfsangebote verbessert werden.

1 Angehörige, wie bspw. Lebenspartner
und -partnerinnen, Verschwägerte, Ver-
lobte, Geschiedene, Pflegeeltern und 
-kinder.
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2005). Darüber hinaus werden Kin-
der auch selbst Opfer von Tötungs-
delikten im Rahmen von Trennungs-
konflikten. So handelte es sich bei-
spielsweise bei 27 Fällen getöteter
Kinder innerhalb des Zeitraums von
2000–2005 in Brandenburg in sechs
Fällen explizit um Tötungsdelikte
im Kontext von Beziehungsdramen
und Sorgerechtsstreitigkeiten 
(Leitner & Troschet, 2008, 
z. Überblick s. Heynen, 2014).

Die Belastungen für Überlebende
sind erheblich und beeinträchtigen
die Entwicklung der Kinder und Ju-
gendlichen stark. Nach Erkenntnis-
sen der Psychotraumatologie han-
delt es sich bei dem tödlichen Verlust
eines Elternteils um ein besonders
traumatisches Ereignis. Verschiedene
internationale Studien zeigen, dass

die Kinder während der Gewalttat
unmittelbar in das Geschehen mit-
einbezogen sind. Ein Teil der Kinder
ist anwesend während der Tat, ver-
sucht unter Umständen, die Tat zu
verhindern und wird dabei selbst
verletzt. Möglicherweise werden
Kinder gezwungen, dem Täter zu
helfen, die Tatspuren zu entfernen.
Andere Kinder finden ihre tote Mut-
ter oder bleiben völlig im Unklaren,
wenn sie verschwunden bleibt. Nach
der Tat erleiden die Kinder schwere
Verluste und Veränderungen. Sie 
verlieren nicht nur die getötete 
Mutter, sondern möglicherweise
auch getötete Geschwister oder den
Vater durch Suizid. In der Regel wird
die Tat aufgeklärt und der Täter zu
einer mehrjährigen Haftstrafe verur-
teilt. Die Kinder erleben vielfältige
Belastungen aufgrund der sich einer
Gewalttat anschließenden chao -
tischen Ereignisse und des polizei -

lichen Vorgehens. Sie verlieren ihr
Zuhause und ziehen in die Familie
des Opfers oder des Täters, in eine
Pflegefamilie oder ein Heim. Häufig
kommt es zu einem Schulwechsel,
dem Verlust von Freundschaften und
dem sozialen Umfeld und zu belas-
tenden Kontakten zum Täter. Die
Kinder müssen unter Umständen
vor Gericht aussagen. Sie versuchen,
die Umstände des Verlustes der El-
tern vor anderen sowie die damit ver-
bundenen Belastungen zu verbergen.
Sie erleben unter Umständen Ambi-
valenz gegenüber dem Täter, aber
auch gegenüber der Mutter sowie
Konflikte unter Geschwistern. Einige
Kinder fühlen sich verantwortlich,
weil sie den Mord nicht verhindern
konnten. Ein Großteil der Kinder 
leidet unter Folgekrankheiten und
Identitätsproblemen (zum For-
schungsstand s. Heynen, 2014).

Fachleute im Bereich der öffentli-
chen und freien Jugendhilfe müssen
in solchen Fällen unter hohem Zeit-
druck in einer für die überlebenden
Kinder und Jugendlichen existen-
ziellen Krise adäquat reagieren, sei es
in der Rolle der pädagogischen Fach-
kraft in einer Inobhutnahmestelle,
als Mitarbeitende des Sozialen
Dienstes oder als Vormund. Das
Gleiche gilt für die Mitglieder des 
familiären Netzwerkes, das Familien-
gericht und die Schule. Unter Um-
ständen müssen zeitgleich Schuldge-
fühle verarbeitet werden, wenn Hin-
weise auf die drohende Gewalteska-
lation nicht wahrgenommen wurden
und das Tötungsdelikt nicht verhin-
dert werden konnte. Da diese beson-
dere Form der Kindeswohlgefähr-
dung weder in Fachbüchern noch in
der Ausbildung thematisiert wird, ist
fraglich, aus welchen Erfahrungsbe-
ständen fachliche Kompetenzen im
Umgang mit den überlebenden Kin-
dern generiert werden und ob eigene
Erfahrungen mit Gewalt in Bezie-
hungen, Trennung und Scheidung

sowie Geschlechterstereotypen das
professionelle Handeln beeinflussen.

Bisher gibt es im deutschsprachigen
Raum so gut wie keine Studien und
Veröffentlichungen zu dem spezifi-
schen Hilfebedarf der überlebenden
Mädchen und Jungen. Das Praxisfor-
schungsprojekt soll dazu beitragen,
die Jugendhilfepraxis in diesem Be-
reich zu verbessern. In den Inter-
views mit überlebenden Kindern
und Jugendlichen und Fachleuten
wird erhoben:

1. Welchen Hilfebedarf haben Kin-
der und Jugendliche im Rahmen
von eskalierenden Krisen in der
Beziehung zwischen ihrer Mutter
und ihrem Vater bzw. Partner der
Mutter und als Überlebende von
innerfamiliären Tötungsdelikten
im Rahmen von Trennung und
Scheidung unmittelbar nach dem
Tötungsdelikt, aber auch mittel-
und langfristig? Was haben die
Befragten an Unterstützung in
den verschiedenen Phasen ihres
Bewältigungsprozesses erhalten
und was hätten sie zusätzlich, ins-
besondere von der Jugendhilfe,
gebraucht?

2. Wer oder was hat ihnen – insbe-
sondere mit Blick auf die Jugend-
hilfe – geholfen beziehungsweise
zu weiteren  Belastungen bei -
getragen?

3. Welche Rolle spielen familiäre
und professionelle Beziehungen
für Bewältigungsprozesse der
überlebenden Kinder und wie
entwickeln sich diese:

• zum Gewalttäter (Auseinander-
setzung abhängig von 
Geschlecht, Alter, 
Verwandtschaft),

• unter Geschwistern, abhängig
von Alter, Geschlecht sowie 
davon, ob es sich um Töchter/

Blickpunkt Jugendhilfe 1/201612
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Tödlicher Verlust 
eines Elternteils als
traumatisches Ereignis
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Söhne des Gewalttäters oder 
eines anderen Partners der
Mutter handelt,

• innerhalb des familiären Netz-
werkes sowohl mütterlicher-
wie väterlicherseits, zu Fachleu-
ten der Jugendhilfe im Rahmen
von kurzfristigen (z. B. Krisen-
interventionsdienst) oder lang-
fristigen Hilfen (stationäre 
Jugendhilfe, Vormund),

• zu Fachleuten aus dem System
der Polizei und Justiz (z. B. 
Bewährungshilfe, Familien -
gericht),

• zu Sonstigen wie Mitschülerin-
nen und Mitschülern, Lehre-
rinnen und Lehrern, Schul -
sozial-/Jugendarbeit, Seelsorge
und in Freundschaften?

4. Welche Konsequenzen ergeben
sich für die Jugendhilfe insbeson-
dere in den Bereichen Vormund-
schaft, Allgemeiner Sozialer
Dienst / Hilfeplanung,  Hilfen zur
Erziehung, Kindertageseinrich-
tungen, offene Kinder- und 
Jugendarbeit?

5. Welche Rollen spielen andere 
Institutionen für den Schutz der
Kinder und wie kann die Koope-
ration zwischen Jugendhilfe und
Institutionen wie Familiengericht,
Polizei, Gesundheits- und Bil-
dungssystem verbessert werden:

Anhand von 10–15 Fallstudien bzw.
Interviews mit überlebenden, inzwi-
schen volljährigen (bzw. mit Zustim-
mung der Personensorgeberechtigten
minderjährigen) Kindern, Angehöri-
gen und mit den „Fällen“ vertrauten
Fachleuten (Vormünder, Mitarbei-
tende des Sozialen Dienstes) sollen
Empfehlungen für die Verbesserung
der Praxis entwickelt werden. Dabei
dient die Studie einer ersten Explo-
ration des Feldes ausgehend von
Kinderschutzfällen, zu denen über
persönliche Kontakte von Multipli-

katorinnen und Multiplikatoren die
Bereitschaft zum Interview angefragt
werden kann. 
Als Forschungsmethode wurde ein
qualitatives Verfahren gewählt, da-
mit die Befragten als Expertinnen/
Experten ihrer biographischen Er-
fahrungen zu Wort kommen. Es 
werden leitfadengestützte themen-
zentrierte Interviews geführt, die
durch eine Befragung mittels Frage-
bogen ergänzt werden. Die Zwi-
schenergebnisse werden in einem
Workshop bzw. einer Werkstatt mit
Fachleuten im Herbst 2015 disku-
tiert. 

In der ersten Phase des Forschungs-
projekts wurde eine Projektgruppe
vor Ort unter Einbezug der wichtiger
Akteurinnen und Akteure, insbeson-
dere der öffentlichen und freien Ju-
gendhilfe, der Polizei und sonstiger
Träger sowie unter Beteiligung von
Betroffenen gebildet. Hierzu gehört
unter anderem als Projektpartner der
Sozialdienst katholischer Frauen
Karlsruhe e. V. aufgrund von Faller-
fahrung als Träger eines  Frauen-
und Kinderschutzhauses, einer Clea-
ringstelle mit Tandem-/Beratung
„Häusliche Gewalt“ und einer
Gruppe Nangilima für Kinder, die
von häuslicher Gewalt betroffen
sind.

Über verschiedene Netzwerke, 
Medien und mittels Materialien
wird bundesweit auf das Projekt auf-
merksam gemacht und dafür gewor-
ben, Betroffene auf die Möglichkeit,
ein Interview zu geben, hingewiesen.
Hierzu gehören die Internetseiten
der Stadt Karlsruhe
(http://www.karlsruhe.de/b3/sozia-
les/einrichtungen/toetungsdelikte.
de) und ein Facebookauftritt
(https://www.facebook.com/for-
schungsprojekt.toetungsdelikte),
über den der Bekanntheitsgrad ins-
besondere mit Blick auf die Ziel-
gruppe erhöht werden kann.

Die ersten Interviews geben Hin-
weise darauf,

• dass im Erstkontakt die Polizei
eine zentrale Rolle innehat, da sie
häufig (nebenbei) die Nachricht
über die Gewalttat überbringt,
während sie die Erfassung des 
vermuteten Täters im Blick hat
und sich nicht auf die Belastung
der angehörigen Kinder und
Jugend lichen konzentrieren kann;

• die Jugendhilfe in vielfältiger
Form einbezogen ist, wenn es sich
bei den Betroffenen um Minder-
jährige handelt; Hilfe für junge
Volljährige scheint dabei keine
Rolle zu spielen;

• die Belastungen der Betroffenen
lange andauern und sich abhängig
von der aktuellen Entwicklung
(eigene Partnerschaft, Kinder-
wunsch ...) verändern;

• das Interview für die Teilnehmen-
den nicht zu Überforderungen
oder erneuten Belastungen führt,
sondern ihrem Wunsch ent-
spricht, zur Verbesserung des 
Hilfesystems beizutragen.

„DASS [...] da wirklich (...) dran ge-
arbeitet wird, [...] dass es da ein
Problem gibt, wie man mit solchen
Menschen umgeht. Dass sich da
wer die Mühe gibt, herauszufinden,
wie man das besser machen könnte.
Allein den Versuch, dass man da
guckt, wie es ist, wie es sein könnte,
wie es sein müsste. Das fand ich
dann schon sehr/ Also das war auf
jeden Fall auf der positiven Liste,
auch die Neugier, (...) wie viele es da
noch gibt.“ (I, S. 43)

Wer das Projekt, zum Beispiel durch
die Vermittlung von Kontakten zu
potentiellen Interviewpartnerinnen
und -partnern unterstützen möchte,
kann sich direkt an die wissenschaft-
liche Mitarbeiterin oder an die Auto-
rin wenden: 

Blickpunkt Jugendhilfe 1/2016 13
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Wissenschaftliche Mitarbeiterin 
im Forschungsprojekt: 

Alexandra Schmidt
Stadt Karlsruhe – Sozial- und 
Jugendbehörde – Jugendamt
Südendstraße 42, 76135 Karlsruhe
Telefon: +49 721 133-3837
persönl. Fax: +49 721 133-95-3837
E-Mail:
alexandra.schmidt@sjb.karlsruhe.de
Internet: www.karlsruhe.de/
toetungsdelikte
Facebook: 
https://www. facebook. com/
forschungsprojekt.toetungsdelikte

Projektleiterin 
und Autorin:

Dr. Susanne Heynen
Jugendamtsleiterin
Sozial- und Jugendbehörde
Südendstraße 42, 76135 Karlsruhe
Tel.: 0721 133-5100
persönl. Fax: 0721 133-95-5100
allgem.  Fax: 0721 133-3819
E-Mail: 
susanne.heynen@sjb.karlsruhe.de
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Der VPK hat sein Engagement zum
Schutz von Kinder und Jugendlichen
vor sexualisierter Gewalt weiter aus-
gebaut: VPK-Präsident Martin Adam
unterzeichnete in Berlin eine Verein-
barung mit dem Unabhängigen Be-
auftragten Johannes-Wilhelm Rörig. 
Der VPK möchte mit der Vereinba-
rung, die für alle Mitgliedsverbände
des VPK gilt, macht der Verband
deutlich machen, dass es ihm ein
ganz besonderes Anliegen ist, dass
Kinder und Jugendliche in Einrich-
tungen, die Mitglied im VPK sind,
bestmöglich vor jedweder Form von
Gewalt im allgemeinen - wie auch
vor sexualisierter Gewalt im beson-
deren Sinne geschützt sind. Der VPK
wird private Träger bei der Entwick-
lung individueller Schutzkonzepte
im Rahmen allgemeiner Qualitäts-
entwicklung aktiv unterstützen. Bis

Ende 2018 sollen Schutzkonzepte flä-
chendeckend in allen Einrichtungen
des VPK umgesetzt werden. 
Martin Adam, Präsident VPK-Bun-
desverband e. V. kommentiert die
Vereinbarung: „Der Schutz der an-
vertrauten jungen Menschen hat
nach dem Selbstverständnis privater
Träger im VPK in der fachlichen Ar-
beit eine herausragende Bedeutung:
Kinder und Jugendliche finden hier
den für sie wichtigen und notwendi-
gen Schon- und Schutzraum. Kör-
perliche, seelische wie auch sexuali-
sierte Gewalterfahrungen sind mit
dem Auftrag in der Kinder- und Ju-
gendhilfe in keiner Weise vereinbar.
Der VPK wird alles in seinen Mög-
lichkeiten stehende tun, dass Kinder
und Jugendliche in Einrichtungen
von privaten Trägern bestmöglich ge-
schützt sind.“ 

Der Missbrauchsbeauftragte Johan-
nes-Wilhelm Rörig über das  Enga-
gement des Bundesverbandes: „Ich
freue mich sehr, dass wir über den
VPK auch private Träger der Kinder-
und Jugendhilfe erreichen. Der VPK
ist ein wichtiger Partner, um den
Schutz von Mädchen und Jungen vor
sexualisierter Gewalt in allen Ein-
richtungen der privaten Leistungs-
träger der Kinder- und Jugendhilfe
weiter zu verbessern. Sensibilität
und  Engagement von Fachkräften –
sowohl in den Einrichtungen vor
Ort und auch innerhalb der Ver-
bandsstrukturen – sind dafür ein
wichtiger Motor. Ich danke allen, die
an dieser Vereinbarung mitgewirkt
haben und hoffe, dass sie konse-
quent umgesetzt und damit schon
bald gelebter Alltag im Zuständig-
keitsbereich des VPK wird.“ 

Blickpunkt Jugendhilfe 1/2016

                                                                                                                                                 Aus dem VPK

v.l.n.r.: Werner Schipmann, Johannes-Wilhelm Rörig, Martin Adam                                                              Foto: UBSKM
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Aus dem VPK

VPK-Bundesverband unterzeichnet 
Vereinbarung mit dem 

Unabhängigen Beauftragten
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Die Vereinbarung im Wortlaut:

Vereinbarung zwischen dem
VPK-Bundesverband privater

Träger der freien Kinder-, 
Jugend- und Sozialhilfe e.V. 

und dem UBSKM

I. Präambel

Kinder und Jugendliche haben ein
Recht auf Schutz vor allen Formen
sexualisierter Gewalt. Sexueller
Missbrauch durch Erwachsene, äl-
tere Jugendliche oder durch Gleich-
altrige kann zu großem Leid führen,
die Folgen belasten nicht selten ein
Leben lang. 
Wir verurteilen sexualisierte Gewalt
gegen Kinder und Jugendliche. Wir
wollen, dass Kindern und Jugendli-
chen künftig umfassenderer Schutz
zuteil wird, insbesondere auch dort,
wo individuelle und strukturelle
Handlungsmöglichkeiten noch nicht
ausgeschöpft sind. Wir wollen, dass
Kinder und Jugendliche, die sexuali-
sierte Gewalt erfahren haben, wir-
kungsvoll Hilfe erhalten.

Wir setzen uns dafür ein, dass Kin-
der und Jugendliche in unseren Ein-
richtungen, Strukturen und Organi-
sationen gemäß der Leitlinien zur
Prävention und Intervention und
Aufarbeitung des Runden Tisches
„Sexueller Kindesmissbrauch“ best-
möglich vor sexualisierter Gewalt
geschützt werden. Dabei haben wir
sowohl Orte im Blick, an denen Kin-
der und Jugendliche haupt-, neben-
oder ehrenamtlichen Erwachsenen
anvertraut werden, als auch Grup-
pen, in denen Kinder und Jugendli-
che sich selbst (älteren) Jugendlichen
anvertrauen bzw. anvertraut werden.
Kinder und Jugendliche sollen an
diesen Orten vertrauensvolle und
kompetente Ansprechpersonen fin-
den, wenn sie Hilfe brauchen. Wir
unterstützen die flächendeckende

Entwicklung und Implementierung
von passgenauen Schutzkonzepten
in unserem jeweiligen Verantwor-
tungsbereich.  
Schweigen hilft nur den Tätern und
Täterinnen. Wir wollen die Kommu-
nikation über sexualisierte Gewalt
gegen Kinder und Jugendliche er-
leichtern. Verharmlosung, Weg-
schauen oder mangelnde Vorstel-
lungskraft müssen endgültig über-
wunden werden. Gemeinsam wollen
wir eine noch stärkere Sensibilisie-
rung für das Thema und die vielfälti-
gen Gefahrenlagen erreichen. Wir
werden daher unseren Beitrag für ein
weiter zu steigerndes gesamtgesell-
schaftliche Engagement gegen se-
xualisierte Gewalt an Kindern und
Jugendlichen leisten.

Schutz wird nur dann wirksam sein,
wenn es kein Tabu mehr ist, dass se-
xualisierte Gewalt in all ihren For-
men geschieht und geschehen
konnte. Wir halten die unabhängige
Aufarbeitung von Fällen sexualisier-
ter Gewalt in der Vergangenheit für
geeignet und notwendig. Sie soll ge-
samtgesellschaftlich dazu beitragen,
durch Missbrauch in der Familie
oder in Institutionen erlittenes Leid
anzuerkennen und Erkenntnisse für
künftige Prävention, Intervention
und Aufarbeitung zu gewinnen. Wir
verpflichten uns, alles uns Mögliche
dafür zu tun, dass Betroffenen zuge-
hört wird und sie dabei unterstützt
werden, über ihre Erfahrungen zu
berichten. Die Arbeit der künftigen
Aufarbeitungskommission werden
wir unterstützen.

II.  Handlungsfelder des VPK

Der VPK-Bundesverband e.V. ist der
einzige bundesweite Dachverband
für private Leistungsträger in der
Kinder-, Jugend- und Sozialhilfe.
Mitglieder sind rechtlich eigenstän-
dige Landes- und Fachverbände so-
wie Vereine, Verbände und sonstige

Körperschaften, die auf Grundlage
des Sozialgesetzbuches in der Kin-
der- und Jugendhilfe verschiedene
Dienstleistungen im Bereich der Hil-
fen zur Erziehung sowie Kinderta-
geseinrichtungen erbringen.  

Dem VPK ist es u.a. ein wichtiges
Anliegen seine Mitglieder darin zu
unterstützen, dass Kinder und Ju-
gendliche in den für sie angebotenen
Dienstleistungsbereichen vor Gewalt
im allgemeinen Sinne sowie vor se-
xualisierter Gewalt im besonderen
Sinne geschützt werden. Zur Unter-
mauerung dieses Zieles wird der
VPK zukünftig als Grundlage der
Mitgliedschaft die Einhaltung einer
Selbstverpflichtungserklärung für
Einrichtungen einfordern, die unter
dem Dach des Verbandes tätig sind. 
Die VPK-Mitgliedseinrichtungen
orientieren ihre Leistungsangebote
am Wohl der in ihren Einrichtungen
lebenden jungen Menschen. Dazu
gehört selbstverständlich die Sicher-
stellung des Schutzes von Kindern
und Jugendlichen – dieser Schutz
und die damit verbundenen Anfor-
derungen und Herausforderungen
stellen für Einrichtungen im VPK ein
hohes Gut dar.

Der VPK versteht sich in seiner Ge-
samtheit als ein interessengeleiteter
gemeinnütziger Verband zur Unter-
stützung der im VPK zusammenge-
schlossenen privaten Träger der Kin-
der- und Jugendhilfe mit dem Ziel,
bestmögliche Leistungsangebote in
der Kinder- und Jugendhilfe anzu-
bieten.

Der Verband ist von seinem Selbst-
verständnis her leistungs-, qualitäts-
und kostenorientiert. Er wird in all-
gemeinen und grundsätzlichen Fra-
gestellungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe initiativ, verfasst Stellung-
nahmen, unterhält eine Internetseite
und gibt die Fachzeitschrift „Blick-
punkt Jugendhilfe“ heraus. 

Blickpunkt Jugendhilfe 1/201616
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II.1. Schutzkonzepte

Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe, die sehr eng mit Kin-
dern und Jugendlichen zusammen-
arbeiten, stehen vor der besonderen
Herausforderung, für diese jungen
Menschen geschützte Räume, Be -
dingungen und Voraussetzungen zu
schaffen, um das Risiko zu senken,
durch sexuelle Gewalt geschädigt zu
werden. Sie sollen darüber hinaus
auch die Kompetenz anbieten kön-
nen, Kindern und Jugendlichen bei
in der Vergangenheit oder an ande-
ren Stellen erlebter sexueller Gewalt
fachlich versiert weiterzuhelfen.  
Um diese Anforderungen vollum-
fänglich erfüllen zu können wird der
VPK mit seinen Mitgliedsorganisa-
tionen die Einrichtungen darin un-
terstützen, im Rahmen der allgemei-
nen Qualitätsentwicklung dafür
Sorge zu tragen, dass passgenaue
Schutzkonzepte in allen Einrichtun-
gen verankert werden und das eigene
fachliche Handeln daran ausgerich-
tet wird. 

II.2. Vorhaben (2016 – 2018)

Der VPK wird
• das Thema in den Verbands -

medien, Gremien, Mitglieder -
versammlungen sowie auf Fach -
tagungen platzieren,

• die Erstellung und Verbreitung
von fachgerechtem Informations-
material sicherstellen,

• das Thema in einer Selbst -
verpflichtungserklärung für alle
Mitglieder aufgreifen,

• die aktive Kommunikation zum
Themenfeld sexualisierte Gewalt
und Schutzkonzepte in die 
Organisationsstrukturen hinein
fördern,

• Fortbildungen zum Themenfeld
Schutzkonzepte unterstützen, 

• flächendeckend in allen Einrich-
tungen auf die Einführung und
Implementierung von Schutz -

konzepten in die Prozesse der
Qualitätsentwicklung  hinwirken.
Ziel ist, dass sie bis Ende 2018
passgenaue Schutzkonzepte ent -
wickeln und implementieren.

• organisationsinterne Fachtage, die
dem internen Austausch dienen,
fördern.

II.3. Mitwirkung am Monitoring

Der VPK sowie seine Mitgliedsein-
richtungen werden den UBSKM und
das beauftragte Deutsche Jugend -
institut darin unterstützen, das Mo-
nitoring zum Stand der Prävention
vor sexualisierter Gewalt an Kindern
und Jugendlichen in Deutschland
2015 – 2018 durchzuführen. Der VPK
wird seine Mitglieder über das 
Vorhaben informieren und für eine
weitergehende Unterstützung des
Monitorings werben. Der VPK wird
dabei die Auswahl von qualitativ zu
untersuchenden Beispielen guter
Praxis unterstützen. Der VPK betei-
ligt sich darüber hinaus an der AG-
Schutzkonzepte, die den Monito-
ring-Prozess aktiv begleitet. 

II.4. Kampagne 
„Kein Raum für Missbrauch“  

Der VPK wird  
• das Anliegen der Kampagne „Kein

Raum für Missbrauch“ – auf ver-
schiedenen Wegen unterstützen
und innerhalb der Organisation
kommunizieren.

• Vertriebswege innerhalb des VPK
nutzen, um deren Botschaft zu
verbreiten, 

• Kernbotschaften und Kampagnen-
Logos in der Öffentlichkeitsarbeit
des VPK  und auf eigenen Veran-
staltungen nutzen sowie deren
Nutzung durch Mitgliedsorgani-
sationen ermöglichen und unter-
stützen,

• hochrangige Vertreter/innen der
Organisation als Testimonials für
die Kampagne gewinnen.

Blickpunkt Jugendhilfe 1/2016 17
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Rede von Werner Schipmann
auf dem 
VPK-DelegiertenFORUM 
am 11.11.2015 in Berlin

Ethik im VPK – 
Was brauchen wir
und warum?

Liebe Delegierte, 
liebe Kolleginnen und Kollegen,

warum haben wir das Thema
„Selbstverpflichtung/Vereinbarung/
Ethik im VPK“ als TOP-Thema auf
dieses DelegiertenFORUM gehoben?
Weil wir davon überzeugt
sind, dass Mitglieder im VPK
ein Recht auf Positionierung
des Verbandes in dieser Frage
haben und dies auch von uns
einfordern. Darüber hinaus
ist unser Ziel alles in unseren
Möglichkeiten stehende zu
tun, um jungen Menschen
vor schwerwiegenden Erleb-
nissen in der Kinder- und Ju-
gendhilfe durch Missbrauch
jedweder Art zu schützen, der
ihr gesamtes weiteres Leben
prägt und negativ beeinflusst. 
Hier hat der VPK als Dachver-
band eine Mitverantwortung
in der Kinder- und Jugend-
hilfe, der wir uns vollständig
verpflichtet fühlen.
Konkreter Hintergrund allerdings
waren die in den letzten Monaten er-
neut aufgetretenen Vorfälle von se-
xuellem Missbrauch in den Hilfen
zur Erziehung wie auch in Kinder -
tagesstätten, die uns erneut heftig
berührten. Zurück bleibt wieder ein
Stück Fassungslosigkeit und die
Frage: Wie kann dieses schwer Vor-
stellbare immer wieder neu passieren
und: welche Möglichkeiten zur Ein-
dämmung haben wir? 

Öffentliche Entrüstung und Anklage
sind nachvollziehbar. Sie erklären

sich daraus, dass mit der Kinder-
und Jugendhilfe immer auch das
sittlich Gute in Verbindung gebracht
wird, weil sie aus ihrer Tradition he-
raus auf ethischen Grundlagen
gründet.

Das gilt auch heute noch, selbst
wenn zwischenzeitlich die sog. per-
sonenbezogenen Dienstleistungen
als professionelle Tätigkeiten von
Fachkräften ausgeführt werden.
Trotz aller mit dieser Professiona -
lisierung in Zusammenhang stehen-
den Entwicklungen wird mit der
Kinder- und Jugendhilfe aber weiter-
hin eine spezifisch sittliche Dimen-

sion des beruflichen Handelns in
Verbindung gebracht – zu Recht, wie
ich finde. 
Denn alle Formen des Missbrauchs
wenden sich immer gegen das Wohl-
ergehen junger Menschen. Sie su-
chen den Schutz in der Kinder- und
Jugendhilfe und müssen schwerwie-
gende Misshandlungen erdulden,
die häufig tiefgreifende traumatische
Folgen haben. Ein absolutes 
No-Go, ein kategorischer Imperativ
sozusagen und das nicht nur in der
Kinder- und Jugendhilfe – hier aber
besonders.   

Es stellt sich die Frage, ob ein sittlich
einwandfreies Handeln von Mit -
arbeitenden in der Kinder- und 
Jugendhilfe einen Wert an sich dar-
stellt und demzufolge grundsätzlich
vorausgesetzt werden kann – a priori
sozusagen? 
Oder muss gewünschtes und er -
forderliches sittlich einwandfreies
Verhalten und Handeln auch Pro -
fessionellen in der Kinder- und 
Jugendhilfe immer wieder neu 
vermittelt, mit ihnen geklärt und
von ihnen eingefordert werden – 
a posteriori- sozusagen?

Die stetig wiederkehrenden schwer-
wiegenden Vorfälle in der
Kinder- und Jugendhilfe 
lassen vermuten, dass die
Gültigkeit der zweiten These
richtig ist. Dabei ist aller-
dings das Säen von  Miss-
trauen oder gar eine Mora -
lisierung nicht angezeigt. 
Denn Moral ist auch hier 
wenig hilfreich und schon
Nietzsche folgerte, dass sie
als Gefahr der Gefahren wir-
ken kann. Nach diesem 
Verständnis kann Moral bei
Mitarbeitenden der Kinder-
und Jugendhilfe auch Ursa-
che von Missbrauch oder
auch dessen Folge sein. 
Da scheint mir Platon hilf -
reicher: Für Platon ist das

Ziel jeglicher Pädagogik, den Men-
schen ein bestmögliches Leben zu
ermöglichen. Er fokussierte damals
zwar noch nicht auf die Individuali-
tät eines Menschen oder gar auf die
Erreichung hedonistischer Ziele,
sondern auf ein Herstellen von Le-
bensharmonie, eines Gleichgewichts
der Seele. Stetige Selbstprüfung und
Reflexion spielte schon bei Platon
eine wesentliche Rolle und hier
spannt sich wieder der Bogen von
Platon zum Heute: Reflexion ist
auch in der professionellen Dienst-
leistung unumgänglich und erst
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recht im Umgang mit schwerwiegen-
den Unrechtshandlungen gegen das
Wohl von jungen Menschen.   
Nach meiner Beobachtung tut sich
die Kinder- und Jugendhilfe immer
wieder schwer, offen über das schwer
zu Ertragende zu sprechen und in
Prozesse der Erkenntnisgewinnung
durch systemische Arbeit als Teil der
Gesamtqualität umzusetzen. Teils
aber wird Schweigen (aus Scham?)
angstvoll zementiert. Vielleicht aus
Sorge, dass die Möglichkeit eines
neuen Vorfalls immer unter uns weilt
und insoweit Teil von ungewünsch-
ter beruflichen Realität ist. Not -
wendig aber ist das hinter dem
Schweigen stehende anzusprechen
und fachlich anzugehen. 
Es gilt, aufzudecken und etwaige
Versäumnisse zu analysieren: Wa-
rum konnte das Geschehene passie-
ren? Gab es Anzeichen individueller
Notstände, die nicht erkannt wur-
den? Gibt es organisatorische Defi-
zite, die es begünstigten? Wie steht es
um die psychische Gesundheit von
Mitarbeitenden, von mir selber?  
Diese und weitere Fragen müssen 
gestellt und dürfen nicht unter den
Tisch gekehrt werden.   

Unsere gemeinsame Sorge im VPK
gilt dem Wohlergehen junger Men-
schen (Visitenkarte) – unser Antrieb
ist das Bestmögliche für sie und mit
ihnen zu erreichen. Der Verband
trägt zwar keine direkte, sehr wohl
aber eine indirekte Mitverantwor-
tung für den Transport wichtiger
Themen wie z.B. dem Schutz von
Kindern und der Verband hat inso-
weit auch eine Verpflichtung zur
Klarheit, zur Transparenz und zur
Positionierung. Ein Verband kann
ebenso wie Einrichtungen Themen
liegenlassen, sie ignorieren – das
aber ist nicht nur beim Schutz von
Kindern nicht zielführend. 
Mitglieder wie auch Außenstehende
müssen wissen und haben einen An-
spruch darauf zu erfahren und zu er-
leben, wie ein Verband tickt, wofür er
steht, was er unternimmt, wie kon -
sequent er ist und wie transparent er
handelt. 
Ein Verband sollte Themen ebenso
wie Einrichtungen aktiv fördern, im
Sinne von sich kümmern und unter-
stützen. Das möchte der VPK mit 
allen Mitgliedern gemeinsam tun,
weil er das Bestreben hat, etwas zu
bewirken.

Wir verstehen uns insoweit nicht 
nur in dieser Frage als eine Verant-
wortungsgemeinschaft im VPK. 

Das Präsidium hat sich in dieser
Frage eindeutig entschieden und
seine klare Haltung und Position
auch mit dem Rat der Mitgliedsver-
bände abgestimmt: Eine „Selbstver-
pflichtungserklärung“, die für das
Handeln sämtlicher Mitglieder in-
nerhalb des Gesamtverbandes gilt,
ist für den VPK unumgänglich. Sie
schafft Klarheiten, stellt Transparenz
her und positioniert den Verband
nach innen und außen. Dieser Weg
ist – politisch ausgedrückt – für uns
alternativlos! 

Parallel zu diesem angestoßenen
und inzwischen weit gediehenem
Weg dieses einvernehmlichen ver-
bandsinternen Prozess ist auch der
Unabhängige Beauftragte für Fragen
des sexuellem Kindesmissbrauch
(UBSKM) an den VPK herangetreten
mit dem Ziel, eine Vereinbarung
zum Schutz von Kindern abzuschlie-
ßen, die selbstverständlich ebenfalls
auch für den Gesamtverband gelten
muss. 
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Ziel ist hier u.a., für die Implemen-
tierung von zielgenauen Schutzkon-
zepten innerhalb der gesamten Orga-
nisation Sorge zu tragen, thematisch
zu informieren und zu unterstützen. 
Wir im VPK machen das gern, wir
machen das als Dachverband 
privater Träger der freien Kinder-, 
Jugend- und Sozialhilfe aus „Über-
zeugung und Verantwortung“, aus
unserer inneren ethischen Haltung
und darauf fußenden Verpflichtung
gegenüber jungen Menschen. Unser

Leitwort „Überzeugung und Verant-
wortung“ aus unserem Leitbild ist
auch in dieser Frage für das Selbst-
verständnis im VPK nicht nur ein
Motto, nicht nur ein Slogan: Es soll
nicht nur, sondern es muss von uns
innerhalb des Verbandes gelebt wer-
den – das ist unser Ziel und unser
Anspruch. 
Wir im VPK planen deshalb zukünf-
tig diese Thematik als Dauervorlage
permanent miteinander aufzugreifen
und sie zum integralen Bestandteil

unserer Gremienabläufe auf allen
Ebenen zu machen, denn Miss-
brauch jedweder Form ist leider 
kein Thema, das irgendwann als 
abgehakt gelten kann. 

Wir sind davon überzeugt, dass es
uns gemeinsam im Rahmen unserer
Verantwortungsgemeinschaft ge-
lingt, die Wahrscheinlichkeit von
schwerwiegenden Verletzungen des
Kindeswohls durch Missbrauch 
jedweder Art zu reduzieren – ganz
vermeiden werden wir sie auch da-
durch leider nicht können. Andere
Organisationen in der Kinder- und
Jugendhilfe tun dies ebenso. Im Rah-
men der viel beschworenen Einheit
der Kinder- und Jugendhilfe kann so
die gewünschte Wirkung im vitalen
Interesse und zum Wohl von jungen
Menschen hoffentlich umfassend
entfaltet werden.

Wir sind auf dem Weg, wir schaffen
Klarheit für unser Handeln, wir
schaffen Klarheit, wofür wir stehen
und welche Grundlagen für eine
Mitgliedschaft im VPK unzweifel-
haft gelten – und dies nach innen
und außen! 

Vielen Dank!  
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Vortrag auf dem VPK-DelegiertenFORUM am 11.11.2015 in Berlin

Thema „Wie machen andere das? 
Compliance-Maßnahmen in Unternehmen“

Dr. Dietmar Nowottka
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                                                                                                                                                 Aus dem VPK

VPK-MITGLIEDSVERBÄNDE
VPK-Bundesverband e. V.
Präsidium:

Präsident: Martin Adam
Vizepräsident: Hermann Hasenfuß
Vizepräsidentin: Sabine Juraschek

Michaelkirchstr. 13
10179 Berlin

Telefon: 0 30 / 89 62 52 37
Fax: 0 30 / 63 42 54 13
E-Mail: info@vpk.de
Internet: www.vpk.de

Fachreferent: Werner Schipmann
Telefon: 05 41 / 9 99 82 70
Fax: 05 41 / 9 99 82 72
E-Mail: schipmann@vpk.de

Referentin: Sophia Reichardt
Telefon: 0 30 / 89 62 52 37
Fax: 0 30 / 63 42 54 13
E-Mail: reichardt@vpk.de

VPK-Landesverband Baden-Württemberg e. V.
Vorsitzender: Martin Adam

Senator-Burda-Str. 45, 77654 Offenburg
Telefon: 07 81 / 9 48 21 63
Telefax: 07 81 / 93 74 50
E-Mail: kontakt@vpk-bw.de
Internet: www.vpk-bw.de

VPK-Landesverband Bayern e. V.
Vorstandschaft: Kerstin Kranz

Winfried Koim, Elisabeth Zimmermann
Wagnerbreite 3, 83607 Holzkirchen

Telefon: 0 80 24 / 30 38 77
Telefax: 0 80 24 / 3 03 25 10
E-Mail: geschaeftsstelle@vpk-bayern.de
Internet: www.vpk-bayern.de

VPK-Landesverband Berlin e. V.
Vorstand: Angela Thielemann, Sabine Fincke,

Peter Ahrens
Michaelkirchstr. 13, 10179 Berlin

Telefon: 0 30 / 42 85 96 56
Telefax: 0 30 / 63 42 54 13
E-Mail: info@vpk-berlin.de
Internet: www.vpk-berlin.de

VPK-Landesverband Brandenburg e. V.
Vorsitzender: Jochen Sprenger

Feuerbachstr. 12, 14471 Potsdam
Telefon: 03 31 / 24 34 76 51
Telefax: 03 31 / 24 34 76 52
E-Mail: office@vpk-brb.de
Internet: www.vpk-brb.de

VPK-Landesverband Hamburg und 
Schleswig-Holstein e. V.
Vorsitzender: Pierre Steffen

Rammseer Weg 25, 24113 Kiel-Molfsee
Telefon: 04 31 / 5 45 00 33 99
Telefax: 04 31 / 54 50 03 38
E-Mail: info@vpk-nord.de
Internet: www.vpk-nord.de

VPK-Landesverband Hessen e. V.
Vorsitzender: Mario M. Reinicke
E-Mail: mario.reinicke@vpk-hessen.de 
Telefon: 06 11 / 90 00 37 63
Internet: www.vpk-hessen.de
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VPK-Landesverband 
Mecklenburg-Vorpommern e. V.
Vorsitzender: Holger Lindig

ISA-MV GmbH, Mecklenburgstr. 59,
19053 Schwerin

Telefon: 03 85 / 5 21 33 99
Telefax: 03 85 / 5 21 33 97
E-Mail: info@vpk-mvp.de
Internet: www.vpk-mvp.de

VPK-Landesverband Niedersachsen e. V. 
Vorsitzender: Uwe Juraschek

Nikolaiwall 3, 27283 Verden
Telefon: 0 42 31 / 9 85 86 45
Telefax: 0 42 31 / 9 85 86 47
E-Mail: info@vpk-nds.de
Internet: www.vpk-nds.de

VPK-Landesverband Nordrhein-Westfalen e. V.
Vorsitzender: Hans Günther Mischke

Brockhauser Weg 12a, 
58840 Plettenberg

Telefon: 0 23 91 / 95 44 33
Telefax: 0 23 91 / 95 44 39
E-Mail: info@vpk-nw.de
Internet: www.vpk-nw.de

VPK-Landesverband Rheinland-Pfalz e. V.
1. Vorsitzender: Peter Köhler

Bergstr. 6, 56761 Urmersbach
Telefon: 0 26 54 / 88 28 72 23
E-Mail: vpk.rlp@googlemail.com
Internet: www.vpk-rlp.de

VPK-Landesverband Sachsen e. V.
Vorsitzender: Michael Witzke

Wettiner Str. 50, 08371 Glauchau
Telefon: 0 37 63 / 6 03 07 01
Telefax: 0 37 63 / 60 35 47
E-Mail: info@vpk-sachsen.de
Internet: www.vpk-sachsen.de

Verband privater Einrichtungen der Kinder- und
Jugendhilfe in Schleswig-Holstein (VPE) e. V.
Vorsitzender: Christian Pohlen

Holstenstr. 36, 24582 Bordesholm
Telefon: 0 43 22 / 58 45 30
Telefax: 0 43 22 / 58 45 31
E-Mail: infovpe@yahoo.de
Internet: www.vpe-sh.de
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Schnelles Suchen & Finden von freien Plätzen für Kinder durch „childrens’ home“                        – ANZEIGE –

Die ständige Suche nach freien Plät-
zen für Kinder und Jungendliche in
geeigneten Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe ist Aufgabe
der zuständigen Jungendämter 
in Deutschland. Durch das neu be-
schlossene Gesetz  zur Verbesserung
der Unterbringung von unbegleite-
ten minderjährigen Flüchtlingen
(UmF), wird diese Aufabe zu einer
großen Herausforderung für die Ju-
gendamtsmitarbeiter. Die Mitarbeter
telefonieren Listen der Ihnen be-
kannten Einrichtungen ab und 
fragen nach freien Plätzen für die
Kinder- und Jungendlichen.

Doch diese Methode der Platzsuche
ist zeit- und kostenintensiv und die
Kinder und Jugendlichen, für die der
Platz gefunden werden soll, haben
unter Umständen lange Wartezeiten. 

Um das Verfahren der Platzsuche
kostengünstiger und effektiver zu ge-
stalten, hat die Kinder- und Jugend-
hilfe Service GmbH, zu-
sammen mit einem
Softwareunterneh-
men, eine inter-
aktive Kom-
munikations-
plattform
entwickelt.
Durch die
deutsch-
landweite
Platzsuche
„childrens’�
home“ kann in-
nerhalb kürzester
Zeit ein freier Platz für
Kinder und Jugendliche, in einer
dem Kindeswohl entsprechenden
Einrichtung gefunden werden. Die

Handhabung der
Platzsuche ist einfach
gestaltet und bedarf
keiner großen Schu-
lung für die Anwen-
der. Den Jugend -
amtsmitar beitern wird
durch die Nutzung
von „childrens’ home“
die Arbeit um ein Viel-
faches erleichtert. 

Besonders im Bedarfs-
fall zum Wohl des
Kindes, insbesondere
bei der Inobhut-
nahme, einen freien
Platz zu finden, bietet
die deutschlandweite
Platzsuche „childrens’
home“ einen umfang-
reichen Katalog an

Suchkriterien, um einen für das
Kind oder Jugendlichen einen geeig-
neten Platz in einer Einrichtung zu

finden.

Die Einrichtun-
gen hinterle-

gen die An-
zahl der
freien
Plätze
und ihre
Kontakt-

daten, wo-
durch die

Jugendamts-
mitarbeiter so-

wie Mitarbeiter im
sozialen Bereich direkt

Kontakt mit den zuständigen
Mitarbeitern der Einrichtung auf-
nehmen können. 
Durch den erhöhten Zulauf von un-
begleiteten Flüchtlingskinder stellt
sich die Aufgabe der schnellen Inte-
gration und somit der Besuch von

Schulen und Kindergärten.  Einge-
tragene Einrichtungen können ver-
merken, ob sich diese in der Einrich-
tung selbst oder in der nahen Umge-
bung befinden, durch diesen Punkt
können die UmF bedarfsgerecht und
dem Kindeswohl entsprechend un-
tergebracht werden. Viele Schulen
bieten bereits Förderklassen für
Deutschunterrichte, um die Integra-
tion voranzutreiben.

Schnelles und sicheres Suchen & Finden 
von freien Plätzen für Kinder 

durch „childrens’ home“

Schnelle Integration
von unbegleiteten
Flüchtlingskindern
in Schulen und Kitas
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Mit der deutschlandweiten Platz -
suche „childrens’ home“ können sol-
che Unterbringungsmöglichkeiten
schnell und einfach gefunden 
werden.

Durch einen gesicherten Zugang
(Benutzername und Kennwort) für
Jugendämter und Einrichtungen
über den Internet-Browser,
Smartphone und/oder Tablet, 

werden die deutschen Datenschutz-
gesetze eingehalten. Ein wesentlicher
Vorteil besteht auch darin, dass
keine Installation auf Endgeräten
notwendig ist und somit eine kos-
tenintensive Wartung und Installa-
tion von Updates entfällt.

In Zusammenarbeit mit Landkreis-
jugendämtern wird die deutschland-
weite Platzsuche ständig erweitert
und auf die Bedürfnisse der Jugend-
ämter abgestimmt. Durch eine statis-
tische Auswertung der Daten (nicht
personenbezogen), kann diese Er-
weiterung realisiert und bedarfsge-
recht umgesetzt werden. Das Kon-
zept der Platzsuche sieht Erweite-
rungen vor, um auf Änderungen
bzw. Ergänzungen im Angebots -
katalog schnell reagieren zu können.
Es werden in der Platzsuche, auf
Wunsch der Landkreisjugendämter,

bereits Ausschlusskriterien, Betreu-
ungsintensität, Zielgruppen- und
Arbeitsschwerpunkte uvm. ergänzt. 

Durch
ständige
Erreichbar-
keit und
Kunden-
nähe der
Kinder-
und Ju-
gendhilfe
Service
GmbH,
werden die
An gaben
zu den
freien
Plätze bei
„childrens’
home“ auf aktuellem Stand gehal-
ten, damit eine schnelle Platzzutei-
lung der Kinder und Jugendlichen
erfolgen kann und somit die Warte-
zeit auf ein Minimum reduziert
wird.

Die deutschlandweite Platzsuche
„childrens’ home“ unterstützt die
Suche nach Unterbringungsplätzen
nach §42 Inobhutnahme mit Clea-
ringstelle und nach §34 Erfahrung
mit unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlingen. Derzeit können noch
keine genauen Angaben über die
Zahlen, der in Deutschland aufge-

nommenen minderjährigen Flücht-
linge genannt werden. Durch die Er-
fassung und Auswertung  der ange-
wählten Suchkriterien, kann durch
die Platzsuche „childrens’ home“,
eine Statistik der vermittelten Kinder
und Jungend lichen erstellt werden.
Durch diese Statistik kann auch eine
Aussage über die Anzahl der unbe-
gleiteten minderjährigen Flüchtlinge
getroffen werden.

Nähere Informationen finden Sie 
unter: www.kiju-service.de oder
kontaktieren sie uns telefonisch 
(0 50 22/9 44 66 53).

Blickpunkt Jugendhilfe 1/2016 27

– ANZEIGE –                 Schnelles Suchen & Finden von freien Plätzen für Kinder durch „childrens’ home“

Einhaltung 
deutscher 
Datenschutzgesetze

Reduzierung der
Wartezeit auf ein
Minimum durch
ständige 
Erreichbarkeit

freie Plätze suchen Kontakt aufnehmen

freie Plätze melden
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Aus dem VPK                                                                                                                                                                                                      

Weiterentwicklung der 
§§ 45 ff. SGB VIII

Stellungnahme des VPK-Landes-
verbandes NRW e.V. zum 
Änderungsantrag der A/B-
Länder vom 21./22. Mai 2015

Den Schutz von
Minderjährigen 
in Einrichtungen
als Koproduktion
stärken! 
Der VPK-Landesverband NRW be-
grüßt die vonseiten der Politik avi-
sierte Steigerung der Wirksamkeit
des Schutzes von Kindern und Ju-
gendlichen in Einrichtungen. Der
Schutz von Minderjährigen in Ein-
richtungen der Kinder- und Jugend-
hilfe ist das obliegende Interesse aller
Beteiligten und das Resultat ihrer
Koproduktion auf dem Boden der
partnerschaftlichen Zusammenar-
beit. Eine Erweiterung der rechtli-
chen Handlungsspielräume kann
aber weder den Schutz aller jungen
Menschen in der Jugendhilfe „garan-
tieren“ noch kann sie eine „gute Auf-
sichtspraxis“ erzwingen. Diese muss
von den Akteuren vor Ort geleistet
werden. 

Die Handlungsebenen und Aktivitä-
ten der verantwortlichen Aufsichts-
behörden gehen aufgrund der Art
ihrer Aufgabenstellung stets über for-
mal-rechtlich regulierbare Zusam-
menhänge hinaus. Die Aufsichtsbe-
hörden sind in ihrer Aufgabenerfül-
lung daher auf eine kooperative Hal-
tung ihrer Adressaten (Einrichtun-
gen) angewiesen (vgl. Thomas Mühl-
mann 2014, 401 ff.)1. 

Eine tatsächliche Steigerung der
Wirksamkeit des Schutzes erwartet
der Verband in dem Maße, wie mit
einer Änderung der rechtlichen Be-
dingungen auch die Qualität der
Aufgabenwahrnehmung durch die
Landesjugendämter und deren Fach-
kräfte weiterentwickelt und sicherge-
stellt wird. Dazu sind diese ohnehin
durch den Rahmen des § 79a SGB
VIII gehalten. Aus Sicht Freier Träger
scheinen insbesondere transparente,
einheitliche Verfahrenswege sowie
fachlich nachvollziehbare Bewer-
tungskriterien und entsprechend ge-
schulte Aufsichtskräfte notwendig;
ebenso eine systematische Unter-
scheidung von hoheitlichen Auf-
sichtshandlungen mit Zwangskon-
text und freiwilliger Beratung im
Kontext der Qualitätsentwicklung.  

Aufgrund des bisherigen For-
schungsnotstands bezüglich des Auf-
sichtshandelns von Betriebserlaub-
nis erteilenden Behörden empfiehlt
der Verband dringend, dass eine
rechtliche Novellierung durch eine
wissenschaftliche Begleitforschung
flankiert oder erst hieran ange-
schlossen wird. Diese könnte hin-
sichtlich der Schwerpunkte „Stan-
dards örtlicher Prüfungen“ sowie
„Diagnose und Abschaffung von
Mängeln unter Zwang“ das Ziel ver-
folgen, zur nachhaltigen Professiona-
lisierung der Aufgabenwahrneh-
mung der Aufsichtsbehörden beizu-
tragen. 

Im Gegensatz zu der Heimerziehung
der 50er und 60er Jahre lassen sich
heute weitaus stärker verankerte
Strukturen der Beteiligung der Be-
troffenen und der Transparenz des
Hilfesystems verzeichnen. Die gesetz-
lichen Regelungen des SGB VIII zur
Organisation und Steuerung der
Heimerziehung haben dazu wesent-
lich beigetragen. Eingriffsmöglich-
keiten der Aufsichtsbehörden dürfen
in akuten Fällen zum einen nicht

durch einen unverhältnismäßigen
formellen Aufwand behindert wer-
den, zum anderen gilt es ebenso
sorgfältig abzuwägen, welche Rege-
lungen tatsächlich geeignet und an-
gemessen sind - ohne alle Träger glei-
chermaßen unter den Generalver-
dacht zu stellen, sich entgegen des
Wohles der ihnen anvertrauten jun-
gen Menschen zu verhalten. 

Um den Schutz als gemeinsamen
Auftrag zu verankern, empfiehlt der
Verband, die gesetzliche Einführung
einer Verpflichtung zur Vereinba-
rung von Mindeststandards in Ein-
richtungen zwischen den Betriebser-
laubnis erteilenden Stellen und den
zentralen Trägern der Jugendhilfe. 

Positionen des VPK-LV NRW
zu den Inhalten des 
Änderungsantrages

a) Differenzierung der Regelungen
für Kindertageseinrichtungen
und (teil-)stationäre Einrich -
tungen der Erziehungshilfe. 
Einführung besonderer 
Bestimmungen für teilstationäre
und stationäre Einrichtungen
der Hilfen zur Erziehung

Eine gesonderte rechtliche Regelung
für Einrichtungen der Kindertages-
pflege und der Hilfen zur Erziehung
scheint grundsätzlich sinnvoll und
nützlich, um den verschiedenen
Selbstverständnissen und Anforde-
rungen der Hilfebereiche in ihren 
Eigenheiten Rechnung zu tragen.     

b) Einführung besonderer Bestim-
mungen für das Betriebserlaub-
nisverfahren und die Begleitung
durch den überörtlichen Träger
bei Einrichtungen, die Unter -
bringung mit der Möglichkeit der
Freiheitsentziehung vorsehen

Eine rechtliche Normierung für 
stationäre Maßnahmen der Erzie-

1 Mühlmann, T. (2014): Aufsicht und Ver-
trauen: der Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen in stationären Einrichtungen
der Jugendhilfe als Aufgabe überört -
licher Behörden. Münster
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hungshilfe mit Freiheitsentzug ist in
Anbetracht der Debatte unange-
bracht. Denn einerseits gibt es von-
seiten so gut wie aller Fachverbände
kritische und ablehnende Stellung-
nahmen bzgl. des Zusammenhangs
von Erziehen und Einsperren. 
Wesentlich zentraler ist andererseits
aber der Umstand, dass das SGB VIII
solche Maßnahmen bisher nicht ex-
plizit vorsieht. Dass diese dennoch
in der Praxis innerhalb einiger Bun-
desländer vorzufinden sind, ist wohl
eher dem Handlungsdruck geschul-
det und nicht der hohen Effizienz
dieser Hilfearrangements.  

Die Einführung dieser Thematik
über den Weg der Betriebserlaubnis-
regelungen würde demnach die An-
erkennung „geschlossener Maßnah-
men“ als Jugendhilfeleistung bedeu-
ten und diese als eine der sozialpäda-
gogischen Leistungen der Hilfen zur
Erziehung legitimieren. Der Druck
der Landesjugendämter, sich zu 
verschiedenen Hilfearrangements 
eigene Standards im Rahmen der all-
gemeinen gesetzlichen Möglichkei-
ten zu erarbeiten, darf nicht der 
Anlass sein, um das umstrittene Be-
treuungsarrangement in den Stand
einer scheinbar gängigen Hilfe zu er-
heben. Die Regelungen der Betriebs-
erlaubnis sind nicht dazu vorgese-
hen, neue Realitäten in der Praxis
der Heimerziehung zu schaffen, 
sondern sollen lediglich den Hand-
lungsrahmen dafür abstecken, unter
welchen Voraussetzungen bei den
Praxen der Heimerziehung auf-
sichtsrelevante Handlungsbedarfe
im Sinne des Wohls der Kinder und
Jugendlichen bestehen. 

c) Definition des 
Einrichtungsbegriffes

Eine eindeutige Definition ist drin-
gend erforderlich. Nach Auffassung
des Verbandes kann eine Definition
jedoch weder von der Platzzahl ab-

hängen noch von der Zahl der Fach-
kräfte oder der Verteilung von Rollen
und Aufgaben innerhalb einer `Ein-
richtung�. 

d) Verhältnis von Berufsfreiheit der
Einrichtungsträger nach Art. 12
GG und Schutzauftrag der
Heimaufsicht

Pauschale Eingriffe in Grundrechte
sind im Sinne des Gebotes der part-
nerschaftlichen Zusammenarbeit
nach § 4 SGB VIII sowie einer sinn-
vollen Aufgabenerfüllung unange-
messen und auch verfassungsrecht-
lich fragwürdig. Ggf. ist die notwen-
dige Rechtsgüterabwägung zwischen
Kindeswohl und anderen Grund-
rechten deutlicher herauszustellen.

e) Einführung einer Zuverlässig-
keits- und Eignungsprüfung 
potentieller Träger als Voraus -
setzung für eine Erlaubnis

Die Heimerziehung ist ebenso wie
andere Handlungsfelder der Kinder-
und Jugendhilfe auf verantwor-
tungsvolle und handlungsfähige 
Träger angewiesen, um den Bedarfen
der ihnen anvertrauten jungen Men-
schen sowohl individuell über die
Zeitspanne ihrer Hilfen als auch im
Falle akuter Dringlichkeit entspre-
chen zu können. 
Zuverlässigkeit und Eignung sind
persönliche Eigenschaften, die weder
von der Aufsichtsbehörde sinnvoll
überprüft werden können noch in
einer der Fachkräfteausbildungen
explizite Prüfinhalte sind. Beide Ka-
tegorien sind wenig aussagekräftig,
wenn z. B. die Motive eines Träger-
vertreters derart gelagert sind, dass
er trotz seiner persönlichen Eigen-
schaften falsche oder schlechte Ent-
scheidungen trifft. Eine Art der „vor-
läufigen Betriebserlaubnis“ scheint
lediglich mit der theoretischen An-
nahme eines „vorläufigen Kindes-
wohls“ einhergehen zu können.

f) Überlegungen zur Anpassung
von Betriebserlaubnissen an 
gesetzliche Änderungen

Gesetzliche Regelungen gelten für
alle Träger der Jugendhilfe, auch mit
den von der Legislative beschlosse-
nen Änderungen. Gesetzliche 
Änderungen sind mit angemessenen
Übergangsregelungen und -fristen
zu beschließen. Die Träger allgemein
und insbesondere privat-wirtschaft-
liche Träger haben z. T. hohes per-
sönliches Kapital in ihre Einrichtun-
gen investiert. Veränderungen der
Regelungen dürfen nicht die Existen-
zen bestehender Träger bedrohen. 

g) Formen einer strukturell ver -
ankerten Beteiligung junger 
Menschen in der Heimerziehung

Hierzu sind mit der Einführung des
BuKiSchuG im Jahr 2012 ausrei-
chende Regelungen auch in § 45
SGB VIII vorgenommen worden. Die
Entwicklungen vor Ort halten wei-
terhin an. Die Stärkung eines unab-
hängigen „Verbraucherschutzes“ in
der Jugendhilfe ist erforderlich.
Diese Funktion kann z. B. in Nord-
rhein-Westfahlen zukünftig zum ei-
nen durch die Ombudschaft Jugend-
hilfe NRW zum anderen durch einen
zukünftigen Landesheimkinder-Rat
in NRW gestärkt werden. 

h) Möglichkeit zur Befristung von
Betriebserlaubnissen

Eine Befristung widerspräche dem
Grundprinzip des Anspruches auf
die Betriebserlaubnis und dem Auf-
trag der Behörden zum Schutz von
Kindern und Jugendlichen in Ein-
richtungen; der Träger hat das Recht
auf eine Betriebserlaubnis, wenn die
Voraussetzungen der Einrichtung
dem Kindeswohl nicht widerspre-
chen. Davon auszugehen, dass das
Wohl lediglich befristet und danach
nicht mehr gegeben ist, scheint in
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dieser Systematik abwegig. Die vor-
handenen Möglichkeiten der Aufla-
generteilung und Tätigkeitsverbote
sind ausreichend und sollten recht-
mäßig genutzt werden. Eine befris-
tete Betriebserlaubnis könnte zudem
notwendige Investitionen und den
Zugang neuer Träger erschweren
oder gar verhindern.

i) Erweiterung der Möglichkeiten
von nicht-anlassbezogenen 
Überprüfungen stationärer 
Einrichtungen der Kinder- und
Jugendhilfe

Es wurde bisher weder evaluiert,
welchen Beitrag örtliche Prüfungen
zum Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen tatsächlich leisten noch
welchen fachlichen Standards sie 
genügen müssen, um die gewünschte
(bestmögliche) Wirkung zu 
entfalten. 
Der Nutzen von „unbegründeten
Prüfungen“ steht in Abwägung mit
dem Selbstverständnis und den
Grundrechten der Träger, der Mitar-
beitenden, der Minderjährigen und
der Sorgeberechtigten. Erweiterun-
gen der Prüfkompetenzen sollten an
eine rechtliche Verpflichtung zu 
Kooperationsvereinbarungen der
Akteure gebunden werden, um will-
kürliche Handlungsweisen der Auf-
sichtsbehörden zu erschweren. 

j) Präzisierung der Definitionen der
Kindeswohlgefährdung in 
Einrichtungen unabhängig von
dem Begriff der Kindeswohl -
gefährdung nach § 1666 BGB

Eine genauere inhaltliche Bestim-
mung wäre sehr hilfreich. In der 
Literatur ist an einigen Stellen auch
von einem „strukturellen Wohl“ der
Kinder und Jugendlichen die Rede.
Die Klärung der Begrifflichkeiten
sollte eine deutliche Aussage dazu
treffen, ob sich der Begriff auf indivi-
duelle Gefährdungsmomente für

einzelne Minderjährige und deren
individuelles Wohl bezieht, für wel-
ches das örtliche Jugendamt im Rah-
men des Hilfeplanverfahrens nach 
§ 36 SGB VIII zuständig ist. Oder ob
er sich allgemein auf die Betreuten
beziehen soll und in dem Sinne das
(abstraktere) strukturelle Wohl er-
fasst, welches die Einrichtungsauf-
sicht zu prüfen hat. Eine deutliche
Abgrenzung dieser beiden behörd -
lichen Kompetenzbereiche erscheint
dem Verband dringend notwendig. 

k) Weiterentwicklung der Hand-
lungsmöglichkeiten der Aufsicht
bei festgestellten Mängeln in 
einer Einrichtung; Veränderung
der Voraussetzungen zur Rück-
nahme oder zum Widerruf der
Betriebserlaubnis (in gravieren-
den Fällen Verzicht auf die 
Notwendigkeit, Auflagen zu 
erteilen).

Es kann in einzelnen Fällen notwen-
dig sein, Einrichtungen umgehend
zu schließen. Bei Gefahr im Verzug
ist dies nach geltender Rechtslage
auch jetzt schon möglich.   

l) Wirksamkeit der regelmäßigen
Nachweise der Eignung des 
Personals durch den Träger und
Möglichkeiten zu anlass -
bezogenen Prüfungen

Es bedarf an dieser Stelle keiner wei-
teren Kontrolle des Trägers, die in
seine Grundrechte und die der Mit-
arbeitenden eingreift. Ein grundsätz-
liches Misstrauen gegenüber allen
Trägern bzgl. deren Prüfungen des
Personals erscheint in keiner Weise
gerechtfertigt. 

m) Regelungen zu Einsichtrechten
in Träger- und Einzelfall -
unterlagen sowie zu 
Befragungen von Beschäftigten
sowie betroffenen Kindern und
Jugendlichen

Dieser Bereich ist zu Recht derzeit
nicht vorgesehen. Das Einsehen in
Träger- und Einzelfallunterlagen
kann lediglich der Kontrolle dessen
dienen, was der Träger schriftlich
festgehalten hat. Ob dies richtige An-
gaben sind, geht daraus nicht hervor.
Daher könnten auf diesem Weg
keine belastbaren Erkenntnisse über
die tatsächliche Aufgabenerfüllung
erlangt werden. Konsequenterweise
müsste sodann zusätzlich geprüft
werden, ob die Einzelfallunterlagen
des Trägers auch mit denen des zu-
ständigen Jugendamtes übereinstim-
men oder nicht usw. Zu einem der -
artig generellen Zweifel besteht kein
Anlass. Allgemeine Einsichtrechte in
Träger- oder Einzelfallunterlagen
würden das Grundrecht auf „infor-
melle Selbstbestimmung“ der Träger,
Kinder, Jugendlichen und Sorge -
berechtigten verletzen (auch zeigt
sich in der Altenhilfe, dass eine sehr
gute Dokumentation des Trägers in
keinem aussagekräftigen Verhältnis
zu dem Wohlbefinden und der 
Entwicklung der dort lebenden 
Personen steht).

Relevante Informationen kann sich
die Behörde bereits jetzt in der Regel
bei den Betroffenen selbst holen. In
der Praxis ist es eher das Problem
der Aufsichtsbehörden, dass die Mit-
arbeitenden nicht genau mitteilen,
warum und zu welchem Zweck sie
die eine oder andere Information
überhaupt benötigen. 

n) Erweiterung des Adressaten -
kreises von § 47 SGB VIII auf
die zuständigen kommunalen
Jugendämter

Die Einbindung der örtlichen Ju-
gendämter und des zentralen Trägers
der Jugendhilfe ist ratsam. Dies ge-
schieht jedoch bereits durch die Be-
teiligung beider durch das Landes -
jugendamt. Eine klare Verpflichtung
der örtlichen Jugendämter zur 
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Meldung der in § 47 SGB VIII be-
zeichneten Inhalte gegenüber dem
Landesjugendamt und dem zentra-
len Träger ist wünschenswert. 

o) Konkretisierung der Beratungs-
aufgaben im Rahmen des 
Betriebserlaubnisverfahrens
und der Begleitung des Betriebs
der Einrichtung

Wichtiger scheint die systematische
Unterscheidung von Beratung und
Aufsicht, weil sich in den Betrieben
vor Ort hierin deutliche Unter-
schiede der Praxen einzelner Auf-
sichtskräfte abzeichnen lassen. 

Je weniger transparent beide Auf -
gaben voneinander getrennt werden
desto mehr Handlungsuntersicher-
heit entsteht aufseiten der freien Trä-
ger und letztlich auch bei den Auf-
sichtskräften. 

Insbesondere zeigt sich dies, wenn
sich Träger rückfragend dazu infor-
mieren, ob sie es im Hinblick auf 
einen konkreten inhaltlichen 
Gegenstand mit einer aufsichtsrecht-
lichen Forderung zu tun haben, die
bei Uneinigkeit als Auflage erzwun-
gen wird, oder ob es dabei lediglich
um beratende Aussagen handelt, die
nicht zwingend umzusetzen sind.    

q) Regelungsbedarf für Auslands-
maßnahmen im Rahmen von
Hilfen zur Erziehung und 
Unterbringung

Hier gibt es einen dringenden Bedarf
an Regelungen insbesondere in Be-
zug auf die Voraussetzungen für den
Betrieb einer konkreten Einrichtung
sowie die Qualitätssicherung der
Einrichtung und die Qualität der
Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII.

VPK - Nordrhein-Westfalen e.V.,
Brockhauser Weg 12a, 58840 Pletten-
berg, Tel.: 0 23 91 - 95 44 33, 
info@vpk-nw.de, www.vpk-nw.de

 Das tor institut bietet 
praxisnahe und handlungsorientierte Weiterbildungen 
in Kooperation mit der Domizil Leuchtturm gGmbH,  
der Universität Cottbus und future generation zur  

Fachkraft in den ambulanten Hilfen zur Erziehung   Start: Herbst 2015 
Fachkraft in den stationären Hilfen zur Erziehung Start: Frühjahr 2016 

Zielgruppe 
freie und öffentliche Träger der Jugendhilfe und deren feste 
und freie Mitarbeiter / Hochschulabsolventen und Einsteiger 
ins Berufsfeld der ambulanten und stationären Hilfen zur 
Erziehung / Erzieher/-innen und Sozialpädagogen/-innen 
 
Ausbildungsziele 
Vermittlung von theoretischem Grundlagen- und 
vertiefendem Spezialwissen, Orientierung sowie 
methodischer und administrativer Handlungskompetenzen / 
Befähigung der Teilnehmenden, den komplexen 
Anforderungen im Bereich der ambulanten bzw. stationären 
Hilfen professionell und souverän zu begegnen und dabei 
effektiv und erfolgreich zu arbeiten 

Lehrgangsaufbau 
12 aufeinander aufbauende Module von jeweils 2-3 Tagen + ein 
3tägiges Abschlusscolloquium / selbstorganisierte 
Arbeitsgruppentreffen zwischen den Modulen / individuelles 
Coaching und Beratung durch das Dozententeam 
Themenkomplexe: Einführung in die ambulanten bzw. stationären 
Hilfen zur Erziehung / Gesprächsführung und Beratung / 
Hilfeplanung, Zielfindung, Dokumentation und Berichtswesen / 
Konflikt- und Krisenmanagement / Entwicklungspsychologie, 
psychische Erkrankungen, Kindeswohl und Kinderschutz / 
Grundlagen des systemischen Ansatzes / Grundlagen des 
konfrontativen Ansatzes / Rechtliche Grundlagen / Selfcare und 
Selbstmanagement / Netzwerkarbeit, Umgang mit Behörden und 
Ämtern / Arbeit im Migrationskontext / u.a. 

 
Domizil Leuchtturm gGmbH  Bereich Bildungsprojekte, Frau Antje Rieck unter antje.rieck@domizil-leuchtturm.de 
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VPK-Bundesverband e.V.

PODIUM 2016
FAVORITE Parkhotel Mainz  

26. April 2016 

Moral – Macht – Missbrauch
– Schutzkonzepte in der Kinder- und Jugendhilfe –

8.30 Uhr                         Empfang/Stehkaffee

9.00 –  9.30 Uhr             Begrüßung der Gäste und Eröffnung:
                                        Martin Adam, Präsident VPK-Bundesverband e.V., Berlin

                                        Grußwort
                                        Irene Alt, Ministerin für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen, Rheinland-Pfalz 

9.30 –  9.45 Uhr             Vom Umgang mit Wirklichkeiten – Thematische Einführung  
                                        Werner Schipmann, VPK-Bundesverband e.V., Berlin

9.45 – 10.30 Uhr             Herausforderungen erkennen, Schutzkonzepte umsetzen, Kompetenzorte fördern 
                                        Johannes-Wilhelm Rörig, 
                                        Unabhängiger Beauftragter für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs, Berlin  

10.30 – 11.00 Uhr             Pause 

11.00 – 11.45 Uhr            Entwicklung einer Kultur des Hinsehens, Hinhörens, Handelns
                                        Prof. Dr. Mechthild Wolff, Hochschule Landshut 

11.45 – 12.15 Uhr            Diskussion
                                        Leitung: Max Ruf  

12.15 – 13.45 Uhr             Mittagspause

13.45 – 14.15 Uhr            Schutz für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge
                                        Birgit Zeller, Vorsitzende der BAG der Landesjugendämter, Mainz  

14.15 – 14.45 Uhr             Gelingensbedingungen für Schutzkonzepte in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe
                                        Dr. Inken Tremel, Deutsches Jugendinstitut, München

14.45 – 16.15 Uhr             Workshops
                                        AG 1 – 3: Schutzkonzepte HzE
                                        AG 4:       Schutzkonzepte Kita

16.15 – 17.00 Uhr            Ergebnisse der Workshops

Anschl.                               Abschluss und Ende
                                        Durch das Programm führt: Sophia Reichardt

Ankündigung         Ankündigung         Ankündigung         Ankündigung

Ankündigung         Ankündigung         Ankündigung         Ankündigung
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Buchbesprechungen

5. Neuauflage des
Kommentars von
Reinhard Wiesner
zum SGB VIII / 
Kinder- und 
Jugendhilfe  
Verlässlich – Anspruchsvoll –
Umfassend

Es bleibt dabei: Mit wenigen Worten
lässt sich auch diese Neuauflage des
Kommentars von Reinhard Wiesner
beschreiben.  
Zum 25. Jahrestag ist die Neuauflage
der Kommentierung in altem 
Gewand erschienen. Alle seit 2011 
erfolgten Änderungen im SGB VIII
wurden bis August 2015 in der Neu-
auflage berücksichtigt. 
Vorrangig sind dies das Bundeskin-
derschutzgesetz, das Präventionsge-
setz sowie das Kinder- und Jugend-
hilfeverwaltungsvereinfachungsge-
setz. Diese Neuerungen fanden sich
bereits auch in der Online-Kommen-
tierung unter www.sgb-wiesner.de;
Gesetzesänderungen nach August
2015 werden von den Kommentato-
rInnen auch weiterhin elektronisch
bearbeitet und als aktualisierte Kom-
mentierungen über die genannte
Webseite zugänglich gemacht – dies
ist für die Praxis ein ausgezeichnetes
Angebot.  
Der Kommentar erläutert wieder in
bewährter Form sämtliche Felder
der Kinder- und Jugendhilfe ge-
wohnt umfassend und ist dabei gut
verständlich und sehr präzise. Er 
erläutert Sachverhalte klar und mit
hohem fachlichem Sachverstand.
Der Standardkommentar zur Kin-
der- und Jugendhilfe setzt somit ins-
gesamt das Bewährte der Vorauflage
konsequent fort.

Der Kommentar ist und bleibt zuver-
lässig in der Handhabung. Auch in
5ter Auflage bleibt er ein Grad -
messer mit hoher fachlicher Orien-
tierung, Praxisnähe und Gewissen-
haftigkeit. Er macht sich somit un-
entbehrlich und gehört weiterhin
zur Standardausstattung einer 
umfassend informierten Kinder-
und Jugendhilfe.

Reinhard Wiesner: SGB VIII Kin-
der- und Jugendhilfe, Kommentar,
5. Auflage, München 2015, ISBN:
978-3-406-66634-6,  89,- EUR

Werner Schipmann
VPK-Bundesverband e.V. 

Elke Garbe: 
Das kindliche 
Entwicklungs-
trauma
Verstehen und bewältigen

Die fachliche Fähigkeit mit trauma -
tisierten Kindern umzugehen, hat in
der praktischen Arbeit der Kinder-
und Jugendhilfe in den letzten Jah-
ren eine immer größere Bedeutung
erhalten. Traumatisierungen durch
vielfältige Gewalt, Verwahrlosung,
emotionalen und/oder sexuellen
Missbrauch ist leider bei Kindern
und Jugendlichen häufiger vorzufin-
den. Die Herstellung guter und trag-
fähiger Beziehungs- und Bindungs-
gestaltungen hat in der Arbeit mit
diesen jungen Menschen eine 
eminent wichtige Bedeutung, denn
die Traumatisierungen haben einen
maßgeblichen Einfluss auf die wei -
teren Entwicklungschancen dieser

jungen Menschen. Deshalb ist es für
Fachkräfte umso wichtiger, Zeichen
zu erkennen und sie richtig einzu-
ordnen, Zugänge herstellen zu kön-
nen und sich Hintergrundwissen 
darüber anzueignen, auf welche
Weise diesen jungen Menschen best-
mögliche Unterstützung gegeben
werden können, damit sie ihre vor-
handenen Ressourcen trotzdem gut
entwickeln können. 
Das Buch informiert u.a. umfassend
und vertiefend über das Entstehen
kindlicher Entwicklungstraumatisie-
rungen, zugrunde liegende neuro-
biologische Prozesse und bietet im
praktischen Teil institutionelle Hilfe
und Kooperationen an. Es stellt aus-
führlich die Praxis der Traumathera-
pie und -pädagogik vor und lässt es
auch an vertiefenden Fallbeispielen
nicht fehlen. Auch der theoretische
Teil des Buches ist gut verständlich
und entsprechend lesbar.
Es handelt sich um ein lebendiges
und für die Praxis aber auch für die
Menschen, die an dieser Problematik
vertiefendes Interesse haben und 
verstehen lernen wollen, sehr zu
empfehlendes Buch. Dies hat nicht
zuletzt auch in Zeiten, in denen viele
Menschen aus Kriegsgebieten ge-
flüchtet sind und massiver Trauma -
tisierungen erfahren mussten, einen
sehr aktuellen Bezug. 
Das Buch ist demzufolge nicht nur
für diejenigen, die mit traumatisier-
ten jungen Menschen im weitesten
Sinne zusammenarbeiten, sehr sinn-
voll, sondern auch für alle andere In-
teressierte unbedingt zu empfehlen. 

Elke Garbe: Das kindliche Entwick-
lungstrauma, Stuttgart 2015, ISBN
978-3-608-94879-0,  37,95 EUR 

Werner Schipmann
VPK-Bundesverband e.V. 
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übergreifende Arbeitsgruppe aller
Landesstellen eingerichtet. Sie dient
als Plattform zur Klärung von Pra -
xisfragen und zur Abstimmung des
Verteilverfahrens unter den Ländern.

Die „Handlungsempfehlungen zum
Umgang mit unbegleiteten minder-
jährigen Flüchtlingen“ der BAG Lan-
desjugendämter aus 2014 haben nach
wie vor Bestand. Sie werden nun an
die neue Gesetzeslage angepasst. Die
Aktualisierung fokussiert sich auf die
Alterseinschätzung und die Ent wick -
lung von Kriterien, anhand de rer be -
urteilt werden kann, wann im Rah-
men der Verteilung eine Kindes wohl -
gefährdung vorliegt. Die Veröffent -
lichung der überarbeiten Empfeh lun -
gen ist für Frühjahr 2016 vorgesehen.

Informieren ließen sich die Lan-
desjugendamtsleitungen über
„Stadtgrenzenlos – das Portal für
junge Flüchtlinge in Deutschland“
der Evangelischen Jugendhilfe
Godesheim. Dieses vielver-
sprechende Projekt unterstützt junge
Flüchtlinge dabei, sich in ihrem
neuen Umfeld zurecht zu finden. 
Es informiert in den wichtigsten
Sprachen leicht verständlich
darüber, wie Deutschland und die
jeweilige Kommune vor Ort funk-
tionieren. Das Projekt, das Anfang
2016 online geht, bietet damit
wichtige Hilfestellungen bei der 
Integration zugewanderter junger 
Menschen. Mit entsprechender
Förderung könnte es bundesweit
genutzt werden. Fördermöglich -
keiten von Seiten des Bundes oder
der Länder sind noch auszuloten.

Ein positives Fazit wurde zu den 
Aktionswochen „Das Jugendamt.
Unterstützung, die ankommt.“
gezogen. Mit der Ideenbörse „Junge

Flüchtlinge“ am 29. September 2015
in Münster konnte bundesweit eine
medial hohe Aufmerksamkeit erzielt
werden, sodass die enormen
Kraftanstrengungen der 
Jugendämter für diese jungen 
Menschen in der Öffentlichkeit
sichtbar wurden. Der BAG Landes -
jugendämter ist es gelungen, dieses
Thema aus Sicht der Kinder- und 
Jugendhilfe prominent in Presse,
Funk und Fernsehen zu platzieren.

Die neuesten Forschungserkennt-
nisse zum Demografischen Wandel
und die Auswirkungen auf die
Kinder- und Jugendhilfe präsentierte
Dr. Ulrich Bürger vom KVJS-Lan-
desjugendamt Baden-Württemberg.
Von 2013 bis 2060 wird der Anteil
der unter 20-Jährigen bundesweit
voraussichtlich um 19% sinken, 
gleichzeitig wird die Altersgruppe 
65 und älter einen Anteil von fast
32% ausmachen. Angesichts dieser
Entwicklungsdynamik werden
Kinder und Familien mehr denn je
ihre Belange gegenüber den
berechtigten Interessen anderer
Gruppierungen Geltung verschaffen
müssen. Auch regional zeichnen sich
enorme Unterschiede bei der Ent -
wicklung der Zahl der 0- bis unter
20-Jährigen ab. Die Stellschrauben
für die Zukunft können und müssen
jetzt gezogen werden. Deshalb sind
sehr viel mehr Investitionen in
Kinder und Familien notwendig.
Weitere Themen waren unter an-
derem die geplanten Reformen im
SGB VIII, insbesondere die Um -
setzung einer Inklusiven Lösung, 
die Evaluation des Bundeskinder-
schutzgesetzes und die Umsetzung
der EU-Jugendstrategie.

Alle Veröffentlichungen stehen unter
www.bagljae.de zur Verfügung.

Pressemitteilung

BAG Landes -
jugendämter 
unterstützt die
Etablierung von
bundesweit 
einheitlichen 
Verfahren für 
unbegleitete 
minderjährige
Ausländer

Mainz, 08.12.2015. Das derzeitige
Top-Thema in der Kinder- und 
Jugendhilfe ist die Begleitung und
Unterstützung unbegleiteter min-
derjähriger Ausländer. 

Die Leitungen der Landesjugend -
ämter erörterten auf ihrer 119. Ar -
beits tagung in Berlin aktuelle Ent -
wicklungen und Problemlagen, die
sich für die Jugendämter und die
freien Träger bei der Unterbringung
und Versorgung dieser jungen 
Menschen ergeben. Da die zentralen
Landesstellen zur bundesweiten
Verteilung der unbegleiteten Min-
derjährigen in der Regel bei den Lan-
desjugendämtern angesiedelt sind,
fand ein intensiver Austausch über
die Länderkonzepte zur Umver -
teilung statt. Ziel ist es, auf bun-
desweit einheitliche Verfahren und
gleiche Mindestvoraussetzungen
hinzuwirken, sodass unbeglei tete
minderjährige Ausländer überall 
gleich gut versorgt und betreut 
werden. Deshalb wurde eine länder -
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Missbrauchs -
beauftragter 
startet am 
15. Januar 2016
neue wissenschaft-
liche Begleit -
forschung beim
bundesweiten
„Hilfetelefon 
Sexueller Miss-
brauch“ und ein
zusätzliches 
Angebot: 
das „Hilfetelefon
Forschung“.

Seit 2010 wurden 30.000 Gesprä-
che am Hilfetelefon Sexueller 
Missbrauch geführt.

Berlin, 13.01.2016. Am 15. Januar
startet die neue wissenschaftliche 
Begleitforschung beim 
Hilfetelefon Sexueller Missbrauch
(0800 2255530). Beauftragt wurde
das Universitätsklinikum Ulm unter
der Leitung von Prof. Dr. Jörg M. 
Fegert, der bereits die erste wissen-
schaftliche Begleitforschung des Hil-
fetelefons in den Jahren 2010/2011 un-
ter der ersten Unabhängigen Beauf-
tragten, Dr. Christine Bergmann,
Bundesministerin a. D., durchgeführt
hatte. Für die Qualitätssicherung und
Dokumentation werden Anrufende
während des Gesprächs gebeten, ei-
nige Angaben, beispielsweise zu Alter
und Geschlecht sowie zum Hinter-
grund des Anrufs, zu machen. Diese
werden von Fachkräften an den Tele-
fonen in ein Dokumentationsraster
eingetragen, sofern Betroffene dem
zustimmen. Alle Angaben sind frei-
willig und werden vertraulich und
vollständig anonymisiert behandelt. 

Johannes-Wilhelm Rörig, Unabhän-
giger Beauftragter für Fragen des 
sexuellen Kindesmissbrauchs: „Ich
freue mich sehr, dass jetzt wieder eine
Begleitforschung für das Hilfetelefon
eingerichtet wurde. Sie ist eine zu sätz -
liche und sehr wichtige Unterstützung
bei der Verbesserung von Hilfen, aber
auch bei Fragen der Prävention und
Aufarbeitung. Durch die Ergebnisse
der Begleitforschung können die An-
liegen von Betroffenen, Angehörigen
und Fachkräften direkt in unsere Ar-
beit einfließen. Es ist wichtig und
würde mich sehr freuen, wenn dieses
Angebot umfassend genutzt wird.“

Silke Noack, Fachberatungsstelle
N.I.N.A. e. V. (Nationale Infoline,
Netzwerk und Anlaufstelle zu 
sexueller Gewalt an Mädchen und
Jungen) und fachliche Leitung des
Hilfetelefons: „Das Hilfetelefon mit
seiner Anonymität und Vertraulich-
keit bietet einen wichtigen geschütz-
ten Rahmen, in dem sich Menschen
anvertrauen können. Wir hören Be-
troffenen zu, unterstützen, stabilisie-
ren und beraten und informieren
über weitere Hilfs- und Beratungsan-
gebote vor Ort. Aber auch Menschen
aus dem nächsten Umfeld von Kin-
dern können sich bei uns melden, wie
Angehörige oder Lehrkräfte. Viele be-
richten erst einmal über ein komi-
sches Gefühl. Damit geht man weder
zur Polizei, noch zum Jugendamt.
Wir geben dann eine erste fachliche
Einschätzung, überdenken gemein-
sam mögliche Schritte und ebnen
auch hier den Weg zu den Beratungs-
stellen vor Ort. Wir freuen uns, dass
die vielen wichtigen Anliegen und
Anregungen der Anrufenden nun
wieder ausgewertet werden und in
die Arbeit des Beauftragten einflie-
ßen können.“

Mit der neuen wissenschaftlichen Be-
gleitforschung startet auch ein neues
telefonisches Angebot: das Hilfetele-
fon Forschung (0800 4455530), das

sich an Betroffene und Angehörige
wendet, die sich an Forschung zu be-
lastenden Kindheitserlebnissen betei-
ligen möchten. Die Befragung findet
anhand eines wissenschaftlich
geprüf ten Fragenkatalogs, dem
Childhood Trauma Questionnaire
(CTQ), statt, der in zahlreichen Stu-
dien eingesetzt wird. Diese Befragung
kann auch direkt am Hilfetelefon Se-
xueller Missbrauch durchgeführt
werden, sofern Betroffene und Ange-
hörige im Anschluss an ihr Anliegen
am CTQ teilnehmen möchten.

Prof. Jörg M. Fegert, Universitäts -
klinikum Ulm: „Wir haben uns ent-
schlossen, das standardisierte, inter-
national in diesem Zusammenhang
am häufigsten eingesetzte Fragein-
strument, den Childhood Trauma
Questionnaire, CTQ, mit aufzuneh-
men. Das CTQ erfasst die Häufigkeit
und den Schweregrad verschiedener
Misshandlungserfahrungen in Kind-
heit und Jugend. Diese Angaben er-
möglichen es, Vergleiche mit interna-
tionalen Studien zu ziehen und somit
aussagekräftigere Interpretationen
unserer Daten zu erhalten. Ziel ist es,
ausgehend von den Ergebnissen der
Begleitforschung, Handlungsschritte
zur Verbesserung der Situation Be-
troffener sowie zur Prävention abzu-
leiten.“

Am Hilfetelefon Sexueller Miss-
brauch und am Hilfetelefon For-
schung sind Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Fachberatungsstelle
N.I.N.A. tätig. Sie sind psychologisch,
pädagogisch oder medizinisch ausge-
bildet und haben langjährige berufli-
che Erfahrung im Umgang mit sexu-
eller Gewalt an Mädchen und Jun-
gen. Die Ergebnisse der wissenschaft-
lichen Begleitforschung des Hilfetele-
fons Sexueller Missbrauch sowie die
Auswertung des CTQ am Hilfetele-
fon Forschung werden in regelmäßi-
gen Zwischenberichten dokumentiert
und veröffentlicht werden. 
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letzt in den 1970er-Jahren so viele
Kinder in Pflegefamilien oder Hei-
men untergebracht und betreut wur-
den wie derzeit. Dies sei Anfang der
90er-Jahre mit Inkrafttreten des Kin-
der- und Jugendhilfegesetzes und
seinen Zielsetzungen kein sehr
wahrscheinliches Szenario gewesen.
Seit 2005 ist ein erheblicher Anstieg
der Inobhutnahme von 26.000 Kin-
dern und Jugendlichen auf 48.000
im Jahr 2014 zu verzeichnen, also fast
eine Verdopplung der Fallzahlen. Die
Inobhutnahmen erfolgten dabei in
größerem Umfang wegen festgestell-
ter Gefährdungslagen von Kindern
und weniger auf deren eigenen
Wunsch. Eine Ausweitung der Inob-
hutnahme gab es darüber hinaus
auch im Kontext von Kinderschutz
und Flüchtlingshilfe mit Blick auf
die unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlinge. Insgesamt bedeute dies
auch für die letzten Jahre eine Ausga-
bensteigerung um 82% für die
Durchführung von Inobhutnahmen
insgesamt. Die Bedeutung der Inob-
hutnahme wachse mit dem Alter,
hier sind dann (auch ohne die UMF)
eher Jugendliche im Fokus und da-
bei deutlich mehr Jungen. Zwischen
2005 und 2008 hat sich das quanti-
tative Niveau der Fallzahlen bei den
Inobhutnahmen bei den unter 6-Jäh-
rigen erhöht. Zu fragen sei hier, ob
diese Art von „Fahrstuhleffekt“ mit
auf die Etablierung der Frühen Hil-
fen und einer neuen „Kultur des
Hinschauens“ zurückgeführt wer-

den kann. Ebenso gab es zumindest
bis 2011 einen Anstieg im Primarbe-
reich, was unter Umständen mit dem
Ausbau von Ganztagsangeboten zu-
sammenhängen könnte. Mit Blick
auf die Art der Unterbringung bei
Inobhutnahme sei erkennbar, dass
Jugendliche eher in stationären Ein-
richtungen und jüngere Kinder eher
in Familiensettings betreut werden.
Bei der Dauer der Inobhutnahme
werde der Faktor „Vorläufigkeit“ im-
mer länger. Nicht nur hat sich die
Kategorie „2 Wochen und länger“ im
Laufe der Jahre erhöht, sondern es
häufen sich auch die Fälle, in denen
die Inobhutnahmen auch schon ein-
mal ein Jahr und länger andauert.
Unter 12-jährige Kinder bleiben
durchschnittlich 52 Tage in Obhut,
12 bis 18jährige Jugendliche durch-
schnittlich 23 Tage.

Zusammengefasst bedeutet dies:
„Befunde der amtlichen Kinder- und
Jugendhilfestatistik zeigen für die
Inobhutnahmen einen zunehmen-
den Bedarf an diesen Maßnahmen
sowie eine gestiegene Bedeutung die-
ser Krisenintervention, aktuell ins-
besondere bezogen auf unbegleitete
minderjährige Flüchtlinge. Es wer-
den deutlich mehr Jugendliche als
Kinder in Obhut genommen – auch
wenn zwischenzeitlich die Zuwächse
bei den Klein- und Kleinstkindern
größer als bei den älteren Kindern
und Jugendlichen gewesen sind und
– auch bedingt durch die „Kinder-
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SOS – Sieht die Inobhutnahme noch Land?

Krisenintervention und Inobhutnahme 
in der Kinder- und Jugendhilfe

– Ein Tagungsbericht –

Kerstin Landua

Steigende Fallzahlen oder 
Stabilisierung auf hohem Niveaus
und kein Ende in Sicht?
Eine Dynamik, die das Feld über-
rollt, aber keine wirklich neuen
Handlungskonzepte?
Eine Fachpraxis, die (teilweise)
überfordert ist und (weiter) nach
Antworten sucht?

Zu diesen Fragen fand am 
05./06. November 2015 die Fach -
tagung „SOS – Sieht die Inobhut-
nahme noch Land? Kriseninterven-
tion und Inobhutnahme in der Kin-
der- und Jugendhilfe“ in Berlin statt,
veranstaltet von der Arbeitsgruppe
Fachtagungen Jugendhilfe im Deut-
schen Institut für Urbanistik, Berlin.
Auf dieser Veranstaltung konnten
wir 160 sozialpädagogische Fach-
kräfte aus der öffentlichen und freien
Kinder- und Jugendhilfe begrüßen. 

Gefühlte Realität oder 
empirisch belegt?
Nach der Eröffnung der Tagung hielt
Dr. Jens Pothmann, Arbeitsstelle
Kinder- und Jugendhilfestatistik
vom Forschungsverbund DJI, einen
einführenden Vortrag zum Thema:
„Entwicklung der Fallzahlen der
Inobhutnahmen in der Kinder- und
Jugendhilfe und Maßnahmen der
Familiengerichte bei Gefährdungen
des Kindeswohls“. Er stellte fest,
dass im Verhältnis zur Zahl der jun-
gen Menschen in Deutschland zu-
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schutzdebatte“ – die Anstiege bei Ju-
gendlichen (scheinbar) nicht zur
Kenntnis genommen worden sind.

Was veranlasst Jugendämter,
Kinder in Obhut zu nehmen? 
Barbara Kiefl, Leiterin der Abteilung
Familie und Jugend, Jugendamt
Stuttgart, nahm zu dieser Frage
exemplarisch aus Sicht eines Jugend-
amtes Stellung. Als erstes stellte Frau
Kiefl fest, dass in Stuttgart die Fall-
zahlen der Inobhutnahmen vom
eben vorgestellten Trend abweichen,
sich nicht erhöhen, sondern auf ei-
nem Niveau von ca. 100 Fällen pro
Jahr stabilisieren. Damit sein Stutt-
gart „eine Stadt gegen den Trend“.
2014 habe es insgesamt 1.209 Fälle
von Kindesmisshandlungen und -
vernachlässigungen bzw. Verdachts-
fälle dazu gegeben. Diese Zahl be-
zieht aber die unbegleiteten minder-
jährigen Flüchtlinge (UMF), von de-
nen ca. 700 in Stuttgart leben, nicht
mit ein. Es gibt in Stuttgart ein breit
aufgestelltes Notaufnahme- bzw.
Inobhutnahmesystem des städti-
schen Hilfeträgers, dessen Einrich-
tungen aber durch den großen Zu-
zug von UMF völlig überfüllt sind.
Deshalb sei es inzwischen sehr
schwierig, ein Kind aus Stuttgart
dort unterzubringen. Der städtische
HzE-Träger versuche jedoch mit
Hochdruck, Plätze zu schaffen, so
dass Anfang kommenden Jahres für
die vorläufige Inobhutnahme und
die Inobhutnahme von UMF eine
große neue Einrichtung in Betrieb
genommen werde und andere Ein-
richtungen wieder entlastet werden
können. Momentan sei die Situation
angespannt, auch mit Blick auf die
beginnende Umverteilung der UMF.
Für die Stuttgarter Kolleginnen und
Kollegen stelle sich aber mit Blick
auf die Inobhutnahme bereits länger
in Stuttgart lebender Kinder und Ju-
gendlicher weniger die Frage, was
Gründe für eine Inobhutnahme

sind, sondern was es für gute (prä-
ventive) Fachkonzepte gibt, damit
dieser Schritt möglichst vermeidbar
ist. Diese Konzepte stellte Frau Kiefl
vor und nannte hier u.a. neben dem
Fachkonzept der Sozialraumorientie-
rung die intensive Elternarbeit, den
Familienrat, Pflegebereitschaftsfami-
lien, die Kindeschutzteam in der
Kinderklinik, kontinuierliche Fort-
bildungen (u.a. in systemischer Bera-
tung) sowie die seit über 10 Jahren
bestehenden Beratungszentren mit
multidisziplinären Teams. Wichtig
sei vor allem, dass die Familien den
sozialpädagogischen Fachkräften
vertrauen und als oberstes Prinzip
das der „Verantwortungsgemein-
schaft“ gelte, denn bei einer Krise
hätten alle eine Krise, nicht nur die
betroffene Familie und deren Kinder.
Schwierig im Hinblick auf eine Per-
spektivklärung werde es dann, wenn
die Eltern nicht mitwirken, deshalb
familiengerichtliche Verfahren not-
wendig werden und die Kinder län-
ger als 6 Monate in der Inobhut-
nahme-Situation bleiben müssen.
Gerade für sehr kleine Kinder sei
dies doppelt schwierig, weil dann
Bindungen zu den Bezugspersonen
entstehen.

In guter Obhut? Ist das so? 
Einen wissenschaftlichen Blick auf
die derzeitige Situation der Inobhut-
nahme richtete Dr. Stefan Rücker von
der Forschungsgruppe Petra in
Schlüchtern. Mit Bezug auf die Zah-
len von Herrn Dr. Pothmann und
konstatierte Herr Dr. Rücker eben-
falls, dass ein realer Anstieg an Kin-
deswohlgefährdungen zu verzeich-
nen sei (oder aber auch mehr Mög-
lichkeiten, Kinder zu schützen), dass
die mittlere Verweildauer 30 Tage
und länger betrage und die kleinsten
Kinder oft am längsten in der Inob-
hutnahme bleiben, was bindungs-
theoretisch sehr schwierig sei. Damit
leitete er zu der Feststellung über,

dass die Inobhutnahme kein Lebens-
ort für Kinder und Jugendliche ist
und präsentierte in diesem Kontext
eigene, sehr interessante Forschungs-
ergebnisse. Er befragte Kinder und
Jugendliche, ob sie sich an ihre Ge-
fühle in der Inobhutnahme-Einrich-
tung erinnern. Empirische Befunde
zum Erleben dieser Kinder sind,
dass Gefühle wie Traurigkeit, Hilflo-
sigkeit und Angst dominieren. Ge-
fragt nach ihren psychotraumati-
schen Belastungen in der Inobhut-
nahme haben viele heftige negative
Affekte: Die Kinder fühlen sich
schlecht! In jedem zweiten Fall gibt
es depressiv-ängstliche Beschwerden
sowie eine Prävalenz für Suizidge-
danken bei ca. 50%. Aber auch Ori-
entierungslosigkeit sei ein großer
Faktor für eine traumatische Belas-
tung. Leider gebe es kaum ein Scree-
ning oder Checklisten zur Erken-
nung dieser Belastungsfaktoren bei
den betroffenen Kinder und Jugend-
lichen. Zur Frage: Was ist ein
Trauma? sagte Herr Dr. Rücker, dass
Traumata bei Kindern und Jugendli-
chen die elementaren psychischen
Grundbedürfnisse von Bindung,
Orientierung und Kontrolle, Selbst-
werterleben erschüttern und einen
zentralen Risikofaktor für die meis-
ten Kategorien psychischer Störun-
gen darstellen. Darüber hinaus kön-
nen sich diese unbehandelt oft bis
ins Erwachsenenalter und über Ge-
nerationen hinweg auswirken. Insbe-
sondere emotionaler Missbrauch
und Vernachlässigung könnten sich
fortsetzen. Es gebe auch hier keine
Konzepte, um adäquat darauf zu rea-
gieren und rasche Hilfe anzubieten. 

Zur Frage der Beteiligung der Kinder
und Jugendlichen und ihren Rück-
kehrwünschen gab es folgende Er-
gebnisse: In mehr als jedem zweiten
Fall fühlen sich in Obhut genom-
mene Kinder und Jugendliche nicht
gut beteiligt. Die Hälfte der Kinder
und Jugendlichen wollte im An-
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schluss an die Inobhutnahme nicht
in die Familie zurückkehren, wurde
meist jedoch gegen den Wunsch zu-
rückgeführt, obwohl dort extreme
körperliche Misshandlungen statt-
gefunden haben! Fazit: In guter Ob-
hut? Ja, aber es ist noch viel zu tun!

Praxisorientierte Diskussion
in Kleingruppen
Sehr gut angenommen wird auf un-
seren Veranstaltungen eine sich an-
schließende praxisorientierte Dis-
kussion der Inhalte der Einfüh-
rungsreferate in moderierten Ar-
beitsgruppen. Hierzu hatten wir die
folgenden Leitfragen definiert, den
Gruppen war es selbst überlassen,
auf welche dieser Fragen hier der Fo-
kus gelegt wurde:

• Anstieg der Fallzahlen. Warum ist
das so? Wie ist es bei uns?

• Gründe für die Inobhutnahme? 
• Bedürfnisse der 

Inobhut-Genommenen?
• Zumutbare Verweildauer der

Inobhutnahme. Was ist zu lang?
• Welche Fragen hat die kommu-

nale Praxis (außerdem)? 

Moderiert wurden diese Gruppen
von Barbara Bütow, Martha-Mu-
chow-Institut, Berlin, Miriam Pilz,
Jugendamt Dresden, Gudrun Möller,
Amt für Jugend und Soziales Frank-
furt (Oder), Rainer Kröger, Diako-
nieverbund Schweicheln, Hidden-
hausen, sowie Barbara Kiefl, Jugend-
amt Stuttgart. Diese spiegelten im
Anschluss die Einschätzungen und
Befunde aus der Praxis zurück ins
Plenum.

Einen (sicheren) 
„Landeplatz“ finden. 
In „meiner“ AG wurde insbesondere
der Aspekt der „Verweildauer in der
Inobhutnahme“ diskutiert. Hierfür
wurden viele Gründe aus unter-

schiedlichen Regionen genannt, u.a.,
dass:

• die Erstellung von Erziehungs -
fähigkeitsgutachten zu lange 
dauert (oft bis zu 3 Monate).

• passende Folgemaßnahmen fehlen
(z.B. geeignete Pflegefamilien) und
es deshalb viele „Wiederkehrer“
gibt.

• für (sehr) kleine Kinder keine
Pflege- oder Erziehungsstellen zu
finden sind. 

• Pflegeeltern sich oft mit den 
Herkunftseltern (z.B. wenn diese
psychisch krank sind) überfordert
fühlen.

• Systemsprenger immer wieder in
der Inobhutnahme „landen“, weil
keine andere Maßnahme hilft
bzw. kein anderer Träger diese 
Jugendlichen (mehr) aufnimmt
(nicht beschulbare Kinder, 
Jugendliche mit Mehrfachbelas-
tungen).

• Jugendliche kurz vor Vollendung
des 18. Lebensjahres dort bis zur
Volljährigkeit verbleiben.

• die Zuständigkeitsklärung 
zwischen den Jugendämtern
(manchmal lange) dauert oder es
Zuständigkeitswechsel in den 
Jugendämtern gibt.

Was wurde in den anderen AG‘s dis-
kutiert? Zur Frage, warum die Inob-
hutnahmezahlen steigen, kamen fol-
gende Erfahrungen und Interpreta-
tionen: Herausfordernde Jugendli-
che kommen aus einer HzE-Maß-
nahme in die Inobhutnahme und
wieder zurück („Drehtüreffekt“ und
strukturelles Problem der Jugend-
hilfe. Es gibt mehr Selbstmelder, z.B.
bei Mädchen mit Migrationshinter-
grund ab 13 Jahren. Die Problemla-
gen in den Familien haben generell
zugenommen. Und nehmen neue
(unerfahrene) Mitarbeiter/innen zu
schnell in Obhut? Als Gründe für
Inobhutnahme von Kindern und Ju-
gendlichen wurde mit Blick auf die

Eltern „Überforderung/Gewalt/
Krankheit und Klinikaufenthalt/
Psychische Erkrankung/Entzug/
Sucht genannt. Bei Kindern und 
Jugendlichen waren Gründe u.a.
„Krise in stationärer Einrichtung/
gescheiterte Rückführung aus
(Dauer-)Pflegefamilie zu den Her-
kunftseltern/Inobhutnahme als
Chance für Jugendliche in Krisen als
Ablösungsprozess von der Her-
kunftsfamilie. Wichtige Bedürfnisse
Inobhutgenommener: Wird die 
Perspektive der Kinder und Jugend -
lichen tatsächlich geklärt? Ist bei
Kleinkindern eine stationäre Unter-
bringung mit Schichtdienst der 
Betreuer/innen bedürfnisgerecht?
Können Geschwisterkinder 
zusammenbleiben? 

„Da müssen wir was anders ma-
chen, das geht nicht anders.“ Dieser
Satz einer Teilnehmerin kann als ers-
tes Fazit stehen. Konkret genannt
wurde u.a., attraktivere Anreize für
Pflegefamilien schaffen, sich konkre-
ter damit auseinanderzusetzen, was
die jeweils angemessene Verweil-
dauer für unterschiedliche Alters-
gruppen ist und wann Elternarbeit
beginnen sollte (gleich zu Beginn der
Inobhutnahme trotz Mitarbeiter-
mangel?). Und mit am wichtigsten:
Kinder dürfen nicht orientierungslos
gelassen werden. 

Vorläufige Inobhutnahme 
unbegleiteter Minderjähriger:
Erfahrungsbericht 
aus München
Über den „§ 42a SGB VIII – Vorläu-
fige Inobhutnahme von ausländi-
schen Kindern und Jugendlichen
nach Einreise – Was sieht der Ge-
setzgeber vor, wie geht die Praxis
(bisher) damit um?“ referierten ge-
meinsam Caroline Rapp, Sozialrefe-
rat, Unbegleitete Minderjährige, und
Dr. Jürgen Wurst, Wirtschaftliche
Jugendhilfe, Jugendamt der Landes-
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hauptstadt München. Sie berichteten
auf der Tagung über ihre weitrei-
chenden Erfahrungen mit der Inob-
hutnahme, Altersfestsetzung und
dem Clearingverfahren der unbeglei-
teten Minderjährigen. Insbesondere
für Jugendämter, die gerade erst da-
bei sind, Strukturen aufzubauen,
war dieser Vortrag eine wertvolle
Hilfe. Im Plenum war beiden Refe-
rent/innen gegenüber große Wert-
schätzung spürbar, dass diese zusätz-
lich zu ihrer bereits länger andauern-
den hohen Arbeitsbelastung auf der
Tagung diesen Erfahrungstransfer
leisteten.

Frau Rapp berichtete u.a., dass 90
Prozent der unbegleiteten Minder-
jährigen, die in sehr großer Zahl in
München ankommen, 14- bis 17-jäh-
rige Jungen sind, von denen der
größte Teil aus Somalia, Eritrea, Af-
ghanistan und Syrien kommt. In
München wurde im Vorgriff auf den
§ 42a SGB VIII und in Anbetracht
der aktuellen Situation in Rosen-
heim und Passau bereits im Juli 2015
begonnen, die Kinder und Jugendli-
chen bayernweit umzuverteilen. Die
meisten dieser Jugendlichen sind
„Selbstmelder“ und kommen alleine
in dem Ankommenszentrum für un-
begleitete Minderjährige an. Die
Zahl der unbegleiteten minderjähri-
gen Flüchtlinge in der Fallzuständig-
keit des Jugendamtes München ist in
den letzten zwei Jahren rasant gestie-
gen. Es wird davon ausgegangen,
dass sich dieser Trend auch im Jahr
2016 fortsetzt. Dr. Jürgen Wurst gab
anschließend einen Überblick darü-
ber, was der Gesetzgeber mit dem
neuen Verfahren nach §§ 42a ff. SGB
VIII beabsichtigt und wie München
dies praktiziert.

Das Stadtjugendamt München hat
sich nun organisatorisch mit unter-
schiedlichen Maßnahmen auf die
Betreuung von unbegleiteten Min-
derjährigen vorbereitet. Gemeinsam

mit freien Trägern wurden 2014 in-
nerhalb kurzer Zeit in einem Träger-
verbund sogenannte „Dependan-
cen“ der Jugendhilfe für unbegleitete
minderjährige Flüchtlinge eingerich-
tet. Seit dem 1. April 2015 gibt es ein
Sozialpädagogisches Ankommens-
zentrum speziell für unbegleitete
Minderjährige (medizinisches Scree-
ning, Erstversorgung, Alterseinschät-
zung im Tandem, Inobhutnahme)
mit freien Trägern. Etabliert wurde
eine Fachabteilung nur für den Be-
reich unbegleitete Minderjährige mit
den entsprechenden Aufgaben (Al-
terseinschätzung, Vermittlung an an-
dere bayrische Jugendämter/An-
schlusshilfen, Bestellung des Vor-
mundes, Kostenerstattung, Hilfep-
langespräche etc.). Ebenso soll dort
eine Weiterentwicklung von Stan-
dards der Betreuung und Versorgung
der unbegleiteten Minderjährigen in
enger Abstimmung mit der Heim-
aufsicht erfolgen. Geplant ist ab
01.11.2015 eine eigene Organisations-
einheit für die Umsetzung des Ver-
fahrens nach § 42a SGB VIII, beste-
hend aus Verwaltungsfachkräften,
Pädagog/innen, psychologischem
Dienst, Mediziner/innen und Mitar-
beiter/innen der Kreisverwaltungs-
behörde.

Erste Erfahrungswerte sind laut Dr.
Jürgen Wurst die schnelle Weiterver-
mittlung aus den Ankommenszen-
tren München, da diese eine kurze
Verweildauer und Vermeidung von
Rückkehren bewirkt und dass insge-
samt ein Bewusstsein für diese bun-
desweite Aufgabe geschaffen wurde.
„Am Anfang sprachen die anderen
Jugendämter stets von ‚euren‘ Ju-
gendlichen. Darüber gab es manche
Reibereien und Streitigkeiten mit
den Landratsämtern. Relativ schnell
hat sich das Bewusstsein durchge-
setzt, dass es sich nicht um die Ju-
gendlichen der Stadt München han-
delt, sondern es sind die Jugendli-
chen, die nach Deutschland kom-

men und für die alle gleichermaßen
verantwortlich sind. Es ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe.“ Die
Bewältigung dieser Aufgaben wäre
nicht so gut gelungen, wenn es einer-
seits nicht diesen großen politischen
Rückhalt gegeben hätte und anderer-
seits nicht einen sehr unkomplizier-
ten Umgang mit der Trägerland-
schaft in München, aus dem ein gro-
ßes solidarisches Miteinander ent-
standen ist.

Darüber reden wir gleich …
Der zweite Tag begann mit Kurzvor-
stellung der „Best-Practice-AGs“ im
Plenum durch die Moderator/innen.
Zur Wahl standen folgende sechs 
Arbeitsgruppen: 

• Task-Force „Inobhutnahme“ –
Wenn am Wochenende oder
nachts was passiert …

• „Kinderkrise“ – Inobhutnahme
von Kleinstkindern 

• „Krisenintervention“. Erkennen
und Umgang mit Trauma und
selbstschädigenden Verhalten von
Kindern und Jugendlichen in der
Inobhutnahme-Einrichtung/
Partizipation

• Inobhutnahme von Flüchtlings-
kindern. Inobhutnahme, Alters-
feststellung, Clearing bei UMA 

• Kultur- und religionssensibler
Umgang bei Inobhutnahme. 
Worauf muss der Notdienst 
vorbereitet sein? 

• Runder Tisch „Inobhutnahme“ als
offener Erfahrungsaustausch

Exemplarisch und wegen der beson-
deren Aktualität des Themas hier
noch ein kurzes Blitzlicht auf Karls-
ruhe. Stephan Weismann, Gruppen-
leiter einer Bezirksgruppe des Sozia-
len Dienstes für die Inobhutnahme
unbegleiteter minderjähriger Auslän-
der (UMA), Karlsruhe, gestaltete die
Arbeitsgruppe zur „Inobhutnahme
von Flüchtlingskindern“, die sich
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auch mit den Aspekten Altersfest -
stellung und Clearing auseinander-
setzte. Auch im Jugendamt Karlsruhe
liegen hierzu ebenfalls viele Erfah -
rungswerte vor. 6 Mitarbeiter/innen
im Jugendamt befassen sich mit
Flüchtlingskindern. Für 2015 rechnet
man mit ca 1.000 Inobhutnahmen,
die von Karlsruhe aus landesweit
verteilt werden. Intensiv wurde in
dieser Arbeitsgruppe über die Frage
und das Verfahren der Altersfestset-
zung der ankommenden Flüchtlinge
diskutiert. In Karlsruhe geschieht
diese Alterseinschätzung mit Hilfe
eines Fragebogens und einer qualifi-
zierten Inaugenscheinnahme. Hier-
bei wurden bisher 60% der Jugend -
lichen als minderjährig eingeschätzt,

40% als volljährig. Letztere werden
dann an die Sozialberatung verwie-
sen. Einer Feststellung des Alters mit
medizinischen Verfahren stehen die
Karlsruher Kollegen eher kritisch ge-
genüber, da nachgewiesenermaßen
hier eine Spanne von 1,5 Jahren auf-
treten kann und nicht nur das medi-
zinische, sondern auch das soziale
Alter berücksichtigt werden sollte. Es
gelte das Prinzip: Im Zweifel für den
Minderjährigen, da sich sonst seine
Startbedingungen in Deutschland
erheblich verschlechtern könnten.
Weitere Fragen waren, auf welcher
Grundlage eine Entscheidung für
oder gegen eine Unterbringung von
UMF bei Bekannten und Verwand-
ten erfolgt, wie mit der Bestellung 
eines Amtsvormundes umgegangen
wird und welche Kriterien der „Ver-
teilfähigkeit“ für Jugendliche es gibt.
Faktoren für eine erfolgreiche Bewäl-

tigung all dieser Aufgaben sind nach
Auffassung von Herrn Weismann
u.a. neben der langjährige Erfahrung
im Bereich der UMA und einer prag-
matischer und kreativer Vorgehens-
weise, die Verantwortung anzuneh-
men, „mit den freien Trägern und
anderen Kooperationspartnern
(JGH, Suchtberatungsstellen, Poli-
zei) partnerschaftlich zusammenzu-
arbeiten, Inobhutnahmestellen und
Wohngruppen frühzeitig und stetig
auszubauen, sich fachlich auszutau-
schen sowie eine positive und offen-
sive Öffentlichkeitsarbeit.“ 

Mit dem Blick einer 
Familienrichterin …
... auf die Praxis der Inobhutnahme
von Kindern und Jugendlichen
sprach Dr. Jessica Kriewald, Richte-
rin am Amtsgericht Frankfurt am
Main, darüber, welchen Handlungs-
bedarf es aus familienrichterlicher
Sicht gibt. Zunächst verdeutlichte sie
aber, wann das Gericht überhaupt
„ins Spiel kommt“, wie der Ablauf
des familiengerichtlichen Verfahrens
aussieht und was der Entschei-
dungsmaßstab für Inobhutnahme
ist, um anschließend Schlussfolge-
rungen für die Zusammenarbeit zu
ziehen. Letztere sollen hier abschlie-
ßend stichpunktartig vorgestellt wer-
den. Als wichtigste Voraussetzung
nannte Frau Dr. Kriewald die Verant-
wortungsgemeinschaft von Jugend-
amt und Gericht, die folgende Krite-
rien erfüllen sollte:

• Oberstes gemeinsames Ziel ist
und bleibt ein effektiver 
Kinderschutz

• Eigenständige Verantwortungs -
bereiche von Jugendamt und 
Gericht unter Beachtung des 
gesetzlichen Richtervorbehalts;
Keine „Fraternisierung“

• Kenntnis von der Arbeits- und
Denkweise der jeweils anderen
Profession.

Eine Unterstützung des Gerichts bei
einer möglichst schnellen Klärung
der Lebensperspektive des Kindes
sollte auf der Mitteilung aller für die
Gefährdungseinschätzung des 
Jugendamts relevanten Tatsachen
(d.h., konkreter Tatsachen, nicht nur
eine „Zusammenfassung“ oder 
Wertung), der Quellen sowie der
Übersendung von Hilfeplänen, Be-
richten der Helfer und Betreuungs-
personen und Arztberichten beru-
hen. Denn: Das Jugendamt ist der
wichtigste Tatsachenlieferant, um
eine gute Entscheidung im Interesse
des Kindes zu treffen.

Kerstin Landua
Leiterin der Arbeitsgruppe 
Fachtagungen Jugendhilfe im Difu
Kontakt: landua@difu.de
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Am 08. und 09. Oktober 2015 fand
die Tagung „Zukunftsorientierte
Hilfen zur Erziehung zwischen Ein-
zelfallhilfe und Lebensweltorientie-
rung“ im Centre Française in Berlin
statt, die von der Arbeitsgruppe
Fachtagungen Jugendhilfe im Deut-
schen Institut für Urbanistik veran-
staltet wurde. Ziel der Tagung war
eine konstruktive Auseinanderset-
zung mit der derzeitigen Praxis der
Hilfen zur Erziehung, da sich die
kommunale Praxis kontinuierlich
weiterentwickelt. Es wurden (neue)
kommunale Lösungsansätze im Be-
reich der Hilfen zur Erziehung vor-
gestellt und intensiv diskutiert. 

Aktueller Veränderungs -
bedarf des SGB VIII in Bezug
auf die Hilfen zur Erziehung?
Die Tagung begann mit einem Vor-
trag von Gila Schindler, Rechtsan-
wältin und Fachanwältin für Sozial-
recht, Sojura Kanzlei für soziale Si-
cherheit in Heidelberg, zum Thema:
„Passiert, was jetzt passieren muss?
Aktueller Veränderungsbedarf des
SGB VIII in Bezug auf die Hilfen zur
Erziehung“. Auch wenn sich ihrer
Erfahrung nach Menschen, die span-
nende und interessante Angebote für
Kinder und Jugendliche entwickeln,
nicht oder nur wenig für Finanzie-
rungsgrundlagen begeistern können,
stellen ihres Erachtens gerade die
Themen der Finanzierung, des 

Leistungsrechts und der Zuständig-
keiten eine unverzichtbare Basis für
die Umsetzung der fachlichen, päda-
gogischen und innovativen Überle-
gungen in der Kinder- und Jugend-
hilfe dar. Anliegen von Frau Schind-
ler war es, die aktuellen Grundlagen
für die Angebote darzustellen, die
sozialräumlich und präventiv orien-
tiert sind bzw. sich in diese Richtung
entwickeln, und dabei auf Hinder-
nisse und auch Möglichkeiten, die es
auszunutzen gilt, hinzuweisen. Es
wurde in letzter Zeit heftig darüber
diskutiert, ob die Weiterentwicklung
der HzE mit Einschränkungen der
Rechtsansprüche einhergeht. Dies sei
glücklicherweise bisher nicht ge-
plant. Frau Schindler stellte in ihrem
Vortrag unterschiedliche Möglich-
keiten der Finanzierung von HzE-
Leistungen vor. Insbesondere das 
sogenannte „hinkende Jugendhilfe-
dreieck“ wurde im weiteren Verlauf
der Tagungen in den Diskussionen
als interessante und weiterentwick-
lungswürdige Variante diskutiert. 

Wo ist der Geist des SGB VIII
geblieben? und andere 
Fragen, die gestellt wurden … 
In der folgenden Plenumsdiskussion
ging es u.a. um die Frage, wo der
Geist des SGB VIII geblieben sei.
Diese wurde von Bruno Pfeifle, 
Jugendamtsleiter in Stuttgart, 
der diese Tagung auch moderierte,

aufgeworfen. Seiner Meinung nach
könne es unter den momentanen 
Bedingungen nicht darauf hinaus-
laufen, allein mit juristischen und 
finanztechnischen Spitzfindigkeiten
zu agieren. Der § 78a ff. sei eine gute
fachliche Weiterentwicklung im SGB
VIII. Entscheidend sei zunächst im-
mer die Frage, was erreicht werden
soll. Das bedeute, bevor Finanzie-
rungsfragen diskutiert werden, in-
haltliche Prämissen zu setzen und zu
klären, was daraus für die Angebots-
ausgestaltung folgt. Eingeschlossen
die Frage: Was ist ein Sozialraum?
Dies sei eine wichtige Aufgabe im
Rahmen der Weiterentwicklung der
Hilfen zur Erziehung und deren
fachlicher Angebote. Bedenklich sei,
(zu) vieles über Einzelfallhilfen zu 
finanzieren und Kinder damit auch
ein Stück weit zu pathologisieren. Es
müsse mehr in regelstrukturelle An-
gebote investiert werden. Prof. Dr.
Christian Schrapper teilte diese Auf-
fassung und machte deutlich, dass
das SGB VIII ein Leistungsgesetz ist,
bei dem Bürger/innen Anspruch auf
Hilfe haben. Dies ist ein großer his-
torischer Fortschritt! Das Konzept
der Sozialraumorientierung sei nicht
erfunden worden, um Geld zu 
sparen, sondern um auf komplexe
Lebenslagen reagieren zu können.
Matthias Heintz vom Bündnis 
Kinder- und Jugendhilfe vertrat die
Auffassung, dass die Architektur 
des Kinder- und Jugendhilfegesetzes
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alles enthalte, um auch die neuen
Anforderungen zu bewältigen. Dies
sei auch eine Frage der Selbstdefini-
tion der eigenen Aufgaben. Prof. Dr.
Reinhard Wiesner fragte im Rahmen
dieser Diskussion nach, ob es nicht
zielführend sei, wenn „wir“ mehr
miteinander über Bedarfs- als Ange-
botsorientierung reden. In Bezug auf
die Aufgabenwahrnehmung der so-
zialpädagogischen Fachkräfte wurde
in weiteren Diskussionen im Ta-
gungsverlauf klar formuliert, dass
diese soziale Sicherheit brauchen
(und keine prekären Beschäftigungs-
verhältnisse), um ihre Arbeitsauftrag
professionell wahrnehmen zu kön-
nen, langfristig Beziehungsarbeit zu
leisten und Menschen geschützt be-
gleiten zu können. 

Wir haben uns auf den Weg
gemacht … 
Über den Stand der Weiterentwick-
lung der Hilfen zur Erziehung in der
Praxis berichteten Kolleginnen und
Kollegen aus den Jugendämtern
Münster, Hamburg und dem Land-
kreis Potsdam-Mittelmark. 

… in Münster
Einen Einblick in die Weiterentwick-
lung der Hilfen zur Erziehung im Ju-
gendamt Münster gab Sven Werk,
Fachcontroller, Jugendamt der Stadt
Münster. Sein Credo lautete „Ju-
gendhilfe als Ganzes gestalten!“
Diese Strategie verfolge das Jugend-
amt Münster konsequent seit 2006.
Was heute sichtbar sei, ist Ergebnis
jahrelanger nachhaltiger Arbeit. In
Münster gibt es ein gesamtstädti-
sches Präventionsverständnis in Be-
zug auf die 0- bis 21-jährigen Kinder
und Jugendlichen, untersetzt mit
Präventionsmaximen und verbindli-
chen Präventionsketten, z.B. zur Ver-
hinderung von Kinderarmut. Wich-
tiger Bestandteil der städtischen Ge-
samtstrategie sind die Regelangebote

sowie eine integrierte Jugendhilfe-
und Schulentwicklungsplanung und
eine gut funktionierende Kommuni-
kation aller beteiligten Partner. Der
konsequente Ansatz „Vom Kind aus
denken“ habe Auswirkungen auf die
Anforderungen an die Hilfen zur Er-
ziehung. Als noch offene Punkte für
die Weiterentwicklung in Münster
nannte er die Steigerung von Wirk-
samkeit und Effizienz des Mittelein-
satzes der erzieherischen Hilfen,
Herstellung von Rechtssicherheit
beim systematischen Zusammenwir-
ken von Regelangeboten, sozial-
räumlicher Arbeit und Strukturen
mit den erzieherischen Hilfen und
bei deren Finanzierung sowie die
Entwicklung gesetzlicher Vorgaben
für eine verbindliche Kooperation
anderer Systeme mit der Jugendhilfe. 

… in Hamburg-Eimsbüttel
Über die fachliche Weiterentwick-
lung in Hamburg-Eimsbüttel sprach
Holger Requardt, Leiter des Facham-
tes Jugend- und Familienhilfe Eims-
büttel, Hamburg. Er stellte zunächst
fest, dass die sozialräumlichen Hil-
fen und Angebote (SHA), die die
Stadt Hamburg im Jahr 2011 als Wei-
terentwicklungsinitiative der Jugend-
hilfe und damit auch als Impuls zur
Weiterentwicklung der Hilfen zur
Erziehung initiiert hat, nicht als
Konkurrenzangebot zu den Hilfen
zu Erziehung bzw. der Sozialpädago-
gischen Familienhilfe zu sehen sind.
Da diese auch über Hamburg hinaus
Beachtung finden, war es uns als Ver-
anstalter wichtig, etwas über die ge-
genwärtige Praxis und die Erfah-
rungswerte aus einem der sieben Ju-
gendämter in Hamburg zu hören.
Geschaffen werden sollten u.a. „Orte
verlässlicher Begegnung“. Folgende
Grundsätze und Ziele werden mit
der Umsetzung der SHA in Eims -
büttel verfolgt: Mehr Menschen 
sollen vom Hilfesystem profitieren;
offene Zugänge, kurze Wege zur

Hilfe; Hilfen sollen frühzeitig ein -
setzen und präventiv wirksam sein;
Kinderschutz wird gesichert; erwei-
terte Handlungsoptionen des ASD
sowie eine Infrastruktur, die Fami-
lien und der ASD für Familien inten-
siv nutzen können. In den vergange-
nen 3 Jahren wurden hierfür zwei
Modelle entwickelt, die in ihrer Aus-
prägung zwar sehr unterschiedlich
sein können, aber eine vergleichbare
Struktur haben: „Treffpunkt und Be-
ratung im Quartier“ sowie „Schule
als Bezugspunkt“. Hierfür stellte
Herr Requardt Beispiele vor und er-
läuterte die Gelingensbedingungen,
wie z.B. die aktive Beteiligung der
Fachkräfte des ASD, Anpassung der
Organisationsstrukturen, die Zu-
sammenarbeit vieler unterschied -
licher Träger, Refinanzierung er-
brachter Leistungen. Das Fazit von
Herrn Requardt vor diesem Erfah-
rungshintergrund: „Die Jugendhilfe
in Teilbereiche zu zergliedern und 
jeweils separat zu betrachten, ver-
schenkt ein großes Entwicklungs -
potenzial.“ 

… im Landkreis 
Potsdam-Mittelmark 
Wie sich die Weiterentwicklung der
Hilfen zur Erziehung im Jugendamt
des Landkreises Potsdam Mittel-
mark gestaltet, berichteten Bodo Ru-
dolph, Leiter des Jugendamtes, und
Anna Mokrzki, Sozialarbeiterin. Sie
erinnerten zu Beginn daran, dass
sich die Kinder und Jugendhilfe in
einem Landkreis insofern von der in
Städten unterscheidet, als sie zwei
Ebenen angegliedert ist – der Land-
kreisebene und der kommunalen
Ebene – und es auch Ämter mit poli-
tisch eigenständigen, amtsangehöri-
gen Städten und Gemeinden gibt.
Mit dieser Ebene müsse zusammen-
gearbeitet werden. Die Ideen für die
Weiterentwicklung der Hilfen zur
Erziehung unterliegen dabei einem
Zeithorizont bis 2022, so ist das Leit-
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bild des Jugendamtes angelegt. Die-
ses hänge mit einem strategischen
Steuerungskreislauf zusammen, mit
dem den Vorstellungen der KGSt ge-
folgt wird. Vorteilhaft dabei sei, dass
dafür bei „von der Politik“ geneh-
migten Planungen auch die finan-
ziellen Mittel dafür zur Verfügung
gestellt werden. Was hat nun aber
der Landkreis Potsdam-Mittelmark,
was andere Jugendämter (vielleicht)
nicht haben? Einen „Sozialraumver-
trag“, Sozialraumkonferenzen mit
Kinder und Jugendlichen, die zuneh-
mende Bedeutung erlangen und
viele kreative Maßnahmen zur Team-
stärkung. Wir haben im Plenum viel
über die derzeitige Praxis der HzE
im Jugendamt gehört, es wurden
aber auch interessante Ideen für die
Weiterentwicklung des SGB VIII vor-
getragen, die exemplarisch für dieses
Jugendamt stehen und sicher ebenso
von großem Interesse sind. Als aus-
baufähig wurden u.a. folgende An-
sätze vorgestellt:

• „Ausbau des sozialräumlichen An-
satzes im § 27 Absatz 2 SGB VIII,

• Verstärkung sozialräumlicher 
Akzente in den §§ 28 ff. SGB VIII),

• Ausbau der Bedarfsorientierung –
Hilfen zur Erziehung stärker an
Angebote der Prävention an -
knüpfen (§ 16 SGB VIII),

• Bedeutung von § 37 Absatz 1 SGB
VIII verstärken,

• Begrifflichkeit der „Hilfe“ über-
denken! Begriff fördert sehr stark
den Anspruch, dass andere etwas
tun sollen. Selbstorganisation
muss in den Fokus! 

• Kinder- und Jugendbeteiligung im
Sozialraum verstärken.

„In den einzelnen Hilfeformen sollte
eine Verstärkung sozialräumlicher
Ansätze sowie eine stärkere Öffnung
zu präventiven Angeboten stattfin-
den, in der Weise, dass das SGB VIII
selbst Ideen dazu implementiert und
indiziert, quer zu denken.“

Auch kleine Schritte führen
zum Ziel. Erfahrungswerte
unter Kolleg/innen …

Nach der Vorstellung dieser kom -
munalen Praxisbeispiele folgte eine
moderierte und offene Diskussion in
kleinen Arbeitsgruppen zu folgen-
den Leitfragen: Wie reflektiert die
Praxis den Veränderungsbedarf des
SGB VIII? Welche Rahmenbedin-
gungen braucht das Jugendamt:
fachlich, rechtlich, finanziell bei der
Kooperation mit freien Trägern und
Regeleinrichtungen sowie der Betei-
ligung von Politik? Was sind die zen-
tralen Gelingensbedingungen für
Veränderung? Dieser ergebnisoffene
Austausch war dazu gedacht, unter
Fachkolleg/innen die bisherige HzE-
Praxis zu reflektieren, über alte und
neue Entwicklungen, Probleme und
Herausforderungen und deren Lö-
sungsmöglichkeiten zu diskutieren,
und wurde intensiv von den Teilneh-
menden genutzt. Ebenso wie die Ar-
beitsgruppen am zweiten Tag, in de-
nen kommunale Beispiele in Bezug
auf die Weiterentwicklung der Hil-
fen zur Erziehung anhand biografi-
scher Verläufe diskutiert werden
konnten.
Hier gab es folgende Angebote:

• „Schau mal, wie Dein Baby
spricht“: Von der Elternbildung zur
HzE im Landkreis Euskirchen 

• „Was Hänschen lernt, muss Hans
nimmer lernen!“ Prävention durch
Kita-Sozialarbeit!? im Jugendamt
Bochum

• „Wenn Erzieher/innen,
Psycholog/innen, Ärzt/innen und
Sozialpädagog/innen gemeinsame
Sache machen“: 
Eltern-Kind-Zentren in Mannheim

• „Und es geht doch?!“ Regionale 
Kooperationen zwischen Schule
und Jugendhilfe in Hamburg

• „Teilhabe ermöglichen, Über-
forderung vermeiden“ – Modellpro-
jekt eines inklusiven Förder- und

Betreuungsangebots an Münchener
Schulen auf der Grundlage von 
§ 35a SGB VIII i.V.m. §§ 11 und 
13 SGB VIII

• „Lernen, auf eigenen Füßen zu 
stehen ...“ Hilfen zur Verselbst-
ständigung Jugendlicher in Leipzig.

Laut gedacht von …
Der zweite Arbeitstag begann im Ple-
num mit einem subjektivem State-
ment von Rainer Kröger, Vorstands-
vorsitzender der Arbeitsgemein-
schaft Erziehungshilfe – AFET e.V.
und Leiter des Diakonieverbundes
Schweicheln, zum Thema: „Erfah-
rungen und Sichtweisen freier Träger
zum Veränderungsbedarf im SGB
VIII“. Herr Kröger gestaltete seinen
Vortrag aus zwei Blickrichtungen
und referierte zunächst aus seiner
Sicht über inhaltliche Veränderungs-
möglichkeiten und -notwendigkeiten
und anschließend über die damit
verbundenen finanziellen und recht-
lichen Bedingungen. In Bezug auf
die inhaltlichen Fragen stellt er fest,
dass Schule und Kita im Bewusst-
sein der Bevölkerung einen enormen
Bedeutungszuwachs erlangt haben.
Dem müsse auch mit der Bereitstel-
lung von Regelangeboten Rechnung
getragen werden. Kita und auch
Schule seien eine wichtige Ressource
für die HzE-Arbeit und für Kinder
sei es für ihre Entwicklung von gro-
ßem Vorteil, wenn sie in diesen bei-
den Einrichtungen Personalkonti-
nuität erleben. Er stellte hierzu sechs
sehr interessante und in der Ta-
gungsdokumentation nachzulesende
Beispiele neuer HzE-Angebote mit
kreativen Lösungen und konstrukti-
ven Kooperationen vor.

Aus finanziellem und juristischem
Blickwinkel sei die Weiterentwick-
lung der Hilfen zur Erziehung oft
ein „Deal“ zwischen Jugendamt und
freiem Träger, wobei das finanzielle
Risiko hier eher beim freien Träger
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liege. Eine besondere Herausforde-
rung liege in dem Umstand, dass
viele neue Angebote nicht aus -
reichend durchfinanziert sind. Ge-
braucht würden in der Regel Quer-
subventionen oder aber sogenannte
„neutrale Mittel“ (idR aus Zinserträ-
gen und Rücklagen des Trägers). In
der jüngsten Vergangenheit würden
nun diese neutralen Mittel vor allem
durch geringe Zinserträge kaum
mehr zur Verfügung stehen. Diese
konnten aber in der Vergangenheit
oft für neue kreative Projekte und
Ansätze genutzt werden. Auch des-
halb gebe es eine zunehmende De-
batte um Stiftungsfinanzierung. Dies
sei eine wachsende „Szene“, aller-
dings mit dem Anspruch, eigen -
ständig Politik zu betreiben. Eine
zentrale Forderung der freien Träger
sei deshalb, dass Angebote voll refi-
nanziert werden müssen. So dürfe
z.B. auch die Fachleistungsstunde
nicht von Jugendämtern als Kosten-
senkungs- oder Einsparungsinstru-
ment verstanden werden, „an deren
Schraube man immer weiter drehen
könne“. Dies führe sonst dazu, nicht
mehr genügend Personal für den Be-
reich der „SPFH“ zu finden. 
Zudem sei eine Entwicklung in der
Praxis zu beobachten, Hilfen zur 
Erziehung ohne die Jugendämter 
anzubieten, z.B. in Berlin-Neukölln,
dort gibt es das Angebot des Famili-
enrats in Familienzentren. Auch über
den Zugang zu einer solchen Hilfe
müsse nachgedacht und diskutiert
werden. 

Neue Perspektiven – 
alte Widersprüche
Den Abschlussvortrag: „... und wo-
hin sollen Hilfen zur Erziehung wei-
ter entwickelt werden? Neue Per-
spektiven und alte Widersprüche“
hielt Prof. Dr. Christian Schrapper,
Erziehungswissenschaftler, Univer -
sität Koblenz-Landau. Er benannte
als neue Perspektiven: 

a) Die geplante Einführung eines
Rechts auf Entwicklung und Teil-
habe statt des Erziehungsrechts
(für Eltern) sei revolutionär, da
dies einen Perspektivwechsel be-
deutet und dies ein eigenständi-
ges Grundrecht definiert, das das
Kind in den Mittelpunkt stellt. 

b) Sozialraumorientiert statt pro-
blemzentriert! Dies führe nicht
zwangsläufig zu einer Aushöh-
lung von Rechtsansprüchen so
wie der Anspruch auf HzE nicht
automatisch zu einer bedarfsge-
rechten Hilfe führt. Subjektives
Recht darf nicht aufgegeben wer-
den. Wichtig sei es Selbstorgani-
sation zu stärken, Unsicherheiten
auszugleichen und vor Gefähr-
dungen zu schützen. 

c) Inkludierend statt exkludierend!
Die Große Lösung ist seit 1991 ein
Thema. Diese Debatte wurde im
Zusammenhang mit der UN-
Behindertenrechtskonvention neu
entfacht. 

d) Vielfältig kooperierend statt
selbstbezüglich abgrenzen. 

e) Kostenbewusst statt Kosten -
diktat, d.h., es muss über Geld 
geredet werden dürfen, denn Kin-
der- und Jugendhilfe ist ein 
professionelles Arbeitsfeld mit
professionellen Fachkräften. 

Als alte Widersprüche charakteri-
sierte Prof. Schrapper folgende:  
a) Probleme bei der Gestaltung von

Zu- und Abgängen von Familien.
Erst festgestellte Defizite rechtfer-
tigen eine Hilfe, d.h., die Leis-
tungsberechtigung muss über-
prüft werden. „Normalität“ muss
daher geschützt werden. 

b) Kinder und Eltern sind mehr als
zu prüfende Leistungsbezieher –
sie sollten als (zufriedene) Kun-
den betrachtet werden. Bisher
sind die HzE aber mehr von 
Kontrolle als von Hilfe geprägt.
Und es gibt oft Fachlichkeit nach
Kassenlage. 

c) Der rote Faden kindlicher Ent-
wicklung: Erfolgreich gemeisterte
Übergänge sowie Bildungserfolg
in der Schule als „Eintrittskarte
in die Welt des Lebens“ „als
Messlatte, ob die Kinder- und 
Jugendhilfe den Kindern das zur
Verfügung gestellt hat, was sie
brauchen“. 

Um diese alten Widersprüche aufzu-
lösen, sei es wichtig:

• als Sozialpädagogische Fachkräfte
den konsequent anderen Blick zu
wagen. Nicht den pathologischen
Blick.

• Kinder müssen lernen, dass sie sich
auf Erwachsene verlassen können. 

• dafür sorgen, dass Kinder und 
Eltern mit dem Jugendamt 
zufrieden sind.

• rechtzeitige und respektvolle Hilfe,
die hilft. 

• Transparenz der Verfahren.
• Wirksamkeit von Leistungen und

Interventionen.

Zusammengefasst: Jugendämter
sind Monopolisten, sie haben des-
halb die besondere Verpflichtung,
ihre Kunden zufrieden zu stellen.
Dafür braucht es zufriedenstellendes
Personal. Und das bedeutet: „Nicht
nur tun, was wir wissen, sondern
wissen, was wir tun!“

Kerstin Landua
Leiterin der Arbeitsgruppe 
Fachtagungen Jugendhilfe
im Deutschen Institut für Urbanistik
Kontakt: landua@difu.de
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Presse- und Informationsamt
der Bundesregierung

Schutz für 
unbegleitete 
Minderjährige

Unter den Flüchtlingen sind zahl -
reiche Minderjährige, die ohne ihre
Familien nach Deutschland 
gekom men sind. Wie der Staat Sorge
dafür trägt, dass sie dem Kindeswohl
entsprechend untergebracht und 
betreut werden, berichtete Bundes -
familienministerin Schwesig.
Kinder und Jugendliche, die ohne
ihre Familien aus ihren Herkunfts-
ländern nach Deutschland kommen,
sind in besonderer Weise auf die
Fürsorge des Staates angewiesen. Um
den Schutz der Minderjährigen zu
gewährleisten, tritt der Staat an die
Stelle der Erziehungsberechtigten.

Neues Gesetz seit 1. November 
in Kraft
Um eine gute Betreuung und Versor-
gung zu gewährleisten, hat die Bun-
desregierung ein Gesetz beschlossen,
das Anfang November in Kraft trat.
Ziel ist es, den besonderen Bedürf-
nisse unbegleiteter Minderjähriger
durch eine landes- und bundesweite
Aufnahmepflicht gerecht zu werden. 
Mit dem Gesetz besteht nun die
Möglichkeit, die Kinder und Jugend-
lichen bundesweit zu verteilen. 

Einzelne Kommunen werden 
so entlastet.
Bis Anfang November war das 
Jugendamt zu deren Aufnahme und
Unterbringung verpflichtet, in des-
sen Bereich die Einreise eines unbe-
gleiteten ausländischen Kindes oder
Jugendlichen festgestellt wurde. 

Betroffen waren vor allem die 
Jugendämter, die an bestimmten
Einreiseknotenpunkten lagen. 
Einige Kommunen waren aufgrund

der zunehmenden Zahl an Minder-
jährigen, die unbegleitet nach
Deutschland kamen, stark belastet.
Mancherorts waren die Kapazitäts-
grenzen bereits so weit überschrit-
ten, dass eine dem Kindeswohl 
entsprechende Unterbringung, 
Versorgung und Betreuung der 
Kinder und Jugendlichen erheblich
erschwert oder nicht mehr möglich
war.

Seit Anfang November sind gut
15.000 unbegleitete Kinder und 
Jugendliche nach Deutschland 
eingereist. Sie befinden sich noch in
Obhut der Jugendämter. Rund ein
Fünftel von ihnen wurde – gemäß
des neuen Gesetzes – auf ein anderes
Bundesland verteilt. Mit den 
„Altfällen“, also den unbegleiteten
ausländischen Minderjährigen, die
bereits vor dem 1. November ein -
gereist sind, befinden sich damit 
insgesamt rund 57.000 unbegleitete
Minderjährige in der Obhut der
Kinder- und Jugendhilfe.

Wie hilft der Bund?
Der Bund unterstützt die Kommu-
nen bei ihrer wichtigen Arbeit: 
mit 350 Millionen Euro jährlich 
beteiligt er sich an den Kosten.

Zusätzlich unterstützt das Pro-
gramm „Willkommen bei Freunden
– Bündnisse für junge Flüchtlinge“ 
Kommunen durch sechs regionale
Servicebüros. Diese bieten beispiels-
weise Beratung und Qualifizierung
für Mitarbeiter der Kommunen. Au-
ßerdem helfen sie, lokale Bündnisse
aus Behörden, Vereinen sowie Bil-
dungs- und Flüchtlingseinrichtun-
gen zu bilden. Das Programm läuft
vier Jahre und ist mit zwölf Millio-
nen Euro ausgestattet.

Zudem plant das Bundesfamilien -
ministerium im nächsten Jahr ein
bundesweites Gastfamilien -
 projekt. Für einen Teil der Kinder

und Jugend lichen sind Gastfamilien
genau der richtige Ort: Sie geben ein
Zuhause, Geborgenheit und helfen,
in Deutschland Fuß zu fassen. Das 
geplante Projekt sieht Konzepte vor,
wie Gastfamilien und ehrenamtliche
Vormünder gewonnen und qualifi-
ziert werden können. Damit diese
gut begleitet werden können, 
müssen auch die Fachkräfte der 
Kinder- und Jugendhilfe fortgebildet
und auf ihre neue Aufgabe vorberei-
tet werden. Auch das soll das Projekt
leisten.

Laut UN-Kinderrechtskonvention
haben die minderjährigen Flücht-
linge ein Recht darauf, dem Kindes-
wohl entsprechend untergebracht,
versorgt und betreut zu werden. An-
ders als erwachsene Flüchtlinge 
werden sie in Pflegefamilien oder
Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe untergebracht.

Die unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlinge in Deutschland waren
2014 überwiegend Jugendliche, die
bald die Volljährigkeit erreichten: 
70 Prozent waren 16 oder 17 Jahre alt.
Allerdings ist die Tendenz festzustel-
len, dass die unbegleiteten Minder-
jährigen jünger werden. Fast 90 Pro-
zent waren männlich. Die Haupt -
herkunftsländer sind Afghanistan, 
Syrien, Eritrea und Somalia.
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BMFSFJ Internetredaktion, 
Pressemitteilung vom
16.12.2015

„Jedes Kind hat
ein Recht darauf,
gut und sicher 
aufzuwachsen.“

Kabinett beschließt Bericht zur 
Evaluation des Bundeskinder-
schutzgesetzes

Das Bundeskabinett hat den Bericht
zur Evaluation des Bundeskinder-
schutzgesetzes beschlossen. Insge-
samt zeigt die Evaluierung, dass 
seit Inkrafttreten des Gesetzes am 
1. Janu ar 2012 viel für den Schutz von
Kindern erreicht wurde. Gleichzeitig
wird deutlich, dass weitere Verbesse-
rungen im Kinderschutz notwendig
sind. „Jedes Kind hat ein Recht da-
rauf, gut und sicher aufzuwachsen.
Leider sieht die Realität auch in
Deutschland manchmal anders aus“,
sagt Bundesjugendministerin Ma-
nuela Schwesig. „Das Bundeskinder-
schutzgesetz war ein sehr wichtiger
Schritt für die Verbesserung des Kin-
derschutzes in Deutschland. Durch
das Gesetz wurden die Rechte von
Kindern und Jugendlichen insgesamt
gestärkt.“

Folgende Evaluationsergebnisse 
zeigen, dass der Kinderschutz in
Deutschland grundsätzlich wirksam
und verlässlich ist:
* Die Vernetzung der wichtigen 

Akteure im Kinderschutz 
funktioniert gut.

* Hausbesuche werden flächen -
deckend zur Einschätzung von 
Gefährdungslagen durchgeführt.

* Jugendämter informieren sich ge-
genseitig verstärkt über Hinweise
zu Kindeswohlgefährdungen.

* Aufgrund von einschlägigen Ein-
tragungen im Führungszeugnis
werden schätzungsweise jährlich

ca. 100 Personen von Tätigkeiten in
der Kinder- und Jugendhilfe aus-
geschlossen.

* Eltern, schwangere Frauen und
werdende Väter werden verstärkt
über Hilfs- und Beratungs -
angebote informiert.

* Werdende und junge Eltern 
werden von den Angeboten der
Frühen Hilfen erreicht – z.B. durch
den Einsatz von Familienhebam-
men oder durch Elternbegleiter.

„Mit den Angeboten der Frühen 
Hilfen finden Familien, die sich in
schwierigen Lebenslagen befinden
und sich im Alltag überfordert füh-
len, einfach Hilfe. Deshalb werden
wir die Kommunen in Zukunft dau-
erhaft mit 51 Millionen Euro jähr-
lich finanziell unterstützen. Kinder-
schutz darf nicht von der Kassenlage
der Kommunen abhängen“, so die
Ministerin. Das Bundesfamilienmi-
nisterium stärkt mit der „Bundes -
initiative Netzwerke Frühe Hilfen“
seit 2012 den Auf- und Ausbau von
Netz werken Früher Hilfen und den
Einsatz von Familienhebammen.
Hierfür stellte der Bund im Jahr 2012
30 Millionen Euro, im Jahr 2013 
45 Millionen Euro und in den Jah-
ren 2014 und 2015 jeweils 51 Millio-
nen Euro zur Verfügung. Ab 2016
werden die Frühen Hilfen dauerhaft
in Höhe von 51 Millionen Euro jähr-
lich durch einen Fonds gefördert.
„Die Evaluationsergebnisse zeigen
aber auch, dass an einigen Stellen
nachgebessert werden muss. Das 
Gesetz hat wesentliche Schwach -
stellen im Kinderschutz beseitigt, 
für einen umfassenden Kinderschutz
gibt es aber noch viel zu tun“, 
erklärt Manuela Schwesig.

Verbesserungsbedarf besteht an 
folgenden Stellen:
* Die Befugnisnorm, die es Berufs -

geheimnisträgern erlaubt, das 
Jugendamt unter bestimmten 
Bedingungen über Gefährdungen

des Wohls eines Kindes zu in -
formieren, müssen verständlicher
formuliert werden. Damit zum
Beispiel Ärztinnen und Ärzte sie
besser anwenden können.

* Ärztinnen und Ärzte, die dem Ju-
gendamt in Verdachtsfällen Daten-
übermitteln, wollen auch ein
„Feedback“, wie es mit dem Kind
weitergeht. Das soll ermöglicht
werden.

* Beteiligungs- und Beschwerde-
möglichkeiten für Kinder und Ju-
gendliche müssen weiter gestärkt
werden. Daher soll geprüft werden,
in welcher Form externe und un-
abhängige Stellen – Ombudsstel-
len – geschaffen werden können.

* Es reicht nicht aus, nur die Jugend-
ämter und ihre Einrichtungen, 
zur Qualitätsentwicklung zu
verpflich ten – auch die freien 
Träger werden daher in diese 
Aufgabe mit eingebunden.

* Pflegekinder und ihre Familien
müssen gestärkt werden. Vor allem
bei Dauerpflegeverhältnissen gilt
es zu prüfen, wie in den gesetzli-
chen Regelungen mehr Stabilität
der Familiensituation sichergestellt
werden kann.

* Jugendämtern und Trägern sollte
die Dokumentation der Einsicht-
nahme in das erweiterte Füh-
rungszeugnis ermöglicht werden,
um die Handhabung in der Praxis
zu erleichtern.

* Die Kooperation zwischen der
Kinder- und Jugendhilfe und dem
Gesundheitswesen sollte weiter
verbessert werden.

Das Bundeskinderschutzgesetz geht
von einem weiten Verständnis von
Kinderschutz aus. Notwendige Ver -
besserungen können sich daher nicht
nur auf punktuelle Veränderungen
beschränken. Es geht darum, Kinder
und Jugendliche insgesamt zu stärken
und den Blick auf die Kinder- und 
Jugendhilfe zu richten. Bun des -
familienministerin Manuela Schwesig
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kündigt an: „Ich werde mit einer Ge-
samtreform der Kinder- und Jugend-
hilfe das Kind und seine Bedürfnisse
noch stärker in den Fokus rücken.“

Bundesjugendministerin Schwesig
wird 2016 das Gesetzesvorhaben zur
Gesamtreform der Kinder- und Ju-
gendhilfe auf den Weg bringen. Ziel
ist es, die Kinder- und Jugendhilfe zu
einem inklusiven, effizienten und
dauerhaft tragfähigen und belast -
baren Leistungssystem weiterzuent-
wickeln, dass Kinder und Jugend -
liche mit und ohne Behinderung 
unter einem Dach zusammenführt.

BMFSFJ Pressemitteilung vom
09.12.2015

Weitere Beteiligung am ergänzen-
den Hilfesystem für die Betroffenen
sexuellen Missbrauchs

Auch Bayern und
Brandenburg 
übernehmen 
Verantwortung
Bayern und Brandenburg beteiligen
sich nun als achtes und neuntes Bun-
desland ebenfalls am Ergänzenden
Hilfesystem (EHS) für Betroffene 
sexuellen Missbrauchs im staatlichen
Bereich. Sie unterzeichneten eine ent -
sprechende Vereinbarung mit dem
Bundesministerium für Frauen, Fami-
lie, Senioren und Jugend (BMFSFJ).

Bundesfamilienministerin Schwesig
zeigte sich erfreut. „Das ist ein wich-
tiges Signal, dass nun auch Bayern
und Brandenburg das Ergänzende
Hilfesystem im staatlichen Bereich
umsetzen – das ist konsequent und
richtig. Mir ist es wichtig, dass den
Betroffenen sexuellen Missbrauchs
schnell und unbürokratisch geholfen
wird, um ihre Leiden zu mildern.“

Bisher beteiligen sich Berlin, Baden-
Württemberg, Sachsen, Schleswig-
Holstein,Thüringen, das Saarland
und Hamburg am Ergänzenden 
Hilfesystem. Auch die anderen Bun-
desländer haben bereits ihre Bereit-
schaft signalisiert, ebenfalls das EHS
umzusetzen. Bundesministerin
Schwesig appellierte an sie: „Es darf
keine Unterschiede zwischen den
Bundesländern geben, das sind wir
den Betroffenen schuldig. Denn nur
so kann ihnen in diesem Rahmen
flächendeckend geholfen werden.
Jetzt ist es an den restlichen Bundes-
ländern, ihrer Verantwortung als Ar-
beitgeber gegenüber den Betroffenen
sexuellen Missbrauchs gerecht zu
werden.“

Das EHS im staatlichen Bereich wird
komplettiert durch das EHS im
institutionellen Bereich. Hier beteili-
gen sich schon der Deutsche Olym-
pische Sportbund, die Caritas und
das Deutsche Rote Kreuz. Zusätzlich
bestehen vergleichbare Vereinbarun-
gen mit der Deutschen Bischofs -
konferenz, der Evangelischen und
Katholischen Kirche Deutschlands,
der Diakonie sowie der Deutschen
Ordenskonferenz. Das EHS von
Bund, Ländern und verantwort -
lichen Institutionen soll diejenigen
unterstützen, die in ihrer Kindheit
oder Jugend sexuellen Missbrauch
im institutionellen Bereich erlitten
haben und noch heute an den Folge-
wirkungen leiden. Die neun Bundes-
länder erfüllen damit eine zentrale
Forderung des Runden Tisches 
„Sexueller Kindesmissbrauch in 
Abhängigkeits- und Machtverhält-
nissen in privaten und öffentlichen
Einrichtungen und im familiären
Bereich“ (RTKM).

Der Bund hatte bereits zum 1. Mai
2013 als ersten Teil des Ergänzenden
Hilfesystems für Betroffene sexueller
Gewalt den „Fonds Sexueller Miss-
brauch im familiären Bereich“ er-

richtet. Für das Ergänzende Hilfesys-
tem im institutionellen Bereich stellt
der Bund die von ihm für den „Fonds
Sexueller Missbrauch“ geschaffenen
Organisationstrukturen zur Ver -
fügung. Antragstellung auf Hilfe leis -
tungen im institutionellen Bereich ist
bereits seit 1. Mai 2013 möglich.

Betroffene von sexuellem Miss-
brauch können über die Geschäfts-
stelle des FSM in Berlin subsidiär zu
bestehenden Hilfesystemen und
Rechtsansprüchen die Übernahme
von Sachleistungen bis zu 10.000
Euro beantragen.

Weitere Informationen zum 
Ergänzenden Hilfesystem erhalten
Sie unter www.fonds-missbrauch.de
<http://www.fonds-missbrauch.de/>

PRESSEMITTEILUNG des 
Statistischen Bundesamtes 
(DESTATIS) vom 27.11.2015

2014 hat für 
531 500 junge 
Menschen eine
Hilfe zur Erziehung
begonnen

WIESBADEN – Im Jahr 2014 hat für
531 500 Kinder, Jugendliche und
junge Erwachsene in Deutschland
eine erzieherische Hilfe des Jugend-
amtes oder einer Erziehungsbera-
tungsstelle begonnen. Wie das Statis-
tische Bundesamt (Destatis) mitteilt,
waren das 11 700 junge Menschen
mehr als im Jahr 2013 (+ 2,3 %).

Die vollständige Pressemitteilung
(inklusive PDF-Version) ist im
Internetangebot des Statistischen
Bundesamtes unter
http://www.destatis.de/presseaktuell
zu finden.
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wEnn Die wahrNehmung  eiN         wIrrWarr iSt?
Hat Ihr Klient Defizite in der Selbstwahrnehmung?  
Dann lernen Sie die SP®-Pädagogik kennen. 

Die SP®-Pädagogik ist eine Erweite-
rung der Möglichkeiten um Kindern und  
Jugendlichen mit schweren Defiziten in der 
Selbstkontrolle wirksam zu helfen. 
Es handelt sich um ein Kommunika- 
tionstraining mit Mitteln der non-
verbalen Kommunikation. Die Selbst-
einschätzung wird trainiert, um Warnsignale 
für das eigene Handeln wieder nutzbar zu  
machen.

Gesellschaft für Sinnes-
spezifische Pädagogik
Hofbrook 21 b ∙ 24119 Kronshagen 
Tel: 04 31 - 58 36 96 18 ∙ Fax: 04 31 - 58 33 00 
www.g-s-p.info ∙ mail@g-s-p.info

Inhalte der Ausbildung
kenntnisse aus Psychologie, Kognitions- 

wissenschaften, Neurologie (u.a. nach Bateson,  
Watzlawick, Grinder, Bandler, Damasio, Roth)

 
professionellen Maßnahmen

 

Veranstaltungsort

Die Eckernförder Bucht ist in weniger als 15 Gehminuten 
erreichbar. Eckernförde, Schleswig oder die Landeshaupt-
stadt Kiel sind nur wenige Kilometer entfernt.

SP®-Raum

Sprengercampus

Seminarraum

Lernen Sie die            -Pädagogik 
in einem Tagesseminar für nur 

120,- Euro kennen. 

Tagesseminare Kurs 2016
Schnupperkurs I: 06.06. – 09.06.2016

29.04.2016 12.09. – 15.09.2016
Schnupperkurs II: 07.11. – 10.11.2016

30.09.2016 28.11. – 30.11.2016
Ein SP®-Kurs besteht aus vier Block-Einheiten
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